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Die Sitzung wird um 9 Uhr 4 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Dr. Schmid eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, Sie werden nicht 
vergessen haben, daß die gestrige Tagesordnung 
noch nicht erledigt ist, daß wir die Tagesordnungs-
punkte vom Donnerstag auf den Freitag vorzu-
tragen haben. Es stehen noch acht Redner auf der 
Rednerliste von gestern; wir werden sie alle acht 
anhören. Ich schlage Ihnen vor, daß wir, nachdem 
die Aussprache über Punkt 1 der Tagesordnung 
von gestern erschöpft ist, die Tagesordnung von 
gestern durchverhandeln und — falls dann noch 
Zeit sein sollte, denn um 14 Uhr wird barmher-
zigerweise geschlossen — 

(Heiterkeit und Beifall) 

zu Punkt 3 der heutigen Tagesordnung übergehen 
und die Kohle noch anstehen lassen. Das Haus ist 
einverstanden? 

(Zustimmung.) 

Die amtlichen Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Herr Stellvertreter des Bundeskanzlers hat unter dem 
9. Februar 1956 gemäß § 20 Abs. 5 des Gesetzes über den 
Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und 
Fettgesetz) in der Fassung vom 10. Dezember 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 811) die Verordnung M Nr. 2/56 über Milch-
auszahlungspreise zur Kenntnisnahme übersandt. Der Verord-
nungsentwurf liegt im Archiv zur Einsichtsnahme aus. 

Die Fraktion der SPD hat unter dem 8. Februar ihre Große 
Anfrage betreffend Absichten der Bundesregierung bei der 
Auswahl von Freiwilligen (Drucksache 1456) zurückgezogen. 

Wir fahren fort in der Aussprache zu Punkt 1 
der Tagesordnung der 128. Sitzung: 

a) Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betreffend Eingliederung von Flüchtlingen, 
Vertriebenen, Evakuierten und Heimkehrern 
(Drucksache 1961); 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betreffend Politik der Bundesregierung in 
den Angelegenheiten der Vertriebenen, 
Sowjetzonenflüchtlinge und Evakuierten 
(Drucksache 1896); 

c) Erste Beratung des von der Fraktion des 
GB/BHE eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Bundesvertriebe-
nengesetzes (Drucksache 1965); 
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(Vizepräsident Dr. Schmid) 
d) Erste Beratung des von der Fraktion des 

GB/BHE eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes über Ausgleichsleistungen an Sowjet-
zonenflüchtlinge (Drucksache 1966). 

Das Wort hat der Abgeordnete Dewald. 

Dewald (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn man eine Anfrage einbringt, 
die mindestens ihrer Länge nach als groß bezeich-
net werden muß, dann braucht man sich auch nicht 
zu wundern, wenn die Debatte ziemlich lang wird. 
Die bisherige Debatte im Zusammenhang mit der 
Großen Anfrage ist in erster Linie — das darf 
man wohl sagen — eine Vertriebenendebatte ge-
wesen. Ich glaube aber, wir haben uns hier mit 
einer Reihe von Fragen zu beschäftigen, die auch 
jene Geschädigtengruppen berühren, die nicht zu 
den Flüchtlingen und nicht zu den Vertriebenen 
gehören, also die sogenannten heimischen Kriegs

-
sachgeschädigten. 
Damit diese Debatte nicht zu einer reinen Ver-

triebenendebatte wird, möchte ich mich mit die-
sen Geschädigtengruppen ein wenig befassen. Ich 
darf auch darauf verweisen, daß das, was die 
Große Anfrage enthält, mit einem Antrag meiner 
Fraktion gekoppelt worden ist, der im Grunde 
genommen dasselbe will wie die Große Anfrage, 
wenn sie es vielleicht auch in einer etwas präzi-
seren Form zum Ausdruck bringt. Wir haben die 
Dinge, die in der Großen Anfrage vorgebracht wor-
den sind, bereits früher mit aller Ausgiebigkeit 
behandelt. So hat die Große Anfrage meiner Frak-
tion vom 14. Juli 1954 im Grunde bereits alles vor-
weggenommen, was diese neuerliche Anfrage ent-
hält. 
Mir liegt besonders daran, einige Sätze zu 

Punkt 3 b der heutigen Anfrage zu sagen. 
(Anhaltende Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich bitte um ein wenig Ruhe. 

Dewald (SPD): Dort wird eine Beurteilung der 
Bundesregierung in der Frage der Kapitalstruktur 
der kriegssachgeschädigten Wirtschaft verlangt. 
Ich nehme an, daß es den Anfragern nicht darum 
zu tun ist, eine erneute zeitraubende Erhebung an-
stellen zu lassen, sondern daß es ihnen um Hilfs-
maßnahmen geht, welche dieser Sektor unserer 
Wirtschaft dringend braucht. Ich darf in diesem 
Zusammenhang auf die Antwort des Herrn Bun-
desvertriebenenministers auf unsere Große An-
frage in der 44. Sitzung am 23. September 1954 
verweisen. Damals führten Sie, Herr Bundesver-
triebenenminister, unter anderem aus: 

In diesem Plan 
— dem Zweijahresplan — 

konnten noch nicht die Belange der Kriegs

-

sachgeschädigten und Evakuierten behandelt 
werden, da deren Betreuung erst seit dem 
1. April 1954 in die Zuständigkeit meines Mi-
nisteriums übergegangen ist. 

Er habe aber zu bemerken, 

daß die Bundesregierung sich nicht nur für 
die Vertriebenen und Flüchtlinge einsetzt, 
sondern mit gleichem Schwergewicht für die 
Belange der Kriegssachgeschädigten und ins-
besondere der Evakuierten. Die Bundesregie-
rung hat dafür Sorge getragen — und sie 
wird dies weiter tun —, daß die einzelnen Ge

-

schädigtengruppen jeweils gerecht und ihren 
Bedürfnissen entsprechend bei allen Hilfsmaß-
nahmen berücksichtigt werden. 

Das sind wahrhaft erhebende Worte gewesen, 
Herr Bundesminister, die Sie hier gesprochen 
haben. Die Betroffenen mußten annehmen, daß 
die versprochene Hilfe „just round the corner" ist. 
„Gerecht und ihren Bedürfnissen entsprechend", 
sagten Sie, und Sie werden mir gestatten, daß ich 
dazu einige Sätze sage. Denn gerade auf das Wort 
„gerecht" kommt es mir an. Es liegt mir fern, 
einen Stein gegen die Vertriebenen zu werfen. Ich 
bin mir der hohen staatspolitischen Aufgabe be-
wußt, diese Volksgenossen, die ein schreckliches 
Geschick aus ihrer Heimat trieb, in unsere Gemein-
schaft einzugliedern und zu fördern, wo immer es 
möglich ist. Aber wir wollen doch gerecht sein. 
Und da wird mir aus den Kreisen der einheimi-
schen geschädigten Wirtschaft gesagt: Sonderbare 
Gerechtigkeit, die man an uns übt! Zum erstenmal 
hat man im vergangenen Etatsjahr bei der Ver-
teilung von Mitteln aus dem ERP-Fonds die ein-
heimische geschädigte Wirtschaft bedacht, aber in 
wenig großzügiger Weise: sie hat den Betrag von 
5,1 Millionen DM aus diesem Fonds erhalten, wohl-
gemerkt: für das ganze Bundesgebiet, während 
die heimatvertriebene Wirtschaft aus der gleichen 
Quelle 124 Millionen DM empfangen hat. 

Ich betone nochmals: auch ich begrüße diese 
Hilfe für die Heimatvertriebenen. Ich wollte, sie 
wäre noch größer gewesen. Aber ich kann nicht 
umhin, auf die Frage der einheimischen geschä-
digten Wirtschaft, ob das eine gerechte Verteilung 
ist, zumindest mit einem zweifelnden Nein zu ant-
worten. 

Diese langfristigen und billigen Kredite — 3 % 
Zinsen und 17 Jahre Laufzeit — wären auch für 
die einheimische geschädigte Wirtschaft mit Ein-
schluß der Evakuierten eine wirkliche Hilfe, ins-
besondere für den von Ihnen so viel umworbenen 
Mittelstand, und ich darf die Hoffnung aus-
sprechen, daß in Zukunft dieser Kreis unserer 
Wirtschaft, die auch unteilbar ist, aus den Rück-
flüssen der ERP-Mittel besser gespeist wird als 
bisher. Die Leute legen großen Wert auf das Wort 
Gerechtigkeit. Das ist alles. 
In dem diesjährigen Etat sind aus ERP-Mitteln 

insgesamt 491 Millionen DM zur Verteilung ein-
gesetzt. Davon entfallen auf die gewerbliche Wirt-
schaft der Vertriebenen, Flüchtlinge und Kriegs

-

sachgeschädigten zusammen 20 Millionen DM. Ich 
weiß nicht, ob man hier nicht doch etwas stief

-

mütterlich gedacht hat. Ich kenne die Aufschlüs-
selung auf die einzelnen Gruppen nicht. Sollte ich 
mich aber irren, sollte hier doch eine gewisse 
Großzügigkeit vorliegend, dann lasse ich mich 
gerne belehren. 
Man macht geltend, daß die Vertriebenenwirt-

schaft es ungleich schwerer hatte als die einhei-
mische Wirtschaft, wieder emporzukommen. Das 
trifft fraglos in vielen Fällen zu. Aber anzuneh-
men, daß die Ausgebombten und die ihrer Habe 
durch die Kriegsereignisse beraubten Einheimi-
schen auf Rosen gebettet seien, ist sicherlich ein 
Trugschluß. 

Man hat lobenswerterweise — ich begrüße das — 
der  Heimatvertriebenenwirtschaft auch mit den be-
sonderen Steuervergünstigungen — §§ 7 a, 7 e, 10 a 
— der Einkommensteuergesetze unter die Arme 
gegriffen. Man hat sie bei der Vergabe öffentlicher 
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Aufträge bevorzugt. Alles lobenswertes Tun, das 
ich durchaus begrüße. Aber man muß sich daran 
erinnern, daß der 1. Bundestag einstimmig eine 
Entschließung gefaßt hat, in der es heißt, daß alle 
Geschädigtengruppen als gleichberechtigt in Ge-
setzgebung und Verwaltung zu betrachten sind, 
und danach muß man handeln. 

Ich habe einmal bei der Beratung der Umschul-
dungsaktion für die heimatvertriebene Wirtschaft, 
mit der man sich heute beschäftigt, angeregt, man 
möge die 100 Millionen DM, die hier in Betracht 
kommen, um 30 Millionen DM aufstocken und möge 
mit diesen 30 Millionen der einheimischen Geschä-
digtenwirtschaft unter die Arme greifen. Leider ist 
diesem Verlangen kein Erfolg beschieden gewesen, 
obwohl es gerade wieder eine Hilfe für die Mittel-
schichten — wie wir es nennen — gewesen wäre, 
für d i e Schichten, deren Anliegen erneut in einem 
von der Fraktion der CDU/CSU gestellten Antrag 
aufgegriffen werden. 

Alles ist also schon einmal dagewesen. Die Auf-
stockung dieser 30 Millionen wäre wenigstens eine 
helfende Geste gewesen. Die Betroffenen hätten 
sich gesagt: Wir sind doch nicht vergessen. Herr 
Bundesminister für die Vertriebenen und Kriegs

-

sachgeschädigten, warum haben Sie nicht einmal 
eine entschlossene, gerechte Wendung nach dieser 
Seite gemacht? 

Und nun zu den Evakuierten, die mir besonders 
am Herzen liegen, weil sie die Vergessenen sind, 
weil sie die Letzten sind, an die man gedacht hat, 
und sie sind deshalb in der Gefahr, daß die Hunde 
sie beißen. 

In der bereits erwähnten Sitzung vom 23. Sep-
tember 1954 — es ist lange her — haben Sie, Herr 
Bundesminister, mit wahrhaft imponierenden Zah-
len jongliert. Ein Rastelli hätte dabei neidisch wer-
den können. Ich gestehe, daß mich dieses Zahlen-
material fast überwältigt hat. Leider hat sich auch 
hier die alte Weisheit bestätigt, daß man Zahlen 
und Statistiken nicht immer trauen kann. Nur der 
Augenschein überzeugt. Unser Sprecher hat schon 
damals erklärt, daß wir dieser gefährlichen Zahlen-
vision nicht trauen, daß man vor allem keine Vor-
schußzahlen nennen soll, sondern nur das, was der 
Finanzminister wirklich freigegeben hat. 

Unsere Befürchtungen sind durch die Entwick-
lung bestätigt worden. Ich denke hier vor allen 
Dingen an die Rückführung der Evakuierten inner-
halb der Länder. Den Evakuierten haben Sie aller-
dings, Herr Bundesminister, in der Sitzung vom 
15. Juni 1955 eine eiskalte Dusche versetzt. Da-
mals — ich zitiere mit der Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten wörtlich — sagten Sie: 

Es ist das Problem der Evakuierten angeschnit-
ten worden, auf das ich nur ganz kurz ein-
gehen kann.... Ich glaube, die Durchführungs-
verordnung, nach der gefragt wurde, wäre 
lange da, wenn wir nicht die Schwierigkeiten 
mit den Mitteln hätten, wenn wir die Mittel 
aus dem Wohnungsbau, nämlich 45 Millionen 
aus dem Bundeshaushalt und 45 Millionen 
Wohnraumhilfemittel, ohne weiteres geben 
könnten. Was heute fehlt, 

— sagten Sie dann weiter — 

ist die innere Umsiedlung. 

Und nun kommt der entscheidende Satz, der 
lautet: 

Dafür steht vom Bund aus kein Geld zur Ver-
fügung. 

Sie fuhren dann fort in ihren Bemerkungen und 
sagten: 

Hier besteht eben auch die Schwierigkeit, daß 
die Länder nicht genug Mittel haben und daß 
der Bund heute die innere Umsiedlung nur 
sehr schwer durchführen kann. 

So weit Ihre Ausführungen, womit sich unsere Be-
fürchtungen bestätigten. 

Nun, Schwierigkeiten, von denen Sie sprachen, 
Herr Minister, sind dazu da, daß sie ausgeräumt 
werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Man beurteilt die Tätigkeit eines Ministers danach, 
ob ihm das gelingt oder nicht. 

Worin liegt denn die Schwierigkeit? Einfach 
darin, daß der Finanzminister die Theorie aufstellt, 
daß die innere Rückführung der Evakuierten ihn 
nichts angehe, daß dies Sache der Länder und Ge-
meinden sei; ihm verbleibe nur die Sorge für die 
Rückführung von Land zu Land. Diese Theorie 
haben Sie, Herr Bundesminister, gestern wieder 
aufgenommen und in Ihrer Rede ausdrücklich be-
stätigt. Wir haben diese Theorie stets bekämpft. 
Die Gesamtevakuierung ist eine direkte Kriegs-
folge, zurückzuführen auf den Evakuierungsplan 
des damaligen Reiches. Der Bund ist Rechtsnach-
folger und hat deshalb dafür einzutreten, daß 
allen Evakuierten Gerechtigkeit widerfährt. 

Sie sagten in dieser Rede vor acht Monaten wei-
ter, der Bund könne nichts tun. Ich nehme an, das 
damalige Heute gilt nach Ihren gestrigen Ausfüh-
rungen auch für das heutige Heute, und das ist 
mehr als betrüblich. Wo sind denn die Millionen 
geblieben, von denen Sie damals so imponierend 
gesprochen haben? Hätte man sie den Evakuierten 
gegeben, wie ein Antrag von uns vorsah, statt sie 
auf die hohe Kante zu legen, dann wäre jetzt der 
Herr Finanzminister nicht in die kitzlige Lage ver-
setzt, daß andere nach seinem nest-egg greifen, für 
die er es sicher nicht ausbrüten wollte. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wenn der Bund heute, in Zeiten der Hochkonjunk-
tur und der dadurch bedingten Kassenfülle, nichts 
für die Evakuierten tun kann, dann frage ich mich: 
Wann kann er es tun? 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sie haben uns in Ihrer gestrigen Rede einen 
neuen Kabinettsbeschluß verkündet, durch den die 
Wohnungsbaumittel von 500 Millionen auf 700 Mil-
lionen DM erhöht worden sind. Das sollte wohl 
für uns ein Trostpflästerchen darstellen und in den 
Evakuiertenkreisen die Hoffnung erwecken, daß 
nunmehr alles in Butter sei. Nein, das ist es nicht. 
Wir haben gestern im zuständigen Ausschuß eine 
Änderung des Bundesevakuiertengesetzes beraten. 
Bei dieser Gelegenheit habe ich erfahren, daß Ihr 
Haus die Kosten der Rückführung der Evakuierten 
auf 1500 Millionen DM veranschlagt. Da frage ich 
mich: Wieviel Evakuierte können Sie zurückführen 
mit den Mitteln, die Sie uns gestern bekannt-
gegeben haben? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wenn Sie, gestützt auf diese Mittel, das Evaku

-

iertenproblem lösen wollen, dann wird die Prophe

-

zeiung, Herr Bundesminister, die Sie vor einiger 
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(Dewald) 
Zeit einmal in München gemacht haben, daß Sie 
in drei Jahren das Evakuiertenproblem lösen wer-
den, nicht in Erfüllung gehen. Nach dem, was wir 
jetzt an Mitteln zur Verfügung haben, wird es 12 
bis 15 Jahre dauern, bis der letzte Evakuierte von 
seinem Verbannungsort in seinen Heimatort zu-
rückgeführt ist. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

So kann man das Evakuiertenproblem meiner An-
sicht nach nicht lösen. 

(Abg. Dr. Orth: Nicht sehen, wollen wir 
mal sagen!) 

Die CDU/CSU fragt in Punkt 5 ihrer Großen 
Anfrage, wieviel Evakuierte bereits mit Bundes-
mitteln zurückgeführt worden sind. Wenn ich von 
der Rückführung von Land zu Land absehe, dann 
kann ich diese Anfrage damit beantworten, daß 
ich sage: herzlich wenig. Praktisch steht heute 
— ich betone: heute — das Evakuiertenproblem so, 
daß wir 500 000 rückkehrwillige Evakuierte haben 
und daß davon höchstenfalls 60 000 zurückgeführt 
sind. Man tröstet sich in amtlichen Kreisen damit, 
daß viele darunter seien, die sich eben so hätten 
einschreiben lassen, die aber dann, wenn es zum 
Ernstfall komme, von ihrer Einschreibung gar kei-
nen Gebrauch machten, sondern dort blieben, wo-
hin sie das Schicksal verweht habe. Auf eine solche 
Annahme kann man keinen Plan aufbauen. Man 
muß mit den konkreten Zahlen arbeiten, die vor-
liegen, und dann dementsprechend handeln. Diese 
Evakuierten sind die Leute, die vor 13 Jahren aus 
ihren Wohnungen in den Städten vertrieben wor-
den sind, die seitdem, man möchte sagen, in elen-
der Verbannung leben und für die zunächst nur 
der Trost vorhanden ist, daß sie registriert worden 
sind, daß sie ein Stück Papier erhalten haben, von 
dem sie sich bei Gott nichts abbeißen können. 

Wir haben immer und immer wieder darauf ver-
wiesen, daß das gesamte Bundesevakuiertengesetz 
eine leere Deklamation ist — und im Grunde ge-
nommen war das ganze Haus einhellig dieser Mei-
nung —, wenn nicht entsprechende Mittel zur Be-
schaffung von Wohnraum zur Verfügung gestellt 
werden. Wir haben im vorigen Jahre den gewiß 
bescheidenen Antrag gestellt, 50 Millionen DM für 
diese Zwecke bereitzustellen. Dieser Antrag ist 
abgelehnt worden. 

(Abg. Rehs: Leider!) 

Es wäre der erste und einzig helfende Schritt für 
die Evakuierten gewesen, denn unsere Parole muß 
sein: nicht fragen, sondern helfen. Ich kann mich 
erinnern, wie sich der Herr Bundesfinanzminister 
damals wegen dieser 50 Millionen DM gewehrt hat. 
Es wird wohl niemand in diesem Hause sein, der 
heute zurückschauend nicht sagen würde: Diese 
50 Millionen DM hätten wir noch leicht verkraften 
können. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Es wäre dann den Evakuierten wenigstens für den 
Anfang etwas gezeigt worden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es liegt diesem Hause auch in diesem Jahre zu den 
Etatberatungen ein Antrag meiner Fraktion vor 
— neben den sonstigen aus der Natur der Sache her-
vorgehenden Vorschlägen, die unser Antrag ent-
hält —, für Zwecke der Evakuiertenrückführung 
den Betrag von 100 Millionen DM bereitzustellen. Es 

ist auch möglich, daß seitens des zuständigen Aus

-

schusses noch andere Vorschläge in dieser Hinsicht 
erarbeitet werden. Wir hoffen sehr, daß unser An-
trag in diesem Jahre eine Mehrheit findet. Ich sehe 
ja, daß alle den Evakuierten helfen wollen — was 
zu beweisen ist! 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Ich bin der Meinung, die Zustimmung zu einem 
solchen Antrag ist mehr wert als eine Große An-
frage von A bis Z. 

(Abg. Rehs: Sehr richtig!) 

Geben wir uns über die Stimmung in den Eva -
kuiertenkreisen keiner Täuschung hin! Unter ihnen 
zirkuliert bereits ein böses Wort: Kasernen sind 
wichtiger als Evakuiertenwohnungen! Das klingt 
erzweifelt ähnlich einem Wort, das wir in den 

Anfängen der ungloriosen tausendjährigen Ara ge-
hört haben und das da lautete: Kanonen sind wich-
tiger als Butter! Sorgen wir alle dafür, daß diese 
These nicht um sich greift — wir verbreiten sie 
nicht —, sorgen wir dafür, indem wir helfen und 
das tun, was unseres Amtes und unsere Pflicht ist. 
Es wird über dieses Problem noch einiges zu sagen 
sein, wenn das von mir erwähnte Änderungsgesetz 
zum Bundesevakuiertengesetz auf der Tagesord-
nung steht. Deshalb will ich heute auf weitere Ein-
zelheiten nicht eingehen. 

(Bravo! in der Mitte.) 

Nur ein Problem möchte ich noch anschneiden, 
weil weder in der Großen Anfrage noch in der 
Diskussion darüber irgend etwas gesagt worden 
ist, ein Problem, auf das der Herr Bundesvertrie-
benenminister einmal in einer Sitzung des Bundes-
tages hingewiesen hat. Damals sagten Sie, Herr 
Minister: „Denken Sie an die Kasernenauflösung. 
Da stehen wir noch vor ganz anderen Problemen. 
Wir werden in einem Jahr 60 000 Menschen aus 
den Kasernen herausholen und auch neuen Wohn-
raum bauen müssen." Nun, ich glaube, dieses Pro-
blem ist da, und ich glaube, daß die Zahl von 
60 000 zu niedrig ist; denn nach den Erklärungen 
des Herrn Verteidigungsministers in der letzten 
Fragestunde sollen so an die 150 Kasernen ihrer 
Zweckentfremdung entrissen und ihrer Zweckbe-
stimmung — welch ein gruseliges Wort — zuge-
führt werden. Da heißt es wirklich Wohnungen 
bauen, wenn zu dem allerlei Verdrängtsein, das 
wir schon haben, zu dem allerlei Vertriebensein, 
das für uns für lange Jahre und immer ein Pro-
blem bleiben wird, noch die neuen Kasernenver-
drängten stoßen, die Flug- und Übungsplatzver-
drängten nicht zu vergessen! 
Es handelt sich nicht allein um Wohnungen, es 

handelt sich um die Erstellung von Geschäftsräu-
men und Lebensraum für die durch die Wiederauf-
rüstung entwurzelten Existenzen. Daß sich dar-
unter ein großer Teil Vertriebener befindet, 
brauche ich hier wohl nicht besonders zu beweisen. 
Ich möchte den Herrn Bundesvertriebenenminister 
fragen: Haben Sie bereits einen Plan für diese 
neue Art der Verdrängten? Haben Sie die Mittel 
zur Verfügung, diesen Verdrängten zu helfen? Und 
aus welchem Topf kommen diese Mittel? 

Verzeihen Sie meine Neugierde, Herr Bundes-
minister, nach dieser Richtung hin. Aber ein altes 
Wort sagt: Wissen ist Macht. Und es geht die Sage, 
daß Sie eines sicher wüßten, nämlich wie man 
Macht macht. Davon möchte ich wie der Famulus 
im „Faust" ein klein wenig profitieren. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Kather. 

Meine Damen und Herren — Herr Abgeordneter 
Kather, ich bitte Sie, eine Sekunde zu warten —, 
ich habe eine interfraktionelle Vereinbarung be-
kanntzugeben. Die Fraktionen haben vereinbart, 
daß die Debatte über diesen Punkt der Tagesord-
nung Schlag 12 Uhr beendet wird. 

(Rufe von der Mitte: Bravo!) 

Die Fraktionen haben sich verpflichtet, auf ihre 
Redner so intensiv einzuwirken, 

(Heiterkeit) 

daß dies möglich wird, ohne daß Redner von der 
Rednerliste gestrichen werden. 

Zweitens: nach 12 Uhr, also 12 Uhr 1, beginnt 
die Aussprache über Punkt 1 a und c der gedruckt 
vorliegenden Tagesordnung für die 129. Sitzung. 
Dabei werden heute nur noch die Abgeordneten 
Dr. Bleiß und Dr. Friedensburg sowie Herr Staats-
sekretär Dr. Westrick sprechen. Im übrigen wird 
die Aussprache vertagt. 

Weiter werden heute noch alle Punkte verhan-
delt, die ohne Begründung und ohne Aussprache 
erledigt werden können. Wo eine Begründung oder 
eine Aussprache nötig oder gewünscht ist, wird der 
Punkt auf eine der späteren Sitzungen vertagt. 

Ich bitte die Damen und Herren, davon Kenntnis 
zu nehmen und ihre Dispositionen danach einzu-
richten. 
Herr Abgeordneter Kather, bitte! 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Ausführungen des Herrn 
Präsidenten geben mir Veranlassung, darauf hin-
zuweisen, daß meine Fraktion dieser Vereinbarung 
meines Wissens nicht zugestimmt hat. Mit voller 
Sicherheit kann ich sagen, daß die Fraktion auf 
mich keinen Druck dahin auszuüben versucht hat, 
meine Ausführungen abzukürzen. Ich habe auch 
nicht die Absicht, das zu tun. 

(Lachen in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie darauf hin-
weisen, daß nach einer vielleicht sechs- oder sie-
benstündigen Debatte mit mir der erste Redner 
des Gesamtdeutschen Blockes zu Worte kommt. 
Wir haben bisher noch keine Gelegenheit gehabt, 
ein einziges Wort zur Großen Anfrage der CDU/ 
CSU, zum Antrag der SPD und zu dem Bericht des 
Herrn Bundesministers zu sagen. Ich bin sicher, 
auch bei Ihnen Verständnis dafür zu finden, daß 
ich das Notwendige hier zum Ausdruck bringe. 

Herr Kollege Kuntscher hat die Große An-
frage der CDU/CSU mit der Sorge begründet, im 
Blickpunkt der Öffentlichkeit könnte dieses Pro-
blem als gelöst erscheinen oder hingestellt werden, 
während es in Wahrheit doch nicht gelöst ist. Diese 
Sorge ist nur allzu begründet. Ich muß ihn aber 
darauf hinweisen, daß es gerade sehr maßgebliche 
Kräfte aus den ihm nahestehenden Kreisen, ins-
besondere aus der Bundesregierung, sind, die die-
ser Sorge Nahrung gegeben haben. Es war der 
Herr Bundeskanzler, der am 10. September 1953, 
also vier Tage nach der letzten Bundestagswahl, 
die Frage aufwarf: Brauchen wir überhaupt noch 
ein Vertriebenenministerium? 

(Hört! Hört! beim GB/BHE und bei der 
SPD.) 

Es war Herr von Brentano, der damalige Frak-
tionsvorsitzende der CDU/CSU, der am 20. Ok-
tober 1953 — in dem Tag kann ich mich irren; 
jedenfalls bei der Debatte über die Regierungs-
erklärung — ausgeführt hat: Wir hoffen, daß nach 
vier Jahren vom Vertriebenenproblem nicht mehr 
gesprochen wird, abgesehen davon, daß diese Men-
schen auch dann noch an ihre Heimat denken. Und 
es ist letzten Endes der Herr Bundesminister für 
Vertriebene, der gerade in der letzten Zeit, wie ich 
Ihnen noch vortragen werde, wiederholt Verlaut-
barungen von sich gegeben hat, die dieser Befürch-
tung des Herrn Kollegen Kuntscher, deren Berech-
tigung ich durchaus anerkenne, neue Nahrung ge-
ben müssen. 

Meine Damen und Herren, wir haben gestern 
einen anderthalbstündigen Bericht des Herrn Bun-
desministers gehört, einen Bericht, der, wie wir 
alle wissen, in wochen- und monatelanger Arbeit 
seiner Abteilungen zustande gekommen ist. Wir 
sind mit Zahlen überschüttet worden. Man hat es 
nicht einmal für nötig gehalten, uns diesen Bericht 
etwa an die Hand zu geben. Wir sind mit solcher 
Methode doch eigentlich einigermaßen überfordert. 
Aber es kommt uns zu Hilfe, daß wir einen ande-
ren Bericht haben, den Bericht der Bundesregie-
rung „Deutschland im. Wiederaufbau", den sie zur 
Mehrung ihres Ruhms jedes Jahr herausgibt und 
der auch erst wenige Wochen alt ist. Ich habe 
gestern sorgfältig zugehört und konnte feststellen, 
daß der Bericht, den der Herr Bundesminister ge-
geben hat, nicht wesentlich abweicht von dem Be-
richt der Bundesregierung, den wir gedruckt vor-
liegen haben. Aus diesem Bericht möchte ich einen 
Satz hervorheben, den auch der Herr Bundes-
minister vorangestellt hat. Es heißt darin: 

Es kann festgestellt werden, daß es trotz die-
ses Anstiegs der Zahl der betreuten Menschen 
auch im Jahre 1955 gelungen ist, die geplanten 
Maßnahmen des Ministeriums im wesentlichen 
durchzuführen. 

Diese Feststellung ist unrichtig. Sie ist mit den 
Tatsachen unvereinbar. Wir kennen die Pläne und 
die geplanten Maßnahmen; denn es gibt einen be-
sonderen Plan, den Oberländer-Plan. Der Herr 
Bundesminister hat es für richtig gehalten, kaum 
daß er einen Schritt in das Ministerium gesetzt 
hatte, einen besonderen Plan für zwei Jahre her-
auszugeben. Er hat dort das, was andere schon 
lange gefordert und wofür andere die gesetzlichen 
Voraussetzungen im 1. Bundestag geschaffen haben, 
zu einem Plan für zwei Jahre zusammengefaßt. 
Meine Damen und Herren, es gibt keinen Schäffer

-

Plan, es gibt keinen Erhard-Plan, es gibt auch 
keinen Konrad-Adenauer-Plan, und sogar der 
Bundesverkehrsminister hat sich mit dem gewöhn-
lichen Fahrplan der Bundesbahn gegnügt. 

(Heiterkeit beim GB/BHE.) 
Aber wir haben einen Oberländer-Plan. Ich sage 
das, meine Damen und Herren, weil es kennzeich-
nend ist für das Ministerium, für den Minister 
und für sein Wirken, weil es die Umkehrung des 
alten preußischen Grundsatzes zum Ausdruck 
bringt: „Mehr sein als scheinen!" 

(Zustimmung beim GB/BHE und bei der 
SPD.) 

Der Herr Minister hat gestern gesagt, die Bun-
desregierung habe gefordert, daß in fünf Jahren 
hunderttausend Bauernstellen geschaffen werden. 
Das ist eine Forderung, die wir seit vielen Jahren 
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Dr. Kather) 
gestellt haben, die wir insbesondere bei der Be-
ratung des Lastenausgleichsgesetzes und des Bun-
desvertriebenengesetzes immer wieder auch von 
dieser Stelle aus erhoben haben und für die wir 
auch die Voraussetzungen geschaffen zu haben 
glaubten. Wir haben ja schließlich beim Lasten-
ausgleich um jede Mark und beim Bundesvertrie-
benengesetz um jeden Quadratmeter Land ge-
kämpft. Das war alles im Fluß, und das war alles 
doch da. Aber es sollte geerntet werden, wo andere 
gesät hatten. Das wollen wir einmal mit aller 
Deutlichkeit feststellen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wir hätten auch gar 
nichts dagegen gehabt, wenn wenigstens geerntet 
worden wäre. Aber auch das ist ja nicht oder nicht 
in zureichendem Maße geschehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Es ist heute der Tag und die Stunde, einmal dar-
über zu sprechen. Die Große Anfrage der CDU/ 
CSU, die Anträge, die der Gesamtdeutsche Block 
gestellt hat, stellen große Ausschnitte des Gesamt-
problems zur Diskussion; aber der Antrag der 
SPD, der ja letzten Endes — das haben die Aus-
führungen der Herren Jaksch und Rehs deutlich 
ergeben — auf einen Wechsel in der Besetzung 
des Bundesvertriebenenministeriums abzielt — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

denn nur so kann es ja nach ihrer und auch un-
serer Meinung funktionsfähig gemacht werden —, 
stellt die gesamte Vertriebenenpolitik der Bundes-
regierung in den letzten sechs Jahren zur Dis-
kussion. 

(Abg. Rehs: Sehr richtig!) 

Da ist es nicht Zeit, sich in Details zu verlieren, 
wie es vielleicht die Antwort des Herrn Bundes-
ministers uns nahelegt; es ist das Gebot der 
Stunde, in den entscheidenden Schwerpunkten 
ernsthafte Untersuchungen anzustellen über die 
Leistungen, die in diesen letzten sechs Jahren voll-
bracht worden sind. Wir müssen und können ja die 
Frage, ob schuld oder nicht, nicht ausschließlich 
auf die Politik des Herrn Oberländer abstellen. 
Die maßgeblichen Leute heißen anders: sie heißen 
Adenauer, und sie heißen Schäffer. 

(Zustimmung beim GB/BHE und bei der 
SPD. — Abg. Dr. Czaja: Und Kather!) 

Sie sind die eigentlichen, die Hauptverantwort-
lichen für die Vertriebenenpolitik. Dabei soll das 
Geleistete durchaus nicht verkannt werden. 

Die Ausführungen, die Herr Kollege Hellwig 
gemacht hat, geben mir doch zu gewissen Erwide-
rungssätzen Veranlassung. Der Herr Kollege Hell-
wig hat sicherlich eine gute und vor allem eine 
sehr wohlmeinende Rede gehalten. Er hat aber 
selber davon gesprochen, daß er in der Gefahr 
stehe, sich auf ein fremdes Gebiet zu begeben 
und deshalb doch vielleicht etwas danebenzutreten. 
Er weiß nicht, wie sehr er in dieser Gefahr unter-
gegangen ist. — Herr Kollege Hellwig hat vieles 
gesagt, was wir unterschreiben können; das meiste! 
Bloß bringt uns das ja nicht weiter. Der Herr Kol-
lege Hellwig hat vielleicht nicht die Divergenz 
zwischen seinen Ausführungen und den tatsäch-
lichen Gaben erkannt, die der Bericht des Herrn 
Ministers uns gebracht hat. Damit ist uns nicht ge-

holfen. Aber der Herr Kollege Hellwig wird noch 
sehr oft auf das angesprochen werden, was er 
gestern alles als notwendig bezeichnet hat. 

In einem Punkt muß ich ihm jedoch gleich noch 
widersprechen. Er hat hier diese alte Kamelle von 
den 26 Milliarden, die angeblich für die Vertriebe-
nen aufgewandt worden sind, wieder aufgetischt. 
Nun, meine Damen und Herren, damit ist schon 
Herr Lukaschek reisen gegangen, aber Gott sei 
Dank nur im Ausland. Wie wenig ernst eine solche 
Zahl zu nehmen ist, beweist allein die Tatsache, 
daß sie sich in den letzten Jahren eigentlich nicht 
verändert hat; sie ist immer dieselbe geblieben. 

(Heiterkeit beim GB/BHE.) 
Herr Kollege Hellwig, wissen Sie, daß in dieser 
Zahl der Minderertrag des Steueraufkommens der 
Vertriebenen — ich weiß nicht, ob mit Hunderten 
von Millionen oder gar mit Milliarden — enthalten 
ist? 

(Unruhe bei der CDU/CSU.) 

— Ja, Herr Kunze, Sie können den Kopf noch so-
viel schütteln; das steht absolut fest. Was würde 
der Herr Kollege Hellwig sagen, wenn ich ihm 
etwa entgegenhalten würde, daß für die Einhei-
mischen in derselben Zeit 200 Milliarden aufge-
wandt worden sind? Was sollen solche Ausführun-
gen überhaupt? Wir wissen, was im Lastenaus-
gleich für die Geschädigten erbracht wird, und 
alles übrige lehnen wir ab. Wir lehnen es ab, uns 
die Kosten für Kanalrohre anrechnen zu lassen, 
die vielleicht für irgendeine Schule auf dem Lande 
notwendig gewesen sind, nachdem deren Bau durch 
den Zuzug von Vertriebenen erforderlich gewor-
den ist. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD. 
— Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Das alles hat aber nichts etwa mit einer Ver-
kleinerung der Leistungen zu tun. 

(Abg. Dr. Czaja: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage?) 

— Bitte sehr, Herr Czaja, gern. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Kollege, meinen Sie, 
daß die Ausführungen über die Kanalröhren, die 
Sie eben gemacht haben, auch unter das Motto 
„Mehr sein als scheinen" fallen? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe vom 
GB/BHE.) 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Czaja, das ist keine 
Frage; 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
das ist eine wenig kluge Randbemerkung. Das 
möchte ich Ihnen nur sagen! 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Mein Hinweis ist nämlich die Abwehr der Umkeh-
rung dieses Grundsatzes. 
Wir wollen echte Entschädigungsleistungen für 

die Vertriebenen. Die wollen wir gern anerkennen. 
Sie liegen aber nicht vor, wenn notwendige Aus-
gaben durch die Stauung der Bevölkerung entste-
hen. Haben Sie nicht gehört, was Herr Finanz-
minister Schäffer in Berlin gesagt hat: daß die 
Einheimischen nichts mehr von der Umsiedlung der 
Arbeitskräfte wissen wollen? Und doch wollen Sie 
die Kosten für Schulbauten als besondere Leistun-
gen herausstellen?!  Nein, Herr Czaja, das geht 
beim besten Willen nicht. 

(Richtig! bei GB/BHE.) 
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Das bedeutet keineswegs eine Verkleinerung des 
wirklich Geleisteten, das wir durchaus anerken-
nen. Wir müssen nur in der Abwehr darauf hin-
weisen, daß vieles noch im argen liegt und vieles 
unterblieben ist, was hätte geschehen können. Es 
muß der wahre Stand der Eingliederung festge-
stellt werden. 

(Abg. Rehs: Sehr richtig!) 

Der Bundesminister für Vertriebene hat, wie 
ich schon erwähnt habe, in seiner Neujahrsbot-
schaft an den Verband der Landsmannschaften 
davon gesprochen, daß, nachdem die ärgsten Tages-
nöte überwunden sind, die kulturellen und andere 
Fragen sich in den Vordergrund drängen, und in 
einer Sendung im Nordwestdeutschen Rundfunk 
zur selben Zeit hat er ausdrücklich von dem Pri-
mat der Kulturarbeit gegenüber der Eingliederung 
gesprochen. Meine Damen und Herren, das tut 
unser Eingliederungsminister! Nichts gegen die 
Notwendigkeit der kulturellen Arbeit. Diese ist 
eine Selbstverständlichkeit. Aber kein vernünfti-
ger Landsmannschaftler wird sich, glaube ich, auf 
den Standpunkt stellen, daß ihr das Primat zuzu-
erkennen ist und daß die Arbeit an der Eingliede-
rung zurücktreten muß. Wenn der Bundesvertrie-
benenminister eine solche Einstellung hat, dann 
dürfen wir uns allerdings über manche Erschei-
nungen, die wir feststellen müssen, nicht wundern. 

Ich will hier nur wenige fundamentale Dinge an-
sprechen. Über eines waren wir uns vor wenigen 
Wochen in diesem Hause doch alle einig, nämlich 
über den katastrophalen Stand des Feststellungs-
verfahrens. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Das ist in der Großen Anfrage gar nicht erwähnt 
worden. Was sagt der Bericht der Bundesregie-
rung? Der Herr Bundesminister hat gestern dazu 
nichts gesagt und hatte auch keine Veranlassung, 
dazu etwas zu sagen. Aber der Bericht der Bundes-
regierung sagt, und zwar unter der Rubrik „Finanz-
minister":  

Beträchtlich gefördert werden konnte ferner 
das Verordnungswerk zum Feststellungsver-
fahren. Die Dritte Festste lungsdurchführungs-
verordnung (Landwirtschaft) ist noch zu Ende 
1954, die Fünfte Feststellungsdurchführungs-
verordnung (Grundvermögen) im November 
1955 erschienen. Weitere Verordnungen (über 
Betriebsvermögen, Geschäftsgrundstücke, un-
bebaute Grundstücke und Forstwirtschaftsver-
mögen) sind in der Vorbereitung so weit fort-
geschritten, daß mit der Veröffentlichung in 
naher Zukunft gerechnet werden kann. 

Eines muß man wissen: Im April werden es vier 
Jahre sein, daß das Feststellungsgesetz verabschie-
det ist. Von ungefähr sieben oder acht notwendigen 
Verordnungen über die Bewertung sind bis jetzt 
ganze zwei erschienen. Und das wird als eine be-
trächtliche Förderung dieser Sache hingestellt! 
Wenn man das liest, erinnert man sich an die klas-
sische Antwort — ich muß immer wieder darauf 
zurückkommen —, die uns damals der Herr Staats-
sekretär Ha rtmann gab: Wir können doch nicht 
für ein Gesetz einen besonderen Referenten ein-
stellen, mit dem wir nach Erledigung der Sache 
nicht wissen, wohin. Wenn Sie sich das einmal vor 
Augen halten, Herr Kollege Hellwig, und dann 
Ihre gestrige Rede durchlesen, sehen Sie die Diver-
genz zwischen Wort und Handeln. 

(Sehr gut! beim GB/BHE.)  

Was ist das Fazit? Hunderttausende von mittellosen 
alten Leuten sind darüber hinweggestorben, wie 
die Westfälische Zeitung schrieb, und weitere Hun-
derttausende werden noch um ihren halbwegs er-
träglichen Lebensabend gebracht werden. Dafür 
zeichnet der Bundesfinanzminister Schäffer ver-
antwortlich. 

(Abg. Dr. Strosche: Das ist richtig!) 
Aber, Herr Bundesminister Oberländer, weshalb 
haben Sie nicht diesen katastrophalen Zustand, der 
Ihnen doch genau bekannt ist, in diesem Bericht 
der Bundesregierung angeprangert? Das wäre doch 
absolut Ihre Pflicht gewesen. Sie sind für diese 
Dinge formell nicht verantwortlich, aber Sie sind 
verantwortlich dafür, daß Sie nicht verantwort-
lich sind. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Sie haben die Zusage für die Zuständigkeit gehabt, 
die nicht in das Steuerministerium gehört. Wir 
haben gestern auch von Herrn Hellwig schöne 
Worte über die menschliche Seite des Problems ge-
hört, aber die Eingliederung ist dem Herrn 
Steuerminister anvertraut. Sie hatten die Zusage 
bei der Koalitionsbildung. Ich erinnere mich daran, 
Herr Bundesminister Oberländer, daß Sie, als ich 
Sie zum erstenmal nach Ihrer Berufung aufsuchte, 
hinsichtlich dieser Zusage noch auf Ihre Brust-
tasche geklopft haben, so daß ich den Eindruck 
bekommen habe, wenn Sie es mir auch nicht direkt 
gesagt haben, daß Sie das sogar schriftlich hätten. 
Sie haben aber nicht darum gekämpft, trotz Ihrer 
Fraktion, die hinter Ihnen stand, trotz der Zwei-
drittelmehrheit, über die Sie letzten Endes zu ver-
fügen hatten, und trotz der sehr aktiven Unter-
stützung durch die Vertriebenenverbände. Kämp-
fen heißt einsetzen! Sie sind nie bereit gewesen, 
einen Einsatz zu leisten! Wie soll dieser Kampf in 
Zukunft aussehen, wo Sie weder die Fraktion hin-
ter sich haben noch die Verbände? Trotzdem sagen 
Sie in Ihrem Bericht: Im wesentlichen sind die 
Maßnahmen erreicht. 

Eine Parallele zu dieser katastrophalen Entwick-
lung findet sich auf dem Gebiet der landwirtschaft-
lichen Siedlung bei der Eingliederung des heimat-
vertriebenen Landvolkes: 100 000 auf fünf Jahre 
oder, nach Ihrem Plan, 40 000 auf zwei Jahre. Ich 
lese mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten aus 
Ihrem eigenen Bericht vor: 

Für das Jahr 1955/56 hat der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
ein Programm vorgelegt, das 16 435 Stellen 
für Vertriebene und Flüchtlinge vorsieht. Bei 
Unterstellung der Erfolgsquote von 1954/55 für 
das laufende Haushaltsjahr werden auf Grund-
lage der beiden Siedlungsprogramme statt 
40 000 nur rund 30 000 Stellen an Vertriebene 
und Flüchtlinge gehen. 

Trotzdem sagt der Herr Bundesminister: „Die ge-
planten Maßnahmen sind im wesentlichen er-
reicht." — Und nun kommt etwas Symptoma-
tisches, es schließt sich folgender Satz an: 

Das Bundesministerium für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte hat deshalb 
seine Zustimmung zum Programm 1955/56 nur 
unter der Voraussetzung geben können, daß 
die zuständigen Bundesressorts gemeinsam 
alle Anstrengungen machen, um eine weitere 
Intensivierung der Siedlungstätigkeit in den 
Ländern zu erreichen. 

Da muß man mit den alten Römern sagen: Difficile 
est satiram non scribere! Der Bundesminister gibt 
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seine Zustimmung zu einem unzulänglichen Plan 
im Vertrauen darauf, daß die Bundesressorts mehr 
machen werden. Auch hier wird wieder der Schein 
für das Sein genommen. Herr Bundesminister, ich 
kann nicht umhin, Ihnen den Vorwurf der Ver-
schleierung eines Mißerfolgs zu machen. Die Größe 
dieses Mißerfolges wird aus diesen Zahlen nicht 
sichtbar. Als wir 100 000 für fünf Jahre und Sie, 
Herr Bundesminister, 40 000 für zwei Jahre for-
derten, da haben wir doch wohl beide nicht oder 
wenigstens nicht vorzugsweise daran gedacht, daß 
das Nebenerwerbsstellen sein sollten, sondern wir 
haben an eine echte bäuerliche Siedlung gedacht. 

(Zustimmung beim GB/BHE.) 

Wie ist es denn in Wirklichkeit geworden? Ich 
habe die Zahlen der letzten fünf Jahre hier: 1950/51 
2637 Vollerwerbsstellen gleich 25 %, im nächsten 
Jahr 2884 gleich 20 %, im nächsten Jahr 

(Auseinandersetzungen zwischen Abgeord -neten der CDU/CSU und des GB/BHE — 

Unruhe) 

— die Herren werden dort nervös, das kann ich be-
greifen, dafür habe ich volles Verständnis — 

(lebhafter Beifall beim GB/BHE) 

1555 gleich 16 %, 1953/54 1921 gleich 20 %, und nun 
kommt 1954/55 1704 gleich 12 %. Das ist ein Tief-
stand, wie wir ihn nie gehabt haben, und das ist 
das erste Jahr, in dem sich die Tätigkeit des Herrn 
Oberländer voll auswirken konnte. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie dem Abgeordneten Glasmeyer eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Kather (GB/BHE): Jawohl! 

Dr. Glasmeyer (CDU/CSU): Herr Abgeordneter 
Kather, Sie haben gerade die Zahlen über die 
Siedlung verlesen. Wäre es nicht wohl passend, 
wenn Sie Ihren neu gekauften Hof nahe an der 
Schweizer Grenze irgendwie anderen Siedlern 
überließen, ich meine, tatsächlichen Bauern? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Glasmeyer, es ist in diesem Hause nicht üblich, 
an die Redner und an  die  Mitglieder des Hauses 
Fragen persönlichen Charakters zu stellen. 

(Zustimmung beim GB/BHE. — Lachen 
bei der CDU/CSU.) 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Präsident, obwohl 
es nicht üblich ist und eine Entgleisung des Herrn 
Dr. Glasmeyer darstellt, die ich ihm eigentlich 
nicht zugetraut hätte, 

(Zuruf von der SPD: Es ist nicht die erste!) 

hoffe ich, daß der Herr Präsident mir gestattet, 
die Frage zu beantworten. — Herr Glasmeyer, ich 
stelle fest: Erstens: es ist gerichtsnotorisch, daß die-
ser Hof, dessen Einheitswert 5500 DM beträgt, 
heute in einheimischen Händen wäre, wenn ich 
ihn nicht gekauft hätte. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Moment, es kommt noch mehr! — Zweitens: 
Das Landwirtschaftsamt hat mir die Genehmigung 
versagt, ein Beweis dafür, daß ich mich nicht des 
Wohlwollens der Behörden erfreue. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Drittens: Trotzdem hat die dafür zuständige Land

-

gesellschaft das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt, ein 
Beweis dafür, daß es nicht für die Flüchtlings-
siedlung geeignet war. Viertens: Das zuständige 
Bauerngericht — in 100 % einheimischer Besetzung 
— hat mir inzwischen die Genehmigung erteilt. 

(Zurufe vom GB/BHE: Na also!!) 
Fünftens: Ich selbst habe einen Hof in Ostpreußen 
verloren, der viel größer ist als dieser. Sechstens: 
Ich habe einen vertriebenen ostpreußischen Jung-
bauern auf diesem Hof angesetzt. — Hoffentlich 
genügt Ihnen das! 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD. 
— Abg. Seiboth: Außerdem ist dieser Hof 
nicht weiter von der Schweizer Grenze 
entfernt als Bonn von der belgischen! — 
Weiterer Zuruf vom GB/BHE: Geschmack

-

lose Anfrage! — Abg. Jaksch: Wenn jeder 
Aktienkauf der  anderen Seite hier vor das 

Haus gebracht würde!!) 

Meine Damen und Herren, kehren wir zur 
Sache zurück! 400 000 Bauern- und Landarbeiter-
familien, über 1 Million Menschen, um die es sich 
hier handelt, sind aus dem deutschen Osten und 
Südosten gekommen. 5 % davon sind heute, nach 
zehn Jahren, auf Vollbauernstellen angesetzt wor-
den, 10 % auf Nebenerwerbsstellen, 30 % sind ein-
gliederungswillig und eingliederungsfähig, und 
55 % sind berufsfremd eingegliedert; sie sind nicht 
mehr einsatzfähig oder sie sind gestorben. Meine 
Damen und Herren, das ist die nüchterne und er-
schreckende Bilanz, die die Zahlen zehn Jahre 
nach der Vertreibung ausweisen. Aber für den 
Herrn Eingliederungsminister sind die ärgsten 
Tagesnöte überwunden, und es beginnt der Primat 
der kulturellen Arbeit! 

Auf die Finanzierung der landwirtschaftlichen 
Siedlung komme ich noch in anderem Zusammen-
hang zurück, ebenso auf die Lage der gewerblichen 
Wirtschaft. 

Für den Wohnungsbau, über den ja schon 
manches gesagt ist, begnüge ich mich mit dem 
Zitat aus Ihrem Bericht, Herr Bundesminister: 

Die Wohnungsnot lastet nach wie vor haupt-
sächlich auf den Vertriebenen und Flücht-
lingen, 

und nach wie vor stehen wir vor der Tatsache, daß 
Lastenausgleichsmittel im Wohnungsbau in star-
kem Maße zur Bildung von Eigentum bei Nicht-
geschädigten dienen oder herangezogen werden. 

Noch ein letzter wichtiger Komplex: die Lager-
räumung! Der Herr Bundesminister hat in seinem 
Bericht folgendes gesagt: 

Im Jahre 1955 wurde das Lagerräumungspro-
gramm, das der Bundesminister für Vertrie-
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 1954 
aufgestellt hatte, zu Ende geführt. 377 Wohn-
lager, die baufällig oder doch in einem bau-
lich sehr schlechten Zustand waren, wurden 
geräumt. Rund 30 000 Lagerinsassen, über-
wiegend Vertriebene, wurden in eigene Woh-
nungen eingewiesen. Zur Unterbringung die-
ser Personen stellte der Bund gesondert 
30 Millionen DM zur Verfügung. Ein wei-
teres Lagerräumungsprogramm schließt sich 
an. Es hat wieder für Vertriebene und Flücht-
linge, die in baulich schlechten Wohnlagern 
leben, die Unterbringung in eigenem Wohn-
raum zum Ziel. 
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Wenn man das als Unbefangener liest, dann denkt 
man, es ist alles bestens. Es fällt allerdings auf, 
daß die Gesamtzahl nicht genannt ist, die wir nun 
gestern gehört haben. — Dann erinnere ich mich 
daran, wie oft wir in unserer Fraktion die Klage 
von Herrn Oberländer gehört haben, — — 

(Abg. Kuntscher: In welcher Fraktion?) 
— Ich spreche immer noch für den Gesamtdeut-
schen Block. 

(Abg. Kuntscher: Das muß doch klarge

-

stellt werden! — Gegenruf des Abg. Kinat: 
Verteidige ihn doch nicht immer! — Abg. 
Wehner: Fragen Sie doch Ihren Minister 
Oberländer da oben! — Abg. Kinat: Wes

-

halb verteidigst du den bloß?) 
— Herr Kuntscher, Sie müssen überhaupt beson-
ders vorsichtig sein auf diesem Gebiet! 

(Abg. Kinat [zum Abg. Kuntscher] : Bist 
du sein Schutzpatron?) 

Ich erinnere an die Klagen vom Herrn Ober-
länder, der sich immer wieder darüber beschwerte, 
daß Herr Schäffer ihm nicht mehr als diese 30 Mil-
lionen DM gab. Er hat uns vorgerechnet, daß er 
13 Jahre braucht, bis der letzte Mann das letzte 
Lager verlassen hat, aber ohne Zuwachs; den Zu-
wachs nicht mit eingerechnet! Meine Damen und 
Herren , wie ist es möglich, daß Herr Oberländer 
uns einen solchen Bericht gibt, in dem nach außen 
der Eindruck erweckt wird: Es ist in diesem Jahr 
etwas geschehen, es geschieht nächstes Jahr etwas, 
es ist alles in bester Ordnung!? 

Das Merkwürdigste haben wir ja nun gestern 
gehört. Da hat Herr Oberländer doch nichts an-
deres gesagt, als daß die Bundesregierung nach 
gewissenhafter Prüfung zu dem Ergebnis gekom-
men sei, daß in Zukunft auch diese 30 Millionen 
DM nicht mehr zur Verfügung gestellt werden 
könnten. Herr Oberländer hat uns dabei auf die 
30 Millionen DM aus dem Lastenausgleich hinge-
wiesen, auf diese Ermächtigung, die der Kontroll

-

ausschuß gegeben hat. Meine Damen und Herren, 
ist denn so etwas möglich? 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
würden Sie Herrn Dr. Czaja eine Zwischenfrage 
gestatten? 

Dr. Kather (GB/BHE): Ja, gern! 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Kollege Kather, 
haben Sie nicht beachtet, daß der Herr Bundes-
minister darauf hingewiesen hat, daß die pauscha-
lierte Kriegsfolgenhilfe, aus deren Ersparnissen 
bisher die Mittel für die Lagerräumung bereitge-
stellt worden sind, in höherem Maße nun den 
Ländern zukommt, die in erster Linie Lagerinsas-
sen unterzubringen haben, daß also in noch er-
höhtem Maße Mittel des Bundes für diese Lager-
räumung zur Verfügung gestellt werden? 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Abgeordneter Czaja, 
das ändert ja nichts an der Tatsache, daß der Bund 
selber nichts mehr zur Verfügung stellt, und das 
ändert auch nichts an der Tatsache, daß sowohl 
die alten wie die jetzt über die Länder zur Ver-
fügung gestellten Mittel völlig unzureichend sind. 
Oder finden Sie es befriedigend, daß es 13 Jahre 
dauert, bis diese Lager geräumt sind? Man kann 
doch an solchen Tatsachen nicht einfach vorbei-
gehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat nie

-

mand gesagt! Das sagen Sie !) 

— Nein, das sagt Herr Oberländer! Herr Oberlän-
der wird nicht bestreiten können, daß er das immer 
wieder gesagt hat. Außerdem ist das ja ein ganz 
einfaches Rechenkunststück. Hier wird doch der 
Eindruck erweckt, es sei alles in Ordnung. Das 
sind doch Potemkinsche Dörfer, die uns hier vor-
gemacht werden! Das wollen wir doch einmal mit 
aller Deutlichkeit feststellen. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Zur Frage der Kriegsgefangenen und Heim-
kehrer möchte ich nicht Stellung nehmen, weil 
mein Freund Strosche noch Gelegenheit nehmen 
wird, dazu etwas zu sagen. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie sich in die-
sen wenigen Schwerpunkten das Ergebnis, das ich 
Ihnen aufgezeigt habe und das durchweg auf amt-
lichen Zahlen beruht, vergegenwärtigen, dann 
müssen Sie doch sagen, daß dieses Fazit sehr be-
trüblich ist. Ich muß folgendes feststellen. 

Erstens: Auf entscheidenden Gebieten der Ein-
gliederung hat die Politik der Bundesregierung 
versagt; es ist vielfach eine rückläufige Entwick-
lung festzustellen. 

(Richtig! beim GB/BHE.) 

Für mindestens die Hälfte der Betroffenen ist das 
Problem der Eingliederung nicht oder nicht befrie-
digend gelöst. Hunderttausende leben noch in 
echter Not. 

Zweitens: Im Gegensatz zu diesem Sachverhalt 
steht der Minister auf dem Standpunkt, daß die 
ärgsten Tagesnöte überwunden sind 

(Abg. Wehner: Für ihn, ja!) 

und daß die Kulturarbeit den Vorrang vor der 
Eingliederung haben muß. Der Minister beschönigt 
und verschleiert in seinen Berichten den wahren 
Sachverhalt. Er hat niemals versucht, unter Ein-
satz seines politischen Gewichtes und seiner amt-
lichen Stellung die Dinge zu bessern. 

(Zuruf vom GB/BHE: Viel zuviel verlangt!) 

Es ist noch kein Jahr her, da erschien im 
„Spiegel" eine Notiz. Es wurde eine Unterhaltung 
wiedergegeben, die der Herr Bundesminister mit 
seinen engeren Mitarbeitern in seinem Hause ge-
habt hat. Danach hatte der Herr Minister gesagt: 
„Ob ich Bundesvorsitzender bleibe, ob ich in der 
Fraktion bleibe, ob ich in der Partei bleibe, das ist 
alles ungewiß. Gewiß ist nur eins, meine Herren, 
daß ich, solange der Bundeskanzler Dr. Adenauer 
heißt, auf diesem Sessel sitzen werde." 

(Zurufe von der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, Sie werden mir darin 
recht geben, daß das ein sehr schwerer Vorwurf 
war, der damit dem Minister gemacht wurde. Das 
hieß doch nicht mehr und auch nicht weniger, als 
daß es dem Minister bei seinem Wirken nicht auf 
seine Partei oder auf die Sache der Vertriebenen 
ankam, sondern lediglich auf die Erhaltung seiner 
Position. 

(Abg. Petersen: Er wollte ja klagen!) 

Man hätte deshalb doch wohl erwarten müssen, 
daß der Herr Minister eine solche Meldung demen-
tierte. Er hat es bis heute nicht getan. 

(Hört! Hört! beim GB/BHE.) 

Er hat es nicht getan, obwohl unsere Kollegin Frau 
Finselberger, die damals stellvertretende Bundes- 
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vorsitzende war, ihn schriftlich dazu aufgefordert 
hat. Er muß also eine solche Meldung gegen sich 
gelten lassen, und das wohl um so mehr, als die 
Entwicklung, die wir inzwischen alle erlebt haben, 
doch genau den in dieser Meldung angekündigten 
Weg gegangen ist: Er ist nicht mehr Bundesvor

-

sitzender, er ist nicht mehr in der Fraktion, er ist 
nicht mehr in der Partei; aber er sitzt heute noch 
auf dem Sessel, auf dem er damals gesessen hat, 

(Abg. Petersen: Und rüstet moralisch auf!) 
durch das Wohlwollen des Herrn Bundeskanzlers. 
Glaubt der Herr Bundeskanzler wirklich, daß er 
den Vertriebenen, dem Parlament und dem ge-
samten Volke die Fortdauer dieses Zustandes zu-
muten kann? 

Meine Damen und Herren, als die Gerüchte und 
Meldungen sich verdichteten, daß der Minister-
flügel unserer Partei mit dem Herrn Bundeskanz-
ler und Parteichef der CDU wegen Austritts und 
Übertritts verhandelte, da habe ich immer wieder 
gesagt: Herr Oberländer kann dabei nicht beteiligt 
sein. Es ist in der Geschichte des deutschen Parla-
mentarismus — vielleicht auch des ausländischen 
— noch nicht dagewesen, daß ein amtierender 
Vorsitzender einer Partei mit einer anderen Par-
tei wegen Austritts und Übertritts eines kleinen 
Kreises verhandelte, um sich da drüben ein Bett 
zu machen. Das kann nicht sein. Ein Mann, der 
das täte, würde sein Gesicht verlieren. 

(Zuruf vom GB/BHE: Er hat ja mehrere!) 

Ich habe mich doppelt geirrt. 

(Zuruf vom GB/BHE: Er hat viele Ge

-

sichter; es kommt auf eins nicht an!) 
Es war, was nicht sein durfte, und wenn man die 
Reaktion der Bundesregierung und leider auch 
der Öffentlichkeit betrachtet, dann kann man nicht 
sagen, daß der Herr Bundesminister offenbar sein 
Gesicht verloren hat. Ich frage mit Reinhold 
Maier: 

(Lebhafte Rufe in der Mitte: Aha!) 

Was muß ein Minister in der Bundesrepublik 
eigentlich anstellen, um sich für weitere Amts-
führung unmöglich zu machen? 

(Sehr gut! links.) 

Meine Damen und Herren, die Herren Ober-
länder und Kraft sind Kapitäne, die sich beeilt 
haben, das angeblich sinkende Schiff als erste zu 
verlassen, und die dann, als es nun doch nicht sank, 
noch von draußen darauf geschossen haben. Das 
ist der Sachverhalt; und der moralische Gehalt 
dieses Sachverhalts ist eindeutig, und er wird nicht 
berührt durch eine noch so enge Verbindung mit 
der Moralischen Aufrüstung. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Wer ist dafür verantwortlich: Es ist eine ge-
schichtlich feststehende Tatsache, daß das Bundes-
ministerium für Vertriebene auch in der 1. Le-
gislaturperiode mit einer völlig ungeeigneten Per-
sönlichkeit besetzt gewesen ist. 

(Abg. Dr. Kliesing: Sie wären der richtige 
Mann!) 

— Ja, ganz bestimmt, Sie haben recht, Herr Kol-
lege. Ich stelle fest, daß Sie einen lichten Augen-
blick gehabt haben. 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Czaja: Mehr sein 
als scheinen! — Weitere Zurufe von der 

Mitte.) 

Aber es handelt sich heute nicht mehr darum, wer 
es hätte werden können, sondern es geht hier nur 
darum, wer es war. Meine Damen und Herren 
von der CDU, ich freue mich, daß Sie so zurück-
haltend sind, mich nicht zu Zitaten aus dem 
Munde des Herrn Bundeskanzlers in dieser Rich-
tung zu zwingen. Nach allem, was wir in der De-
batte erlebt und gehört haben, kann man ja wohl 
ohne Irrtum sagen, daß sich das in der ersten 
Hälfte der zweiten Legislaturperiode fortgesetzt 
hat. So stehen wir vor der erschütternden Tat-
sache, daß wir zwar seit sechs Jahren ein Vertrie-
benenministerium haben, daß es aber vom ersten 
bis zum letzten Tage mit ungeeigneten Männern 
an der Spitze ausgestattet war. Dafür trägt die 
alleinige Verantwortung der Herr Bundeskanzler.. 
Soll das bis zum bitteren Ende fortgesetzt werden? 

(Abg. Arndgen: Sie wären der rechte 
Mann gewesen!) 

Der Herr Bundeskanzler hat sich ja das erstemal 
bemüht, einen Wandel herbeizuführen. Damals hat 
er vielleicht nicht sehr große, aber doch immerhin 
Schritte unternommen, um eine andere Besetzung 
herbeizuführen. Er ist dann vor gewissen Wider-
ständen zurückgewichen. Aber diesmal sind doch 
keine Widerstände da. Im Gegenteil, das ganze 
Volk, und ich glaube, wenn wir eine ernste Ge-
wissenserforschung anstellen, auch das Parlament in 
seiner überwiegenden Mehrheit würden wohl zu-
frieden sein, wenn da ein Wandel geschaffen 
würde. Weshalb handelt der Herr Bundeskanzler 
diesmal so ganz anders? Sollen die beiden Minister 
etwa noch Wahlhilfe leisten? Haben sie immer 
noch den Auftrag, den Gesamtdeutschen Block zu 
zerschlagen? Ich habe schon am 9. Dezember 1955 
von dieser Stelle aus darauf hingewiesen, daß es 
ein einmaliger Vorgang ist, daß Minister nicht für 
eine Partei, sondern gegen eine Partei besonders 
eingesetzt werden. Wenn wir nun noch gewisse 
Vorgänge und Maßnahmen der  Bun desgeschäfts-
stelle der CDU zur Kenntnis nehmen, dann müs-
sen wir diese Entwicklung doch als sehr sonderbar 
empfinden. 

(Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
ich mache darauf aufmerksam, daß Ihre Redezeit 
in sechs Minuten abgelaufen sein wird. 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Präsident, mir war 
bisher von einer Beschränkung der Redezeit nichts 
bekannt. 

Vizepräsdent Dr. Schmid: In § 39 der Ge-
schäftsordnung steht geschrieben, daß ein Redner 
nicht länger als 60 Minuten sprechen soll. 

Dr. Kather (GB/BHE): Der Herr Minister hat 
anderthalb Stunden gesprochen. Dann muß ich 
mich aber beeilen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, das deutsche Volk 
hat ein feines Empfinden für derartige Manipula-
tionen. 

(Zurufe von der Mitte: Allerdings!) 
Ich mache Sie darauf aufmerksam — Sie haben 
ja schon sehr starke Rückschläge erfahren —: es 
kann sehr leicht passieren, daß auch aus dieser 
Saat eine gleiche Ernte kommt. Sie zwingen ge-
radezu insbesondere unsere Partei im Lande, sich 
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die Frage zu stellen, ob man noch in einer Ge-
meinschaft bleiben kann, wenn uns derartige Dinge 
hier geboten werden. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Aber nun ein letztes. Jetzt komme ich zu Ihnen, 
zu den Vertriebenenabgeordneten der CDU. Ich 
frage mich, wie Sie so etwas mitmachen können, 
zumal da mir Ihre wirkliche Einstellung zu diesen 
Dingen und zu diesen Personen bekannt ist. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Das Schicksal hat es gefügt, daß nach der zweiten 
Bundestagswahl zwei Gruppen zu 27 Vertriebenen-
abgeordneten hier im Bundestag waren. Unter-
schied: Der GB/BHE hatte 1,6 Millionen Stimmen 
dazu gebraucht, die CDU 3,5 Millionen Stimmen. 
Wenn je, so war damals ein klarer Auftrag des 
Wählers erteilt worden. Der Herr Bundeskanzler 
hat das nicht beachtet, und Sie, meine Damen und 
Herren, haben es sich gefallen lassen, daß er nicht 
einmal mit Ihnen, auch mit mir nicht gesprochen hat. 
Damit haben Sie sich selbst zur Ohnmacht verur-
teilt, und so ist es bis auf den heutigen Tag ge-
blieben. 
Sie haben eine Große Anfrage vorgelegt, Sie 

haben vor einem Jahr eine Entschließung zur Um-
schuldung vorgelegt. Ich habe Ihnen schon damals 
gesagt: Mit Entschließungen und Anfragen kommen 
wir in dem Problem nicht weiter, es müssen echte 
Anträge gestellt werden. Jetzt hat der Unteraus-
schuß mit großem Fleiß und großer Mühe fünf 
viertel Jahre an dieser Umschuldungsaktion gear-
beitet, und wir haben gestern von Ihnen, Herr 
Kuntscher, gehört — ich muß Ihnen überhaupt das 
Kompliment machen, daß Ihre Ausführungen einen 
sehr viel klareren Überblick gaben als die des 
Herrn Bundesministers —, daß es jetzt an der 
Kurspflege für die Anleihe fehlt. Ja, wieviel macht 
das aus? Das macht 10 oder 15 Millionen DM aus. 
Ist es nicht ein unwürdiger Zustand, daß das Par-
lament wegen 10 oder 15 Millionen DM für eine 
von allen im Hause längst als notwendig erkannte 
Maßnahme quasi hinter dem Herrn Bundesfinanz-
minister herlaufen muß?! Es war für mich auf-
schlußreich, daß wir auch gestern, als doch das 
Bundesministerium in einer gewissen Bedrängnis 
war, keine Zusage für diese Kurspflege hörten. 
Ich habe es jedenfalls nicht gehört, Herr Czaja, 
auch wenn Sie zehnmal mit dem Kopf schütteln. 
Das ist doch ein wahrhaft unerträglicher Zustand! 

Herr Hellwig hat uns gestern viele schöne Dinge 
erzählt. Aber, meine Damen und Herren, Sie haben 
ja sogar gegen den Antrag auf Fahrpreisermäßi-
gung gestimmt, diese eine halbe Fahrt; 

(Abg. Dr. Strosche: Jawohl!) 

ein Teil von Ihnen, nicht alle! Und ein noch größe-
rer Teil hat gegen unseren Antrag gestimmt, 

(Abg. Dr. Strosche: Mietengesetz!) 

mit dem wir den Hausratsabzug nicht für drei, 
sondern für fünf Jahre gefordert haben. Und, 
meine Damen und Herren, Sie haben Mann für 
Mann am 1. Dezember für den Antrag auf Über-
gang zur Tagesordnung gestimmt. 

(Abg. Dr. Strosche: Richtig!) 

Ist das die Schicksalsgemeinschaft, die uns doch 
über alle Parteischranken hinweg verbinden sollte? 

(Abg. Kuntscher: Herr Dr. Kather, Sie ver

-

derben sehr viel! Sie zerschlagen die not

-

wendige Schicksalsgemeinschaft!) 

Ist das die Demokratie, daß über so merkwürdige 
Dinge wie die, daß man den Vertriebenen zu-
mutete, daß ihr Minister sechs Monate auf Antwort 
wartete, in diesem Hause nicht gesprochen werden 
kann? Meine Damen und Herren, so werden Sie 
den Auftrag Ihrer Wähler nicht erfüllen. Sie be-
kommen die Unterschrift der Fraktion, wenn es 
sich um Entschließungen oder so etwas handelt, 
aber sonst nicht. Dieser Angriff gegen den § 38, 
den Sie gestern unter dem Druck dieser Verhand-
lung zurückgezogen haben, trug die Unterschrift 
der Fraktion, und er trug bezeichnenderweise auch 
die Unterschrift von fünf heimatvertriebenen Ab-
geordneten. Nein, meine Damen und Herren, auch 
ich muß Ihnen hier die Frage vorlegen, die Ihnen 
gestern schon Herr Rehs oder Herr Jaksch vorge-
legt hat: Ist denn keiner unter Ihnen bereit, in die 
Bresche zu springen und dafür zu sorgen, daß 
wenigstens in den letzten zwei Jahren noch das 
Notwendige geschieht, und Herrn Schäffer wenig-
stens etwas Widerpart zu leisten? Sie tragen als 
die Vertriebenensprecher in der größten Regie-
rungspartei, die die Mehrheit hat, doch eine ganz 
besondere Verantwortung. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 
Überlegen Sie sich das einmal! 

(Abg. Kuntscher: Dessen sind wir uns be

-

wußt!) 

Zum Schluß ein Wort an Sie, Herr Bundesmini-
ster Oberländer: Sie sind nach meiner Überzeu-
gung den Geschädigten vieles, wenn nicht alles 
schuldig geblieben. Aber einen großen Dienst kön-
nen Sie ihnen noch erweisen: Treten Sie zurück, 
besser heute als morgen! 

(Lebhafter Beifall beim GB/BHE. — Abg. 
Arndgen: Damit Sie Platz kriegen!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister Preusker. 

Dr. Preusker, Bundesminister für Wohnungsbau: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
bitte um Entschuldigung, daß ich jetzt in die De-
batte eingreife. Aber da ich um 11 Uhr an einer 
Kabinettssitzung teilnehmen muß, möchte ich das, 
was ich als Wohnungsbauminister zu den hier ge-
machten Ausführungen zu bemerken habe, kurz 
zusammenfassen. 
Ich darf eines vorausschicken. Ich glaube, es gibt 

wohl niemanden in diesem Hause — ebensowenig 
wie in der Bundesregierung —, der nicht genau 
weiß, was für eine fast übermenschliche Aufgabe 
unserem Volk mit der Eingliederung von 11 Mil-
lionen aus ihrer Heimat Vertriebenen gestellt wor-
den ist. So etwas ist doch in der neueren Geschichte 
noch nicht dagewesen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Und wenn ich daran denke, daß beispielsweise auch 
die Bürgerkriegszustände der letzten Jahre in 
Griechenland, die von seiten der Kommunisten 
ausgelöst wurden, ihre Wurzel in der Vertreibung 
von noch viel, viel weniger Menschen nach dem 
ersten Weltkrieg hatten, 

(Sehr richtig! in der Mitte) 
dann glaube ich, wohl sagen zu können, welche un-
geheure Verantwortung jeder von uns — ich muß 
sagen: der Einheimische ebenso wie der Heimat-
vertriebene — gegenüber dieser großen Bedrohung 
hat, die absichtlich als ein dauerndes Menetekel 
über uns aufgehängt worden ist. 



6712 	2. Deutscher Bundestag — 129. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. Februar 1956 

(Bundesminister Dr. Preusker) 
Nun darf ich zur Sache ausführen: Innerhalb von 

drei, vier, fünf, sechs Jahren diese ungeheure Masse 
von Elend zu beseitigen, war — das weiß auch je-
der in unserem Volke — schlechterdings unmöglich. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wir haben seit 1949 bis zum Ende des vergangenen 
Jahres 3 Millionen Wohnungen neu gebaut; das 
sind Wohnungen für rund 12 Millionen Menschen. 
Hätten wir es allein mit dem Problem der Flücht-
linge zu tun gehabt, dann wären diese 11 Millionen 
Flüchtlinge bereits bis zum Ende des vergangenen 
Jahres untergebracht gewesen. Daran können Sie 
einmal sehen, welche Leistungen tatsächlich voll-
bracht werden konnten. Aber es hat daneben noch 
2 1/4 Millionen durch den Bombenkrieg total zer-
störter Wohnungen gegeben, in denen ebenfalls 
nicht weniger als 9 Millionen Einheimische ge-
wohnt hatten. Dazu hat noch eine Million Wohnun-
gen gefehlt, die in den Jahren des Nationalsozialis-
mus nicht gebaut worden waren, weil man damals 
die Rüstung vor den Wohnungsbau gestellt hatte. 
So müssen Sie die Dinge doch einmal sehen. 

Gestern und heute ist immer wieder gesagt wor-
den, der Anteil der Heimatvertriebenen bei der Zu-
teilung der neuen Wohnungen sei zu gering. Im 
Durchschnitt der letzten Jahre sind doch immer-
hin — das kann niemand bestreiten — 40 % aller 
neuen Wohnungen an Heimatvertriebene und Ge-
schädigte vergeben worden, ein wesentlich höherer 
Anteil, als es dem Anteil dieser Gruppen an der 
Gesamtbevölkerung entspricht. Daß immer noch 
diese ungeheure Not da ist und daß wirklich nach 
wie vor für diese Menschen etwas getan werden 
muß, die sich am wenigsten helfen können, weil 
sie meist nicht einmal die Ausweichmöglichkeiten 
über verwandtschaftliche Bande oder ähnliches 
besitzen, das ist auch anerkannt. 

Gerade jetzt, wo wier an die Schlußberatung des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes gehen, darf doch 
erstens festgestellt werden, daß in § 1 Abs. 4 die-
ses Gesetzes unangefochten der Vorrang der Hei-
matvertriebenen stehengeblieben ist. 

(Abg. Albers: Aber auch der Evakuierten!) 
Zweitens ist beabsichtigt — das ist den Damen 

und Herren der Fraktionen in den Fachausschüssen 
durchaus bekannt —, den Ländern die Pflicht auf-
zuerlegen, jedes Jahr einen Bericht, der bis zum 
31. März erstattet sein muß, der gesamten deut-
schen Öffentlichkeit, dem Bund, dem Bundestag 
und der Bundesregierung vorzulegen. Aus dem Be-
richt muß hervorgehen, wieviel Menschen noch in 
Lagern, in Bunkern, in Baracken, in Nissenhütten 
und in Notunterkünften leben und warum sie noch 
nicht wohnlich untergebracht werden konnten. Eben-
so besteht die Absicht, hierfür einen Vorrang der 
Mittelverteilung einzuräumen, wobei diese Men-
schen Eigentum erwerben oder in anderen neuge-
bauten oder ihnen zur Verfügung gestellten Woh-
nungen untergebracht werden können. Wenn man 
auf Grund der Zahlen dieser Bilanz Jahr für Jahr 
in der deutschen Öffentlichkeit die Tatsachen sieht, 
dann werden auch Bund und Länder und die ge-
samte Öffentlichkeit in ganz anderer Weise auf 
dieses Problem aufmerksam werden, und dann 
wird überall noch mehr als bisher in einer Ge-
meinschaftsleistung von Bund und Ländern — sie 
allein führt zum Erfolg — geschehen. 

Ich darf noch etwas hinzufügen. Wir sind doch 
in der Wohnungsbauleistung mit den rund 550 000 
Wohnungen, die wir in den letzten beiden Jahren 
jährlich erstellt haben, wirklich an die Grenze der 

Kapazität unserer Menschen, unserer Unternehmen, 
der Geräte und all dieser baulichen Voraussetzun-
gen gegangen. Es ist ja schon so weit gekommen, 
daß man uns im letzten Jahr vorgeworfen hat, der 
Wohnungsbau sei an der Überhitzung der Kon-
junktur schuld. Ich darf das hier einmal mit aller 
Entschiedenheit zurückweisen. Ich werde nach wie 
vor in Übereinstimmung mit der Bundesregierung 
dafür sorgen, daß der Wohnungsbau unter keinen 
Umständen irgendwie gekürzt wird. Wir bemühen 
uns im Gegenteil, ihn in jeder Hinsicht bis an die 
Grenze des Möglichen auszudehnen. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 
Aber über die Grenze des Möglichen hinaus geht 
es nicht. 

Es ist in der ganzen Welt anerkannt , daß 
Deutschland auf diesem Gebiet an der Spitze fast 
aller Länder steht. Hier wird das Mögliche getan. 
Ich kann nur das eine sagen: zu jeder sachlichen 
Verbesserung und zur Schaffung neuer Möglich-
keiten werden wir und werde ich Ihnen jederzeit 
die Hand bieten. Aber die Diskussion muß auf dem 
Boden des Sachlichen geführt werden, damit sie 
einen Erfolg für das ganze Volk hat. 

(Zustimmung.) 
Sehen Sie, Herr Kollege Jaksch, Sie stellen sich 

hin — ich weiß, Sie reiben sich immer einmal 
gern mit mir — und sagen: ja, und dann noch diese 
Kostenmiete, wenn ein Viertel des gesamten Vol-
kes auf Wanderschaft ist! Da möchte ich Sie doch 
bitten: lesen Sie sich erst einmal den Gesetzent-
wurf durch, ehe Sie so etwas sagen. In dem § 65 
Abs. 7 des Entwurfs steht ausdrücklich, daß die 
Bundesregierung bzw. der Bundesminister für 
Wohnungsbau Höchstsätze für die Mieten für die 
minderbemittelte Bevölkerung festlegen kann. Ich 
kann Ihnen nur sagen: er kann sie nicht nur fest-
legen, sondern er wird sie festlegen. Genau so wie 
wir vorgeschlagen haben, daß sämtliche seit 1948 
neugebauten sozialen Wohnungen mit höchstens 
der Richtsatzmiete von 1,10 DM der minderbemit-
telten Bevölkerung vorbehalten bleiben, genau so 
wird die Bundesregierung die Höchstsätze in der 
Zukunft bei dieser Grenze festlegen und dafür sor-
gen, daß sie nicht überschritten werden könne n. 

(Zuruf des Abg. Jaksch.) 
Ich glaube deshalb, daß auf diesem Gebiet das 
Notwendige geschieht. 
Mein Appell geht nochmals dahin, daß wir alle 

miteinander wesentlich weiterkommen, wenn wir 
die notwendigen Maßnahmen, die jetzt in der Sache 
angelaufen sind, weiterführen. Ich glaube, ange-
sichts der Leistungen auf dem Gebiet des Woh-
nungsbaus sagen zu können, daß wir gerade hier 
bis an  die  Grenzen dessen gegangen sind, was 
unser Volk leisten konnte. 

(Abg. Rehs: Noch nach 13 Jahren Baracken, 
Herr Minister, das ist nicht „bis an die Gren

-

ze des Möglichen"! Und 15 Jahre Evakuier

-

tenrückführung ist auch nicht „bis an die 
Grenze des Möglichen"!) 

Darf ich nochmals wiederholen, daß wir beab-
sichtigen, jetzt die jährliche Berichterstattung der 
Länder an den Bund über alle Insassen in Lagern, 
Baracken und Nissenhütten usw. festzulegen. Und 
dann — ich wette mit Ihnen — wird das ganze 
Volk einschließlich der Bundesregierung dafür sor-
gen, daß es keine 13 Jahre dauert. 

(Beifall rechts und in der Mitte. — Abg. 
Rehs: Das ist ein Wort! — Weitere Zurufe 

von der SPD.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ehe ich jetzt das Wort weiter gebe, möchte 
ich mitteilen, daß der Altestenrat gestern verein

-b

art hat, auf die heutige Tagesordnung noch zu 
setzen: Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Förderung der deutschen Eierwirt-
schaft. Da die Sache im Ausschuß einmütig er-
ledigt wurde, wird sie uns nur kurze Zeit beschäf-
tigen. — Das Haus ist einverstanden. 
Das Wort in der fortgesetzten Aussprache hat der 

Abgeordnete Miller. 

Miller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In dieser Debatte ist soviel über 
Sowjetzonenflüchtlinge angeklungen, daß es doch 
richtig zu sein scheint, auch einmal aus der Sicht 
der Sowjetzonenflüchtlinge die Dinge zu betrach-
ten, wie sie in der Großen Anfrage und in den 
verschiedenen Anträgen behandelt werden. 

Sie wissen ja alle: die Sowjetzonenflüchtlinge 
kommen zum allerwenigsten Teil freiwillig. Ihre 
Zahl vermehrt sich von Tag zu Tag, einfach weil 
einmal der seelische Druck nach 10 Jahren U nter-
drückung nicht mehr durchzustehen ist, zum an-
dern weil die wirtschaftliche Entwicklung in der 
Zone die Menschen zur Flucht zwingt. Ich darf 
Ihnen an einigen Zahlen aufzeigen, wie die  Dinge 
liegen. 
85 % der Industrie in der Zone sind sozialisiert. 

95 % des ehemaligen Großhandels in der Zone 
sind sozialisiert. 69 % des ehemaligen Einzelhan-
dels in der Zone sind sozialisiert. 30 % der Land-
wirtschaft in der Zone sind sozialisiert, in sage

-

nannten landwirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaften zusammengefaßt, und der Kampf gegen 
die Bauern über 20 ha geht unentwegt weiter. 
72 % der Arbeiter in der Zone arbeiten bereits in 
sozialisierten Betrieben. Da ist das Interessante, 
daß der Großteil der Flüchtenden gerade Arbeiter 
sind, woraus zu entnehmen ist, daß auch die Ar-
beiter mit der Sozialisierung im .angeblichen Para-
dies der Werktätigen nicht einverstanden sind. 

Ich will Ihnen einige Zahlen nennen, die die 
Sowjetzonenflüchtlinge betreffen, um Ihnen auf-
zuzeigen, wie sich die Dinge entwickeln. Wir haben 
am 1. Oktober 1955 — von daher stammt die letzte 
Statistik — 2 674 100 Zugewanderte gezählt. Sie 
wissen, daß in den Monaten Oktober, November, De-
zember und Januar eine weitere erkleckliche An-
zahl geflohen ist, so daß sich diese Zahl bedeutend 
erhöht hat. Daraus ergibt sich das Interessante, daß 
bei einer Anzahl von 8 867 000 Heimatvertriebenen 
die Sowjetzonenflüchtlinge inzwischen bereits lei-
der Gottes eine Höhe von 30 % der Heimatver-
triebenen erreicht haben. Und nun kommt der 
Ruf aus den Reihen der Sowjetzonenflüchtlinge 
nach etwas Gleichberechtigung. Nur ein Quentchen 
von dem, was anderen bisher zugeteilt werden 
konnte — eben, weil sie die ersten waren —, 
möchten sie haben, um sich eingliedern zu können. 

Ich darf Ihnen daher zu Punkt 2 a der Großen 
Anfrage — Auffüllung des Härtefonds — folgen-
des sagen. Die Sowjetzonenflüchtlinge anerkennen 
mit Dank, daß die Bevölkerung der Bundesrepu-
blik ihnen bisher geholfen hat und daß, wie wir 
aus dem Mund des Herrn Bundesvertriebenen

-

ministers hörten, der Betrag für den Härtefonds 
aufgestockt wird. Daß dies bisher nicht aus-
reichend geschah, mögen Sie bitte aus folgenden 
Zahlen entnehmen, die aus dem Bulletin Nr. 101 

vom 2. Juni 1955 stammen. Laut Aussage des 
Bulletins waren bis zum 31. März 1955 15 Milliar-
den an Lastenausgleichsmitteln verausgabt wor-
den, darunter 158 466 000 Mark aus dem Härte-
fonds. Damals waren aber im Härtefonds noch 
sowohl die Spätheimkehrer enthalten als auch die 
Heimatvertriebenen, soweit sie den zweiten Flucht-
weg hatten antreten müssen. Unter diesen 15 Mil

-li arden waren 4062 Millionen an Unterhaltshilfe 
ausgegeben worden. Davon sind auf die Sowjet-
zonenflüchtlinge direkt 2 726 000 entfallen, was 
einem Prozentsatz von 0,06 entspricht. An Haus-
ratshilfe waren ausgegeben worden 2780 Millionen; 
für die Sowjetzonenflüchtlinge waren daraus 
26 848 000 DM entfallen, was  einem Anteil von 
0,9 % entspricht. 

An Aufbaudarlehen für die gewerbliche Wirt-
schaft waren 1177 Millionen DM ausgegeben wor-
den; davon entfallen auf die Sowjetzonenflücht-
linge 37 512 300 DM, was einem Anteil von 3,5 % 
entspricht. 
An Aufbaudarlehen für die Landwirtschaft 

waren 718 Millionen DM ausgegeben worden, da-
von für die Sowjetzonenflüchtlinge 8 365 000 DM, 
was einem Anteil von 1,1 % entspricht. 

Bei den Wohnungsbaudarlehen müssen wir eine 
Trennung vornehmen, weil ja — das muß gerech-
terweise erwähnt werden — für die nach dem 
1. Februar 1953 gekommenen Sowjetzonenflücht-
linge ein Sonderprogramm aufgestellt worden ist. 
Aber wir haben doch seit dem Jahre 1945 schon 
die Flüchtlinge hier — enteignete Bauern wie viele 
andere —, die nicht unter dieses Sonderprogramm 
fielen und sich infolgedessen auf dem allgemeinen 
Wohnungsmarkt bemühen mußten, zu einer Woh-
nung zu kommen. Ich spreche jetzt von den vor 
dem Stichtag 1. Februar 1953 Gekommenen. Da 
wurden an Wohnungsbaudarlehen insgesamt — nach 
meinen Zahlen vom 31. März 1955 — 5009 Millio-
nen DM ausgegeben. Davon sind auf die Sowjet-
zonenflüchtlinge 9 776 700 DM entfallen; das ent-
spricht einem Anteil von  0,2 %. 
Sie sehen, wenn Sie diese Prozentzahlen damit in 

Vergleich setzen, daß die Zahl der Sowjetzonen-
flüchtlinge 30 % der Zahl der Heimatvertriebenen 
beträgt, wie wenig die Sowjetzonenflüchtlinge bis-
her bei der Eingliederung berücksichtigt sind. Wir 
hoffen, daß diese Zahlen — auch dem Herrn Ver-
triebenenminister — Anlaß geben, die Dinge in 
Zukunft in eine gewisse Parität zu bringen, d. h. 
den Menschen, die aus der Zone kommen, zu hel-
fen, soweit es ihm und der Bundesregierung mög-
lich ist. 

Ich darf in diesem Zusamenhang auf folgendes 
hinweisen. Der Herr Bundesminister hat erfreu-
licherweise gestern in seiner Antwort auf die 
Große Anfrage bekanntgeben können, daß die 
Bundesregierung bereit ist, zu den 40 Millionen 
DM, die aus dem Lastenausgleichsfonds kommen, 
im Haushaltsausschuß 100 Millionen DM als Zu-
schuß des Bundes für den Härtefonds zu beantra-
gen, und daß sie hofft, das durchzusetzen. Ich habe 
nur die eine Befürchtung: auch dieser Betrag wird 
bei dem wachsenden Flüchtlingsstrom nicht aus-
reichen können, und zwar aus folgenden Gründen. 
Wir haben bis jetzt 512 000 Antragsteller auf Aus-
weis C. Davon sind erst 49,7 % günstig beschieden 
worden, d. h. sie haben den Ausweis C bekommen. 
27,8 % wurden abgelehnt. Viele davon sind in die 
Beschwerdeinstanz gegangen, und man muß damit 
rechnen, daß sie da noch Erfolg haben werden, so 
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daß aus den 512 000 zusätzlich noch schätzungs-
weise 179 000 Ausweis-C-Berechtigte kommen wer-
den. Hinzu kommen noch die Häftlinge, die auch 
Anrecht auf den Ausweis C haben, wenn sie ent-
lassen werden, und hinzu kommen nach den eige-
nen Angaben des Herrn Ministers zirka 70 000 Ju-
gendliche, die ebenfalls die Hilfen des Härtefonds 
in Anspruch nehmen können. Es muß also, soweit 
bis heute feststellbar, mit einem Zuwachs von min-
destens 260 000 Menschen auf diesem Sektor ge-
rechnet werden, die Unterhaltshilfe, Hausratent-
schädigung, Ausbildungsbeihilfe, gewerbliche Auf-
baudarlehen, landwirtschaftliche Aufbaudarlehen 
usw. in Anspruch nehmen können. Ich glaube, daß 
der Betrag von 140 Millionen DM hier nicht aus-
reichen kann, und ich bitte heute schon den Herrn 
Minister, alles daranzusetzen, daß von der Regie-
rungsseite aus dieser Betrag erforderlichenfalls 
aufgestockt wird. 

Nun wird uns immer wieder zur Antwort gege-
ben: Der Härtefonds ist bisher noch nie ausge-
schöpft worden. Meine Damen und Herren, lassen 
Sie mich hierzu folgendes sagen. Dieses Ausschöp-
fen war unmöglich, weil bei den Ausgleichsämtern 
und Flüchtlingsämtern alle Anträge zurückgehal-
ten wurden und nicht verbeschieden werden konn-
ten, da der Fonds niemals genügend dotiert war. 
So kam es, daß die Ämter draußen die Anträge 
nachher stoßweise unerledigt liegen hatten. Daher 
sind wir im vorigen Jahre auch in gemeinsamer 
Arbeit den Herrn Bundesfinanzminister angegan-
gen, die 50 Millionen DM, die für 1955 im außer-
ordentlichen Etat gestanden haben, dem Härte-
fonds zuzuführen, damit überhaupt in dieser Rich-
tung den dringendsten Anliegen geholfen werden 
konnte. Ich habe also zu Punkt 2 a der Großen 
Anfrage an den Herrn Bundesminister die Bitte, 
dafür zu sorgen, daß der Härtefonds genügend hoch 
dotiert wird; denn ich darf von der wirtschaftlichen 
Seite aus sagen: je schneller die Menschen, die 
kommen, eingegliedert werden, desto schneller 
sind sie auch produktiv tätig und bringen sie dem 
Staat entsprechende Steuereinkommen. 

Zu Punkt 2 b möchte ich folgendes sagen. So hoch 
es einzuschätzen ist, daß im Bundesjugendplan die 
Mittel für die Sowjetzonenflüchtlinge von 2,5 Mil-
lionen auf 7,5 Millionen DM aufgestockt werden, 
so scheint mir dieser Betrag doch nicht ausreichend 
zu sein. Ich kann das auf Grund der Zahlen sofort 
beweisen. Nach den Statistiken haben wir am 
31. Dezember 1955 159 384 jugendliche Flüchtlinge 
im Alter von 18 bis 24 Jahren gehabt. Meine 
Damen und Herren, diese Menschen — das haben 
wir vor einigen Tagen in den Flüchtlingslagern in 
Berlin beobachten können — brauchen eine wei-
tere Betreuung, wenn sie nicht verwahrlosen sol-
len. Man darf nie vergessen, daß sie aus der Zone 
kommen, wo sie von der FDJ „betreut" und sozu-
sagen poussiert wurden, und daß sie sich im We-
sten einsam fühlen und abzusinken drohen. Man 
überlege sich auch in der Bevölkerung, was für 
einen zusätzlichen Arbeitsplatz aufgewendet wird 
und ob es nicht angebracht ist, neben den Auf-
wendungen für den Arbeitsplatz wenigstens eine 
kleine Teilquote für den Menschen zur Verfügung 
zu stellen, der den Arbeitsplatz einnehmen soll, 
weil nur bei entsprechender Betreuung diese Men-
schen vor dem Absinken bewahrt werden. 

(Beifall beim GB/BHE.) 
Ein Weiteres, meine Damen und Herren! Ich 

glaube, daß hier noch viel mehr getan werden 
muß. Die Statistik sagt, daß von 893 823 Personen,  

die insgesamt Ausbildungsbeihilfen bekommen 
haben, bisher nur 13 386 Sowjetzonenflüchtlinge 
— das sind 1,5 % — berücksichtigt worden sind. 
Dabei beträgt der Anteil der Flüchtlinge 30 % der 
Vertriebenen. 

Bei Punkt 3 a handelt es sich um die Förderung 
der Vertriebenenwirtschaft. Auch hier darf ich 
bitten, insbesondere an die Betriebe von Sowjet-
zonenflüchtlingen zu denken, und zwar aus dem 
einfachen Grunde, weil diese im Gegensatz zu der 
Heim atvertriebenenwirtschaft keinen Hauptent-
schädigungsanspruch haben, sich infolgedessen viel 
schwerer die erforderlichen Kredite verschaffen 
können und daher meist auch hohe Zinsen zu tra-
gen haben. Die steuerlichen Vergünstigungen, z. B. 
§ 10 a EStG, können — das wissen wir alle — 
meist nicht ausgeschöpft werden. Warum? — Weil 
die Zinslast, die auf der Vertriebenenwirtschaft 
liegt, den normalen Gewinn auffrißt. Dadurch wird 
ein Ausschöpfen der steuerlichen Vergünstigungen 
unmöglich gemacht. 

Ein weiteres Anliegen der Sowjetzonenflücht-
linge ist in dieser Hinsicht, bei der Übernahme ge-
werblicher oder landwirtschaftlicher Betriebe auch 
in § 202 des Lastenausgleichsgesetzes den Heimat-
vertriebenen gleichgestellt zu werden. Insoweit 
können wir den Antrag der GB/BHE-Fraktion 
ohne weiteres unterstützen. 

Zu der Eingliederung der vertriebenen Bauern 
darf ich Ihnen, um Ihnen einen Begriff zu geben, 
wie sich von der Sicht der Sowjetzonenflüchtlinge 
aus die Dinge darstellen, folgende Zahlen nennen. 
Sie wissen, daß im Jahre 1945/46 in der Zone im 
Zuge der Bodenreform 13 723 Bauern enteignet 
wurden. Seither ist der Strom der Flüchtlings-
bauern nicht abgesunken, sondern sogar gestiegen. 
Mir liegen Zahlen vor, wonach aus der Zone bis-
her insgesamt 115 000 selbständige Bauern und 
Gärtner — also aus der bodenbenutzenden Wirt-
schaft — geflohen sind. Wenn man nun sieht, wie

-

viele davon bisher eingegliedert und mit entspre-
chenden Mitteln ausgestattet worden sind, könnte 
man erschrecken. Von den 115 000 sind 686 wieder 
zu einem Hof gekommen. 

(Hört! Hört! beim GB/BHE.) 

Es wurden dafür aufgewendet 11 940 000 DM mit 
ergänzender Finanzierung von 7 189 000 DM gegen-
über 30 514 anderen Bauern mit 332 700 000 DM. 
Der Anteil beträgt also 3,6 %. Hierbei sollte man 
aber folgendes berücksichtigen. Wer schon zehn 
Jahre berufsentfremdet ist, wird nicht mehr so 
siedlungswillig sein wie der, der frisch von seinem 
Hof wegkommt und noch die Energie und die Lust 
hat, in seinem Beruf zu bleiben. Diese Sowjet-
zonenbauern sind meiner Ansicht nach noch am 
ehesten siedlungswillig. 

Zu Ziffer 5 a) der Großen Anfrage darf ich das 
wiederholen, was ich am Anfang gesagt habe. Die 
Sowjetzonenflüchtlinge sind dankbar, daß ihre 
Wohnungsbausorgen in einem Sonderprogramm 
schneller behoben werden als in dem üblichen 
Rahmen. Wir haben nur die eine Bitte, dieses 
Sonderprogramm jeweils entsprechend der Flücht-
lingszahl aufzustocken, weil es immer noch billiger 
kommt, dem Menschen gleich eine richtige Woh-
nung zu schaffen und ihn zur Arbeit zu bringen, 
als daß man ihn jahrelang im Lager sitzen läßt. 
Ohne produktive Arbeit kostet er den Staat nur 
Geld und wird demoralisiert. Was das jahrelange 
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Lagerleben für die Familie und für den einzelnen 
bedeutet, brauche ich all denen nicht zu sagen, 
die einmal hinter Stacheldraht gesessen haben. 
Nichts anderes ist auch das Lagerleben. 

Zu Ziffer 5 c) der Großen Anfrage möchten wir 
eine Bitte aussprechen, die sich besonders an den 
Herrn Wohnungsbauminister richtet. Er ist leider 
nicht mehr im Hause. Bei dem neuen Wohnheim-
und Familiengesetz muß die Eigentumsbildung 

 auch für die aus der Sowjetzone vertriebene Be-
völkerung vorgesehen werden; denn diese hat auch 
ein Anrecht auf Eigentum. Wenn die Wiedervereini-
gung kommt, kommt sie dann nicht mit leeren 
Händen nach Hause und kann den Aufbau in der 
Heimat um so intensiver vorantreiben. 

Zu Ziffer 6 folgendes. Die Mittel sind wohl zu-
gebilligt, aber sie kommen so spät, daß damit der 
Lageraufenthalt viel zu lange ausgedehnt wird. 
Wir wissen aus den Verhandlungen mit den Län-
dern, daß die von der Bundesregierung den Län-
dern zugebilligte Kopfquote für die aufgenomme-
nen Sowjetzonenflüchtlinge nach dem 1. Februar 
1953 von 1500 DM pro Kopf für die Länder kein 
Anreiz mehr ist, die Dinge vorwärtszutreiben. 
Weil — mit einem Wort — die Baukosten derart 
gestiegen sind, weigern sich die Länder, die Woh-
nungen schnellstens zu bauen, denn sie müssen 
selber entsprechend höhere Zuschüsse geben. Da-
her unsere Bitte, die Kopfquote zu erhöhen, damit 
den Ländern der Anreiz verbleibt, die Menschen 
schnell an die Arbeit heranzuführen. 

Zu der Altlagerauflösung folgende kurze An-
regung. Auch die Kommunen sollten sich darüber 
klarwerden, daß es vor allem gilt, Menschen, die 
unproduktiv in Lagern sitzen, herauszubekommen, 
um sie an die Arbeit heranzuführen. Daher sollte 
man, soweit es möglich ist, den Wohnungsbau für 
diese Menschen dem Theaterbau und ähnlichen 
anderen Dingen voranstellen. 
Weitere Wünsche der Sowjetzonenflüchtlinge 

darf ich Ihnen in ganz kurzem Aufriß vortragen. 
Die Notaufnahme ist zu beschleunigen. Hier gibt 
es verschiedene Möglichkeiten, die in den betref-
fenden Fachausschüssen beraten werden müssen. 
Ferner sollte endlich das Ausweisverfahren mit 
der Aufnahme koordiniert werden, d. h. man sollte 
nicht erst in Berlin, Gießen und Uelzen nur die 
Aufnahme festlegen und es dann dem zuständigen 
Flüchtlingsamt überlassen, wann es den Ausweis C 
ausstellt. Vielmehr sollte mit der Aufnahmeent-
scheidung — ob aus besonderer Zwangslage oder 
Ermessensgründen — auch sofort der Ausweis C 
ausgestellt werden, damit erstens Doppelarbeit 
vermieden wird und zweitens der Flüchtling so-
fort die Vergünstigungen, die mit dem Ausweis C 
zusammenhängen, in Anspruch nehmen kann. Das 
erleichtert es ihm, sich einzugliedern. 

Ein weiteres Anliegen! Wir haben voriges Jahr 
vom Herrn Finanzminister gehört, daß künftig 
drei Jahre Steuerfreiheit für diejenigen bestehen 
soll, die den Ausweis C haben. Der Ausweis C ent-
spricht in seiner Wertung dem Ausweis A der Hei-
matvertriebenen. Die Heimatvertriebenen haben 
fünf Jahre und mehr diese steuerliche Vergünsti-
gung gehabt; jetzt hat man sie auf drei Jahre her-
untergesetzt. Man darf nicht vergessen, der Sowjet-
zonenflüchtling hat auf keinen Fall Anspruch auf 
Hauptentschädigung. Er muß also das, was er sich 
anschaffen muß, auf dem Wege seiner Ersparnisse 
beschaffen. Er kommt ja meist nur mit einem Papp

-

karton oder Koffer. Ergo muß man ihm, nachdem 
er keinen Hauptentschädigungsanspruch hat, doch 
insoweit entgegenkommen, daß man ihm nicht nur 
für drei Jahre, sondern mindestens für fünf Jahre 
Steuerermäßigung zubilligt, so daß er sich die Mö-
bel und was sonst zu einem Lebensstandard ge-
hört, beschaffen kann. 

Ein Weiteres! Die Heimatvertriebenen haben 
jahrelang bis zu ihrer Eingliederung Freifahrten  
auf der Bundesbahn in beschränktem Ausmaß ge-
habt. 

(Zuruf vom GB/BHE: Nicht alle!) 
— Ja, das ist jetzt abgeschafft, aber sie hatten sie! 
— Sollte man nicht allein der Gerechtigkeit hal-
ber auch den Sowjetzonenflüchtlingen für einige 
Jahre bis zu ihrer Eingliederung vier Freifahrten 
im Jahr auf der Bundesbahn zubilligen, um dem 
gleichen Anliegen zu entsprechen? 

Ein weiterer Wunsch, den ich ansprechen darf, 
ist folgender. Viele kommen ja mit ihren halber-
wachsenen Kindern und müssen nun für ihre Kin-
der die Ausbildung finanzieren. Hier gibt es be-
kanntlich Meßbeträge darüber, inwieweit der So-
wjetzonenflüchtling Ausbildungsbeihilfen beantra-
gen kann. Er kriegt meinetwegen eine Wohnung 
zugebilligt, muß sich aber erst die Möbel und das 
Allerdringendste beschaffen. Die Bitte der Sowjet-
zonenflüchtlinge geht dahin, soweit sie noch Kin-
der in die Schule schicken müssen, die Meßbeträge 
auf den doppelten Satz der bisherigen zu erhöhen, 
um die Möglichkeit zu haben, ihren Kindern eine 
angemessene Ausbildung zukommen zu lassen. 

Natürlich müssen die Sowjetzonenflüchtlinge zu-
mindest auch die Registrierung ihrer Schäden ver-
langen — das ist eines der großen Anliegen —, die 
sie in der Zone erlitten haben. Hier geht es um 
folgendes. Bekanntlich sind in der Sowjetzone so-
gar die Häftlinge eingesetzt, um die Grundbücher 
und alle Unterlagen zu vernichten, damit nicht 
mehr nachgewiesen werden kann, was wessen Ei-
gentum war. Nun sagen die Flüchtlinge mit Recht: 
Wenn wir schon hier sind, dann wollen wir wenig-
stens eine Registrierung, solange die Zeugen noch 
leben, die uns bestätigen können, was wir einmal 
gehabt haben. Das ist doch wichtig für den Tag 
der Heimkehr, weil sie dann durch die Registrie-
rung nachweisen können, was sie einmal gehabt 
haben. Denn ihre Frage ist: Wie können wir sonst 
rechnen, wieder zu unserem Eigentum zu kommen! 

Das sind Dinge, die ich Ihnen aus der Sicht der 
Sowjetzonenflüchtlinge einmal darlegen wollte, da-
mit Sie begreifen, welches die Wünsche dieser Mil-
lionen Menschen sind. Ich habe von dieser Stelle 
aus einmal gesagt, die Sowjetzonenflüchtlinge sind 
für die Bundesrepublik ein Gewinn, weil sie a) Ar-
beitskräfte gebracht haben, b) Industrieerfah-
rungen mitgebracht haben und weil sie c) — das 
wurde auch gestern hier zum Ausdruck gebracht 
— uns immer wieder klarmachen können: Bewahrt 
euch vor dem Bolschewismus, wir haben die Er-
fahrung hinter uns, was er mit sich bringt! — Bei 
Berücksichtigung all dieser Dinge werden die Ver-
triebenen und die einheimische Bevölkerung uns 
sicher als Brüder und Schwestern aufnehmen und 
auch entsprechend anteilmäßig behandeln. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu den beiden 
Anträgen sagen, die gestern Herr Kollege Dr. Klöt-
zer vorgetragen hat. Wir haben zum Teil erheb-
liche Bedenken gegen diese Anträge, einmal, weil 
nach dem Antrag Drucksache 1965 die Beweislast 
künftig dem Bund zufallen würde, wie Dr. Klötzer 
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selber ausgeführt hat. Es wird hier noch manches 
im Fachausschuß darüber zu sagen sein. Zum An-
trag Drucksache 1966 möchte ich sagen: wir haben, 
soweit wir die Dinge bisher überblicken konnten, 
feststellen müssen, daß sich hiernach effektiv eine 
Schlechterstellung für die Flüchtlinge herausstellen 
würde. Daher muß im Fachausschuß darüber noch 
beraten werden. Wir sollten die Dinge heute nicht 
zu sehr ausdehnen. Wir sollten uns aber dann im 
Fachausschuß klarwerden, wie man die Dinge in 
das richtige Fahrwasser bringen kann. 

Lassen Sie mich mit der Bitte schließen: Sie ha-
ben nun die Anteilzahlen gehört, Sie haben gehört, 
was für Wünsche wir haben. Seien Sie versichert, 
die Menschen aus der Sowjetzone wollen nicht 
mehr und nicht weniger denn als vollwertige deut-
sche Reichsbürger von eh und  je  auch in der Bun-
desrepublik gelten, wollen mitarbeiten am Aufbau, 
wollen aber auch berücksichtigt werden in ihren 
Wünschen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ehe ich das Wort weitergebe, will ich mit-
teilen, daß ein Antrag eingegangen ist — Druck-
sache 2091 — betreffend Hilfe für die Hochwasser-
geschädigten in Vilshofen. Sie kennen alle das 
schreckliche Überschwemmungsunglück, das dort 
viele Menschen getroffen hat. In diesem Antrag 
wird die Bundesregierung ersucht, einen Betrag 
von 300 000 DM als erste Soforthilfe zur Verfügung 
zu stellen. Ich nehme an, daß das Haus einverstan-
den ist, daß dieser Punkt noch auf die Tagesord-
nung gesetzt wird. Ich nehme an, daß es dabei 
keine Aussprache geben wird. — Das Haus ist ein-
verstanden. 
Nunmehr hat das Wort der Bundesminister 

Oberländer. 

Dr. Dr. Oberländer, Bundesminister für Ver-
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Darf ich zu-
nächst kurz erklären: ich bin an der Abfassung der 
Großen Anfrage nicht beteiligt gewesen. Wenn ich 
dazu angeregt habe, so glaube ich genau das ge-
tan zu haben, was gestern der Kollege Jaksch hier 
vorgeschlagen hat, nämlich für etwas mehr Publi-
city für das Vertriebenenproblem zu sorgen. Das 
ist doch wahrscheinlich das, was Sie gewollt haben, 
Herr Kollege Jaksch. 

Ich habe deshalb nicht ganz verstanden, warum 
der Kollege Rehs sich gestern nach der Rede mei-
nes Freundes Jaksch gegen diese Anregung zur 
Großen Anfrage gewandt hat. Ich glaube, daß die 
Anfrage vom Gesichtspunkt des Herrn Jaksch aus 
doch richtig war. Ich darf ihm für die Anregung 
danken und ihm hiermit erklären, daß ich künftig 
öfters von dieser Möglichkeit Gebrauch machen 
werde. 

Eine wichtige Frage ist nun von ihnen beiden, 
von Herrn Jaksch und Herrn Rehs angeschnitten 
worden: die der Bundesumsiedlung. Herr Jaksch, 
Sie haben die Zahl von 400 000 Umsiedlungswilli-
gen genannt, Herr Rehs hat die Zahl von 250 000 
genannt. Sie sind sich wohl mit mir darüber einig, 
daß wir die ganze Umsiedlungsverordnung nicht 
ohne die beteiligten Länder gemacht haben. In 
einer Sitzung des Umsiedlungsausschusses der Ar-
beitsgemeinschaft der Flüchtlingsverwaltung am 
4. Januar 1956 in Würzburg, der auch Vertreter der 
drei Umsiedlungsländer Bayern, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein angehören, ist eine Zahl von  

rund 100 000 genannt worden, auf deren Umsied-
lung sie noch Wert legten. 

(Abg. Jaksch: Ja, Wert legen!) 
— Ja, bitte! Ich sage dies, weil Sie sagen, es gebe 
in diesen Ländern noch mehr Umsiedlungswillige. 
Ich habe vor kurzem, am 26. November — mit Mi-
nister Stain in München darüber gesprochen. Ich 
kann Ihnen gern all die Gespräche, die ich im ein-
zelnen geführt habe, angeben. Immer wieder ist 
mir gesagt worden: Bei der äußeren Umsiedlung ist 
wichtigstes Anliegen die Familienzusammenfüh-
rung! Glauben Sie doch bitte nicht, daß wir des-
halb die Umsiedlung auf die Familienzusammen-
führung beschränken wollen! Aber letzten Endes 
ist sie doch — sozial gesehen — zweifellos das 
dringlichste. Die Bundesregierung, die früher Men-
schen umgesiedelt hat, damit sie zu Arbeit kom-
men, hat doch die moralische Pflicht, nun die Fami-
lien nachzuholen. Unter diesem Gesichtspunkt ha-
ben wir nun in voller Übereinstimmung mit den 
drei Ländern — bitte, prüfen Sie das nach! — die 
Zahl von 94 500 eingesetzt. Wieviel weitere Um

-

siedlungswillige da sind, kann ich Ihnen im Augen-
blick nicht genau sagen. Ich bin hier auf die An-
gaben der Länder angewiesen. Was soll ich anderes 
tun? Aber sicher ist, daß die Länder am 4. Januar 
mitteilten: Wenn jetzt noch 100 000 umgesiedelt 
werden, dann sind die Möglichkeiten erfüllt. — 
Ich lasse mich gern belehren und wäre Ihnen dank-
bar, wenn Sie mir andere Stimmen nennen wür-
den. 
Es war für mich ohnehin nicht leicht, die Um-

siedlungsverordnung mit den Ländern vorzuberei-
ten. Ich sage das nur zu diesem Thema, weil es 
gestern hier angeschnitten worden ist. Ich habe 
die Frage der Umsiedlungsverordnung niemals 
leicht genommen und habe daher auch mit den 
Vertretern der Länder selbst an Ort und Stelle ge-
sprochen, auch in Kiel. Und, Herr Kollege Rehs, 
ich habe in Kiel nichts anderes gesagt, als was ich 
auch hier mitteilte, mit einer Ausnahme, die ich 
Ihnen gern zugebe. Ich habe nämlich in Kiel ge-
sagt, ich würde es gern sehen, wenn wir die in-
nere Umsiedlung stärker berücksichtigten, daß das 
aber im Augenblick nicht möglich sei. Sie waren, 
glaube ich, leider nicht dabei. Sonst würden Sie 
wissen, was ich in Kiel gesagt habe.. Ich stehe hier 
absolut zu meinem Wort. 
Nun darf ich auf die Frage der Kurspflege kurz 

eingehen. Sie sagten, Herr Rehs, ich hätte beim 
Finanzminister nichts erreicht. Ich habe die 100-
Millionen-Anleihe angeführt. Ich kann doch nichts 
dazu, wenn der Finanzminister glaubte, daß er des-
wegen nicht vor dem Ausschuß für Heimatvertrie-
benenwirtschaft zu erscheinen brauchte. Das hat 
mit diesen Dingen gar nichts zu tun. Vielmehr ist 
eines klar: Wir haben vereinbart, daß sich die Bun-
desregierung, soweit es über die Kraft des Emit-
tenten, also der Ausgleichsbank, hinausgeht, durch-
aus für die Kurspflege verpflichtet fühlt, und zwar 
genau so wie für die Kurspflege bezüglich ande-
rer Regierungsanleihen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Eine Bevorzugung konnte ich nicht erwarten. Ich 
wollte die Gleichstellung durchsetzen, und die habe 
ich erreicht. Sie meinten jedoch gestern, ich hätte 
absolut nichts erreicht. Ja, mehr zu erreichen als 
Gleichstellung hatte ich gar nicht erwartet. Also 
habe ich das erreicht, was ich erreichen wollte. 

(Abg. Rehs: „Verpflichtet" steht aber nicht 
drin! „Der Minister ist interessiert" 

steht drin!) 
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— Ich weiß nicht, was Sie von irgendeinem Beam-
ten des Bundesfinanzministeriums mitgeteilt be-
kommen haben. Ich muß mich auf das verlassen, 
was ich selbst aus einer Besprechung mit dem Kol-
legen Schäffer genau weiß. Das ist für mich maß-
gebend. Wenn Sie es anders wissen, wollen wir uns 
gern darüber unterhalten. Ich bitte Sie nur zu ver-
stehen — die Sache liegt erst drei Tage zurück, 
ich erinnere mich infolgedessen genau —: ich war 
erstaunt, daß die Angelegenheit gestern in diesem 
Sinne vorgebracht wurde. Wenn ich nichts erreicht 
hätte, hätte ich die Anleihe überhaupt nicht erwäh-
nen können. 

(Abg. Rehs: Fühlt sich der Finanzminister 
nur verpflichtet, oder ist er die Verpflich

-

tung eingegangen, die erforderlichen Mit

-

tel zur Verfügung zu stellen?) 
— Ich habe Ihnen gesagt: eine Gleichstellung mit 
der Kurspflege der Regierungsanleihen. Sie kön-
nen für eine Anleihe, die doch in einigen Jahren 
überhaupt erst auf dem Markt erscheint — eine 
Depotanleihe, wie Sie wissen —, heute noch nicht 
sagen, wieviel die Kurspflege kostet. Ich möchte 
Sie bitten, hierüber auch den Finanzminister zu 
fragen. Ich habe die Gleichstellung geklärt. Das 
andere ist eine Angelegenheit des Bundesfinanz-
ministers; fragen Sie bitte den Herrn Bundes-
finanzminister! 

Reitzner (SPD): Darf ich eine Frage stellen? 

Vizepräsident Dr. Schmid: Bitte schön! 

Reitzner (SPD): Darf ich Ihnen unterstellen, 
Herr Minister, daß diese Vereinbarung der näch-
sten Sitzung des Unterausschusses für Heimatver-
triebenenwirtschaft schriftlich vorgelegt wird? 

Dr. Dr. Oberländer, Bundesminister für Vertrie-
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Das 
werde ich ihm gern vorschlagen. 

(Abg. Rehs: Brauchen Sie seine Genehmi

-

gung dazu? Abg. Dr. Czaja: Das geht ja 
aus dem Stenogramm hervor!) 

— Ich bin bereit, in den Ausschuß zu kommen und 
Ihnen selbst zu sagen, was ich dort erfahren und 
ausgemacht habe. Da habe ich gar keine Sorge. 

(Abg. Dr. Kather: Also kann die Anleihe 
jetzt starten?) 

— Aber das habe ich doch gestern gesagt! 
(Abg. Dr. Kather: Nein!) 

— Ich habe gestern zu der Frage der Anleihe 
wörtlich gesagt — ich habe es noch im Kopf —, 
daß die Anleihe, nachdem die langwierigen Ver-
handlungen beendet sind, nun in Kürze perfekt 
wird. Daß noch Schwierigkeiten bestehen, habe ich 
nicht gesagt. Ich hätte sonst die Anleihe gar nicht 
erst erwähnt. 
Ich darf Ihnen, Herr Kollege Rehs, sagen, daß 

ich erstaunt war, als Sie gestern erklärten, ich 
hätte geäußert, es sei so ungefähr alles in Ordnung, 
und ich hätte alles beschönigen wollen. Ich 
glaube, daß ich mit meiner gestrigen Rede doch 
die Dinge sehr ernst dargestellt habe. Ich glaube 
eigentlich kaum, daß man sie noch ernster darstel-
len kann. Ich befürchte, daß Ihre Darstellung dar-
auf zurückzuführen ist, daß Sie schon um 15 Uhr 
Ihre Antwortrede auf meine noch nicht gehaltene 
Rede oben auf der Pressebank haben verteilen 
lassen. Nun waren Sie etwas gebunden. 

(Hört! Hört! und Heiterkeit in der Mitte.) 

Ja, Herr Kollege Rehs, das ist eine Tatsache, sie 
lag nämlich bereits um 15 Uhr hier auf meinem 
Platz. Da war meine Rede noch nicht gehalten. 

(Abg. Rehs: Wir kennen Sie ja nicht erst 
seit heute!) 

Ich habe wichtige Zahlen in meine Rede doch 
erst gestern vormittag eingesetzt. Wenn Sie all das 
berücksichtigten, weiß ich nicht, wie Sie dazu kom-
men, zu sagen — ich bitte, das zu klären —, daß 
ich die Dinge beschönigt hätte. Ich glaube, daß ich 
die Dinge gestern sehr ernst dargestellt habe. Sie 
sind nicht nur Ihre, sondern auch meine Sorge. 

(Abg. Rehs: Das haben Sie im Bundes

-

bericht gesagt! Da haben Sie dasselbe 
gesagt!) 

— Nein, das habe ich nicht gesagt. 

(Abg. Rehs: Natürlich!) 

— Ich konnte in dem Bundesbericht gerade diese 
Dinge und die zusätzlichen Verbesserungen, die 
immerhin mehrere Hundert Millionen ausgemacht 
haben, gar nicht erwähnen. 

(Abg. Dr. Kather: Eine Zwischenfrage!) 

— Bitte schön! 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Minister, ist es rich-
tig, daß Sie gestern gesagt haben, der Herr Finanz-
minister hätte jeweils die für die landwirtschaft-
liche Siedlung erforderlichen Mittel zur Verfügung 
gestellt? 

Dr. Dr. Oberländer, Bundesminister für Vertrie-
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Jawohl. 

Dr. Kather (GB/BHE): Dazu stehen Sie? Halten 
Sie das wirklich für wahr? 

Dr. Dr. Oberländer, Bundesminister für Vertrie-
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie mir sofort das Gegenteil 
bewiesen. 

Dr. Kather (GB/BHE): Na ja, es fehlen doch für 
dieses Jahr wieder — — Sie wissen doch, daß vori-
ges Jahr 60 Millionen im Vorgriff erst am 19. Ok-
tober bewilligt worden sind? 

Dr. Dr. Oberländer, Bundesminister für Vertrie-
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Ich möchte 
die Gegenfrage an Sie stellen, Herr Kather: Wann 
ist die landwirtschaftliche Siedlung durch Mangel 
an Mitteln unterbrochen worden? Denn das wäre 
doch das, was Sie eben fragen wollten. Das möchte 
ich beantwortet haben, bitte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine weitere Frage! 

Dr. Kather (GB/BHE): Ich kann Ihnen darauf ant-
worten, daß durch diese Manipulation — — 

(Zurufe und Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Kather, Sie haben das Recht, Fragen zu stellen. 
Sie haben nicht das Recht, eine Rede zu halten. 

Dr. Kather (GB/BHE): Ist Ihnen bekannt, Herr 
Minister, daß durch diese Manipulation die land-
wirtschaftliche Siedlung um Monate verzögert 
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worden ist, weil man sich vier Monate darüber 
gestritten hat: sind die Voraussetzungen für den 
Vorgriff da oder sind sie nicht da? 

(Zuruf von der Mitte: Das hat doch damit 
nichts zu tun!) 

Dr. Dr. Oberländer, Bundesminister für Vertrie-
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Dann 
wäre doch wohl die Folge, daß in diesen Monaten 
kein Geld für die Siedlung dagewesen wäre. Ich 
darf Sie bitten, den Beweis dafür anzutreten. Sie 
können ihn im Augenblick nicht antreten. 

(Zuruf vom GB/BHE: Aber die Planung 
ist verzögert worden!) 

Darf ich dem Kollegen Klötzer zu dem An-
trag des GB/BHE kurz noch etwas sagen. Er hat ge-
fragt, ob das Bundesvertriebenenministerium die 
Entscheidung von Lüneburg kenne. — Das Bundes-
vertriebenenministerium kannte die Entscheidung 
von Lüneburg sofort; aber das Bundesvertriebenen-
ministerium kannte auch die Entscheidungen von 
Stuttgart, Kassel, Koblenz, Hamburg und Bre

-men, die genau umgekehrt waren. Das Bundes-
vertriebenenministerium weiß weiter auch, daß 
das Bundesverwaltungsgericht diese Entscheidung 
von Lüneburg weder gebilligt noch verworfen, 
sondern zur abermaligen Behandlung nach Lüne-
burg zurückverwiesen hat. Eine Begründung da-
für liegt noch nicht vor. Ich bin der Ansicht, daß, 
wenn man ein Urteil herausgreift, man schon der 
Sachlichkeit wegen verpflichtet ist, alle Urteile 
zu nennen, 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

und dann sieht es eben ganz anders aus. Sie haben 
gestern so ungefähr gesagt: Das Bundesvertriebe-
nenministerium hat vom Lüneburger Urteil über-
haupt nicht Kenntnis genommen und war uninfor-
miert. Ich muß Ihnen leider sagen, daß das Ganze 
gesehen werden muß und daß wir die Begrün-
dung abwarten sollten. Was den Antrag angeht, 
so kann ich schon persönlich, aber im Augenblick 
noch nicht für die Bundesregierung erklären, daß 
die Dinge geändert werden müssen. Wir sind uns 
also im Grunde in vielem einig. Nur bei der Be-
gründung mit diesem Urteil bitte ich um Vorsicht. 

Herrn Dewald darf ich antworten, daß wir 
selbstverständlich, wenn Kasernen geräumt wer-
den — übrigens sind mir ganz andere Zahlen be-
kannt als Ihnen, nicht 60 000, sondern etwa 45 000 
für das Jahr, 

(Abg. Dewald: Das waren Ihre Zahlen, 
die ich genannt habe! Das Bundesvertrie

-

benenministerium hat in der letzten 
Sitzung, als der Etat beraten wurde, selbst 

die Zahlen angegeben!) 

das ist die Zahl, die ich jetzt als Anforderung 
habe —, daß wir dann dafür sorgen werden, daß 
niemand aus den Kasernen herauskommt, ohne in 
eine ordentliche Wohnung zu kommen! Die Bun-
desregierung hat eben noch einmal 50 Millionen 
DM dafür bewilligt. Es sind dann für einen Ka-
serneninsassen, einen Sowjetzonenflüchtling, ein-
mal 1500 DM gezahlt worden, und dazu kommen 
weitere 1000 DM. Das sind 2500 DM. 

(Zuruf von der Mitte: Pro Kopf!) 

Ich glaube, daß sich damit die Länder nicht zu be-
klagen haben und daß damit eine entsprechende 
Wohnung gesichert ist. 

Sie haben weiter die Frage gestellt, wo die Mil-
lionen geblieben sind, über die ich gesprochen 
habe. Lassen Sie mich immerhin erwähnen, daß 
doch seit 1954 bereits 62 800 Evakuierte zurück-
geführt worden sind und daß auf Grund der Pro-
gramme, wie ich erwähnt habe — ich spiele gar 
nicht mit Zahlen, ich habe mir das sehr genau 
zusammengesetzt, weil ich sehr vorsichtig bin —, 
nun 74 000 Evakuierte zurückgeführt werden kön-
nen, wobei ich zugebe, daß die Zurückführung von 
weiteren 35 000 von der Frage des Kontrollaus-
schusses abhängt. Das ist hier genügend diskutiert 
worden. Das sei also völlig offen zugegeben. Es 
ist sicher, daß eine ganze Menge unserer Wünsche 
nicht erfüllt sind. Aber ich darf immerhin zu-
nächst einmal sagen, daß der Präsident des Bun-
desausgleichsamtes nach der gestrigen Erklärung 
der Bundesregierung die Hilfe für Hausrat, für 
Eingliederung in  den  gewerblichen und bäuerlichen 
Mittelstand und für die Ausbildung in Höhe des 
Vorjahres einplanen kann. Irgendeine Verminde-
rung gegenüber dem vorigen Jahr ist also nicht 
notwendig. Das glaube ich völlig eindeutig gesagt 
zu haben. 

Was die Vorfinanzierungshilfe für den Lasten-
ausgleich anlangt, so enthält sie auch die 100 Mil-
lionen DM für die bäuerliche Ansiedlung nach 
§ 46 Abs. 2. Unterdessen sind auch die Empfehlun-
gen der Bundesregierung für die Beschleunigung 
der Eingliederung durch die Sicherung der Alters-
versorgung landabgebender Bauern hinausgegan-
gen. Nach der Struktur des Grundgesetzes kann 
die Bundesregierung nur Empfehlungen geben. Sie 
kann ja gar nicht anders handeln. Es liegt doch 
an den Ländern, sie durchzuführen, 

(Abg. Kuntscher: Sehr richtig! Das ist 
das Wichtigste!) 

genau so wie die Aufstellung des jährlichen Sied-
lungsplanes der Bundesregierung nur eine Zu-
sammenstellung der Siedlungspläne der Länder 
sein kann. 

Wenn nunmehr gefragt wird, wie ich dazu die 
Zustimmung geben konnte, so muß ich sagen: Ich 
kann doch nichtsanderes tun als von Land zu 
Land fahren — was ich tue — und die Landwirt-
schaftsminister der Länder zu überzeugen ver-
suchen, daß sie ihr Programm verbessern müssen. 
Was Sie mir so nachdrücklich empfohlen haben, 
mich nämlich in der Bundesregierung hundert-
prozentig durchzusetzen, das kann ich nur mei-
nen lieben Kollegen in den Ländern empfehlen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wenn sie das gleiche täten, sich nämlich auch hun-
dertprozentig durchsetzten, dann würde auf dem 
Gebiete der Siedlung manches ganz anders aus-
sehen; denn ob ich einem Plan, den mir der Kol-
lege Lübke vorlegt, meine Zustimmung gebe oder 
nicht, ist viel weniger wichtig, als daß die Kol-
legen in den Ländern diese Leistungen zu steigern 
versuchen, weil anders die Dinge gar nicht zu 
machen sind. 

(Abg. Dr. Kather: Sie haben doch etwas 
ganz anderes gesagt!) 

Ich darf nun auf Ihre Frage, Kollege Kather, 
eingehen; das möchte ich noch kurz klären. Ich 
habe nie gesagt, daß es einen Primat der Kultur-
arbeit gibt. Ich habe zwei Reden vor mir liegen — 
nur um es kurz zu klären —, in denen das völlig 
eindeutig steht. Ich kann mich auf einen Satz be- 
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rufen, und ich bitte, ihn mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten vorlesen zu dürfen. Er lautet: 

Die Zeit, in der es allen Vertriebenen erst 
einmal um die primitivsten Lebensgrundlagen 
ging, sie also  um  Tisch, Bett und Stuhl kämp-
fen mußten, ist heute für einen großen Teil 
der Vertriebenen vorbei, wenn auch durchaus 
nicht für alle. 

Das habe ich gesagt. Und in einem anderen Satz 
habe ich gesagt: 

So gefährlich die Täuschung ist, heute behaup-
ten zu wollen, daß die wirtschaftliche Ein-
gliederung vollendet sei,  so  notwendig ist 
dennoch die Erkenntnis, daß nach der Über-
windung der ärgsten, vordringlichen Tages-
nöte unsere Tatkraft immer bewußter und 
zielstrebiger auf die Erhaltung und Förderung 
der überzeitlichen Werte, der bedrohten kul-
turellen Substanz unserer entrissenen Heimat 
und ihrer Lebensträger, der  Vertriebenen und 
ihrer Jugend, gerichtet sein muß. 

Das sind die beiden Sätze, die ich heute vor dem 
Bundestag in jeder Rede wiederholen würde. Ich 
habe die Sorge, Herr Kollege Kather, daß der 
Adressat Sie etwas bekümmert hat. Ich hätte das 
genau so Ihrem Verband gesagt wie jedem an-
deren. 

(Abg. Dr. Kather: Das glaube ich nicht!) 

Von einem Primat der kulturellen Arbeit habe 
ich jedenfalls nie gesprochen. Das Wort „Primat" 
ist nicht gebraucht worden, und ich finde es auch 
hier — — 

(Abg. Dr. Kather: Sie hab en  davon ge-
sprochen! — Abg. Seiboth: Wollen Sie 
nicht den dritten Satz auch noch lesen?) 

— Bitte, welchen Satz? 
(Abg. Seiboth: Der dann kommt!) 

— Daß dies der besondere Auftrag der Lands-
mannschaften ist, darüber besteht doch kein Zwei-
fel. Die Kulturarbeit ist immer von dieser Seite 
aus betrachtet worden. Aber, meine Damen und 
Herren, ich möchte hier nicht in Verbandsgegen-
sätze eingreifen. Denn Sie wissen, daß es immer 
mein Ziel war, die Verbände zu einigen, und nie-
mand hat die Streitigkeiten mehr bedauert als ich. 

(Abg. Dr. Kather: Wir sind nicht neidisch!) 

— Bitte! Aber ich möchte wissen: wo ist das „Pri-
mat"? Sie haben von Primat gesprochen. Bitte, 
beweisen Sie es doch! Ich stehe zu jedem Wort, das 
ich gesagt habe. 

(Zurufe vom GB/BHE: Na, na!) 

— Wenn Sie das hier in einer Rede vor dem Bun-
destag sagen und das sehr abträglich für mich 
sagen, dann muß ich doch das Recht haben, mich 
zu verteidigen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Abg. Dr. Kather: Ich bitte, 
eine Frage stellen zu dürfen!) 

— Bitte schön, gern! 

Dr. Kather (GB/BHE): Haben Sie in dem Inter-
view beim Nordwestdeutschen Rundfunk am 22. 
Dezember 1955 folgenden Satz gesagt? 

Der Verband der Landsmannschaften muß 
jetzt an alle jene herantreten, die den wirt

-

schaftlichen Fragen einen Vorrang einzu

-

räumen bereit sind, den Primat der kulturellen 
und rechtlichen Fragen zu sichern und so zu 
großer Einigung der Vertriebenen beizutragen. 

(Vizepräsident Dr. Jaeger übernimmt 
den Vorsitz.) 

Dr. Dr. Oberländer, Bundesminister für Ver-
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Ja, 
das ist eine ganz andere Frage! Jetzt will ich 
Ihnen ganz klar sagen: Diese These habe ich im-
mer vertreten; die ist nicht neu. 

(Abg. Dr. Kather: Also doch „Primat"!) 
— Nein! Darf ich Ihnen sagen: Sie nehmen das 
Ganze aus dem Zusammenhang heraus; denn ich 
habe erklärt, was vorher wirtschaftlich zu tun ist. 
Sie können nicht diesen einen Satz an dieser Stelle 
herausgreifen. 

(Abg. Dr. Kather: Sie haben mich dazu 
aufgefordert! — Gegenruf des Abg. 

Kuntscher: Das ist Absicht!) 
— Ich sagte schon: ich nehme an, daß der Adressat 
Ihnen nicht gefallen hat. 

(Abg. Dr. Kather: Der Adressat ist in 
Ordnung, aber der Adressant nicht!) 

— Aber ich kann leider nichts dafür. 
Nun möchte ich noch Herrn Miller  kurz ant-

worten. Wir sind uns doch wohl darüber klar, 
daß, wenn jetzt die Mittel für den Härtefonds 
von der Bundesregierung verdoppelt worden sind, 
wir zunächst hoffen können, daß es reicht. Wenn 
es nicht reicht, ist ja klar, daß für Bedarf, der 
plötzlich auftritt — sagen wir mal: einen Flücht-
lingsstrom usw. —, immer noch Möglichkeiten be-
stehen. Ich habe mich zunächst damit zufrieden 
gegeben, daß wir diesen Betrag verdoppeln. Wir 
können dann immer noch sehen, wie die Dinge 
weitergehen. 

Im übrigen möchte ich sagen, daß ich auf unsach-
liche persönliche Angriffe hier nicht antworten 
will; die gehören nicht ins Haus. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich bin der Ansicht, daß sie auf den Angreifer 
selbst zurückfallen. Ich muß allerdings sagen, daß 
ich eines tief bedaure: daß unsere ausländischen 
Gäste der Moralischen Aufrüstung, die sich zur 
Zeit in der Bundesrepublik befinden, hier auch in 
diese unsachlichen persönlichen Angriffe mit hin-
eingezogen worden sind. 

(Zurufe vom GB/BHE.) 
Ich bin der Ansicht, daß wir uns das vor dem Aus-
land schon hätten schenken sollen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe vom GB/BHE. — Abg. 
Dr. Kather: Das war sehr schwach! — Wei

-

terer Zuruf vom GB/BHE: Jetzt macht er 
in moralischer E ntrüstung! — Heiter

-

keit beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Strosche. 

Dr. Strosche (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte einleitend nicht 
untersuchen, wo das Feld moralischer Aufrüstung 
am besten bestellt werden könnte, ich möchte aber 
gerade aus diesem Gedanken heraus einen Pro-
blemkreis noch ein wenig beleuchten, der in der 
Anfrage ebenso wie in der Beantwortung ziemlich 
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zu kurz gekommen ist: das sind die Fragen un-
serer Heimkehrer! Der Herr Bundesminister ist 
darüber ziemlich schnell hinweggegangen. Dies 
und nicht zuletzt auch einige Ausführungen des 
Herrn Kollegen Kuntscher, die nicht unwiderspro-
chen im Raum stehenbleiben dürfen, veranlassen 
mich, diese Fragen anzusprechen. 
Diese Probleme sind vielleicht — wir können 

sagen: Gott sei Dank — aktueller als manche 
andere, da wir immer noch Spätestheimkehrer er-
warten und ersehnen und da wir erfreulicherweise 
Nachrichten über Rückkehrer aus dem Gewahrsam 
der Satellitenstaaten und über Inhaftierte aus der 
DDR vernehmen können. Dadurch allein schon ent-
behren diese Fragen, Gott sei Dank, nicht einer 
gewissen Aktualität. Sie verlangen aber auch eine 
häufigere — hier schließe ich mich ganz den Aus-
führungen des Herrn Kollegen Jaksch an —, eine 
eindringlichere und zeitlich nicht forcierte Behand-
lung. Sie sollten bei der Rangierung auf der Tages-
ordnung immer Tagesordnungspunkt Nr. 1 sein 
und nicht in den Geruch kommen, nur zur Fa-
schingszeit unter „Ferner liefen" angesprochen zu 
werden; denn hier gilt ja das vom Herrn Bundes-
finanzminister zitierte Bild besonders. Hier ist 
nämlich tatsächlich noch „eine gute Jagd zu tun"; 
das Wild ist — um im Bilde zu bleiben — nicht 
erlegt, sondern hier kann man als guter Jäger tat-
sächlich ein Objekt finden — und man sollte es 
finden —, mit dem man sich „waidmännisch" be-
schäftigen kann. 
Ganz grob gesagt: es ist kein Geheimnis und, 

glaube ich, dem Herrn Bundesminister auch nicht 
verborgen geblieben, daß die Theorie, also die 
freundlichen Begrüßungen da und dort und auch 
am Heimatort, so anerkennenswert sie auch sein 
mögen, mit der  Praxis,  will sagen: der wirk-
lichen Behandlung des Personenkreises der Heim-
kehrer im weitesten Sinne des Wortes, sehr oft 
nicht im Einklang steht, wie es notwendig wäre. 
Die Folgen fehlender Arbeitsmöglichkeiten, Exi-
stenz- und Wohnungssorgen, besonders in den 
Grenz-, Zonen- und Notstandsgebieten, und manche 
Bitternis seelisch-geistiger Art sind nicht aus-
geräumt und werden auch nicht entsprechend 
ausgeräumt. Herr Minister, die Stimmung, die 
Ihnen im vorigen Sommer in Hannover sozusagen 
als vox populi von den dort versammelten 150 000 
Heimkehrern sehr deutlich entgegengebracht 
wurde, als Sie eine Rede hielten, die eine Rede 
des Herrn Bundesfinanzministers hätte sein kön-
nen, aber nicht die Rede des Bundesvertriebenen

-

ministers, der sich mit Heimkehrerfragen obsor-
gend und fürsorgend zu beschäftigen hat, ist bis 
in den untersten Stufen der mit diesen Dingen sich 
befassenden Verbände heute noch unverändert 
lebendig. 
Die Heimkehrer haben das Gefühl, daß Sand 

im Getriebe der Verwaltung ist und daß das 
Schwarzer-Peter-Spiel zwischen Bund und Ländern 
auf ihrem Rücken ausgetragen wird. Das ist für 
diese Menschen einfach unverständlich. Sie haben 
nämlich immer die Hoffnung gehabt und haben sie 
auch heute noch, daß es möglich ist, von Bonn aus, 
und zwar mit einem Ministerium, mit einem In-
strument — Sie sagten uns doch immer, daß Sie 
es zu einem wirksamen Instrument ausgestalten 
wollten —, diesem Schwarzer-Peter-Spiel irgend-
wie beizukommen und eines Hin- und Herschiebens 
der Verantwortung zwischen Bund und Land ir-
gendwie Herr zu werden. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Sie haben, Herr Bundesminister, sehr oft in 
Kundgebungen und Versammlungen auch dieses Per-
sonenkreises bezüglich des Herrn Finanzministers 
Schaff er Worte gebraucht, die Sie vielleicht 
heute, da Sie eine gewisse politische Tuchfühlung 
zu ihm gewonnen haben, nicht mehr wahrhaben 
möchten. Aber diese Worte sind bekannt, und die 
Leute, vor denen Sie sie gesprochen haben, haben 
sie sich wohl gemerkt. Diese Menschen haben ein 
komisches Gefühl, wenn die Dinge nun nicht so 
gehen, wie Sie es einstens versprochen und in 
Aussicht gestellt haben. Ich höre aus Heimkehrer-
versammlungen und -kundgebungen immer nur 
heraus, man habe das Gefühl, daß in diesem Mini-
sterium auch in dieser Beziehung die Zügel schlei-
fen gelassen werden. Die Zensuren, die hier ver-
teilt werden, sind vernichtend; sie variieren zwi-
schen „mangelhaft" und „ungenügend"! Allüberall 
herrscht das Gefühl: „unhaltbare Zustände"! 

Wir wollen nicht verkennen, daß viele Dinge im 
Gange, im Fluß sind. Das sind Fragen wie etwa die 
der Vererblichkeit und Übertragbarkeit des An-
spruchs in § 5, die Neufestsetzung der Antragsfrist 
gemäß § 9 Abs. 6. All das ist in Behandlung, und 
Änderungswünsche werden effektiv diskutiert. Ich 
nenne diesbezüglich weiter § 1 Abs. 1 Ziffer 2, § 2 
Abs. 2, § 9 Abs. 4 und 5, sowie § 22, die Frage der 
Anfechtung der Beschwerdeausschußbescheide. 

All das ist im Fluß. Wir begrüßen das. Aber die 
Lücken und Härten, die angesichts der Flüchtig-
keit bei der Abfassung gerade des Kriegsgefange-
nenentschädigungsgesetzes entstanden und fühl-
und sichtbar geworden sind, sind nicht in dem er-
forderlichen Maße von Ihnen, Herr Minister, und 
Ihrem Hause beseitigt worden. 

Was die Bereitstellung von Mitteln anlangt, so 
wollen wir nur hoffen, daß die Worte des Herrn 
Finanzministers vom 22. Juni 1955 in der 90. Bun-
destagssitzung, die uns noch in den Ohren klingen, 
nämlich: daß für diese Dinge immer Mittel vorhan-
den sein würden, auch wirklich erfüllt werden. Zu-
mindest hoffen wir, daß wir nicht ähnliche leidige 
Vorgänge erleben, wie wir sie bei der Etatberatung 
im vergangenen Jahr erlebt haben. 

(Abg. Kuntscher: Sehr richtig!) 
— Darauf komme ich auch noch, Herr Kollege 
Kuntscher. Sie wollten hier anscheinend den Ein-
druck erwecken, als ob der Bedarf für diese Dinge 
nicht da sei. 

(Abg. Kuntscher: Nicht abgerufen und 
nicht verbraucht wurden die bereitgestell

-

ten Mittel!) 
— Da werden Sie gleich die Antwort erhalten, die 
zur Klärung dieser Dinge notwendig sein wird. 

Die crux secunda bleibt immer noch das Heim-
kehrergesetz selbst, und zwar in der Inlandgefan-
genenfrage, auch im Problem der arbeitslosen 
Heimkehrer sowie der Heimkehrer im öffentlichen 
Dienst, ferner bezüglich der Berücksichtigung im 
131er-Gesetz, betreffs Ausbildungshilfe, hinsichtlich 
einiger Sozialversicherungsprobleme, z. B. der Stei-
rungsbeträge für Zeiten unverschuldeter Krank-
heit, anrechnungsfähiger Beträge zur Sozialver-
sicherung für ehemalige Kriegsgefangene usw. 

Ein besonders leidiges Kapitel sind die Durch-
führungsverordnungen gemäß § 44, wobei wir froh 
sind, daß es dem zuständigen Ausschuß gelungen 
ist, die Dritte Durchführungsverordnung aufzu-
heben, die den im Gesetz umschriebenen Personen- 
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kreis in unzulässiger Weise einengte, auch wider 
den Willen des Gesetzgebers und offensichtlich im 
Widerspruch zu manchen verfassungsmäßigen Din-
gen. Aber die Forderung bleibt, nun so bald wie 
möglich das dadurch entstandene Vakuum auszu-
füllen, und zwar initiativ vom Ministerium her. 

Wir hören immer — das ist das übliche Wort 
des Herrn Bundesministers —: „Ich strebe an", „die 
Bundesregierung strebt an" ! Hier ist die Mög-
lichkeit geboten, dieses Streben in sichtbare Taten 
umzusetzen. 

(Abg. Dr. Kather: Sehr gut!) 

Denn gerade diese Fragen der Durchführungsver-
ordnung zum zweiten Teil des Kriegsgefangenen-
entschädigungsgesetzes, der Beihilfen also, sind da-
durch verschleppt worden, daß zwar die Bundes-
mittel da sind, aber die Rechtsverordnungen zum 
großen Teil fehlen. So können die Dinge nicht 
realisiert werden! 

Es besteht also — ich spreche hier bewußt aus 
zahlreichen Erfahrungen, die ich in direkten Ge-
sprächen oder in Versammlungen und Kundgebun-
gen mit den Betroffenen gewonnen habe — weit-
hin der Eindruck, daß die Amtswaltung des Mini-
steriums in dieser Richtung unbefriedigend ist, 
daß keine echte Initiative vorhanden ist und auch 
in Richtung auf andere Ministerien keine echten 
Initialzündungen wirksam werden. Ein Ministe-
rium wie das Ihre, Herr Minister Oberländer, kann 
als ein Sozialministerium bezeichnet werden. In-
wieweit gehen nun solche sozialen Initialzündun-
gen — auch im Heimkehrerproblemkreis — hin-
über zum Bundesarbeitsministerium, zur „Sozial-
reform" etwa, den Fragen der Inlandgefangenen, 
der Berufung von Heimkehrerärzten an die Sozial-
gerichte usw.? Inwieweit Initialzündungen zum 
Bundesfinanzministerium hin notwendig wären, 
brauchen wir nicht zu erörtern; das ist bereits viel-
fach gesagt worden. Aber auch zum Bundesjustiz-
ministerium und zum Auswärtigen Amt hin müs-
sen sie vorhanden sein — ich sage nur Breda oder 
Landsberg —, ferner zum Bundesverteidigungs-
ministerium hin — man denke z. B. an die recht-
liche Stellung derjenigen Neu-Soldaten jenen Mäch-
ten gegenüber, die als Gefangene des zweiten Welt-
kriegs eben diesen Gewahrsamsmächten unterwor-
fen waren. Das alles sind Fragen, die erörtert 
werden sollten, die initiativ aus dem Ministerium 
heraus aufgeworfen werden müßten. 

Die Koordinationsleistung des Ministeriums in 
Richtung auf den Komplex Bund und Länder wird 
noch zu untersuchen sein. Aber ich erlaube mir 
vorerst einmal schlicht die Frage: Warum ist es 
dem Ministerium z. B. nicht gelungen, ähnlich wie 
etwa dem Bundesministerium für gesamtdeutsche 
Fragen, eine zusammenfassende Publikation her-
auszustellen, eine prägnante Dokumentation des 
deutschen Kriegsgefangenenschicksals also, in der 
z. B. auch verschiedene Sondergesetze — denken 
Sie an Holland — einzelner Gewahrsamsländer 
oder die Geschichte des Nationalkomitees „Freies 
Deutschland" usw. zugänglich gemacht werden soll-
ten? Es müßte doch möglich sein, einmal solch eine 
Unterlage zur Hand zu haben. 

Weshalb — eine weitere Frage — ist die auf 
Grund einer einstimmigen Bundestagsentschließung 
vom Juli 1953 anläßlich der dritten Lesung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes veran-
laßte Erfassung der Heimkehrerjahrgänge 1945 und 
1946 noch nicht erfolgt? Ist sie aus technischen 

Gründen, etwa über die Gemeinden und Kreise, 
unmöglich? Will man hier bis zur Volkszählung 
von 1960 warten? 

Eine andere Frage, die sich in diesem Zusammen-
hang aufdrängt: Warum ist der Bildersuchdienst 
noch nicht angelaufen, zumindest in Form einer 
Teilaktion? An den Mitteln — so bin ich unter-
richtet — könnte es nicht liegen. Liegt es vielleicht 
an der Mehrgleisigkeit mehrerer mit öffentlichen 
Geldern unterstützter Suchdienste? Wo ist hier 
eine gewisse Koordinationsfunktion des Ministe-
riums sichtbar geworden? Denn hier muß die Bitte 
erhoben werden, keine doppelte und dreifache Pa-
rallelarbeit zu leisten, sondern entweder einen 
Suchdienst des Deutschen Roten Kreuzes, ähnlich 
wie es nach dem zweiten Weltkrieg war, einzurich-
ten oder zumindest eine sinnvolle Koordination 
mehrerer Suchdienste herbeizuführen. 

Noch eine Frage, die in diesem Zusammenhang 
gestellt werden soll: Was macht eigentlich der soge-
nannte Kriegsgefangenenbeirat im Ministerium? 

(Abg. Petersen: Der schläft!) 

Bekümmert er sich, beratend, praktisch um das 
Schicksal der Kriegsgefangenen? Behält er auch 
die Westgefangenenfrage dauernd im Auge, und 
steht er in Richtung Auswärtiges Amt hier an-
regend mitten in der Arbeit? 

Eine weitere Frage: Wie steht es mit den An-
forderungslisten gegenüber Moskau? Sind sich hier 
Deutsches Rotes Kreuz und Ihr Ministerium einig 
geworden, oder wird über den direkten Draht von 
Moskau, den wir nun haben, gespielt werden? 
Denkt man an eine Listenvorlage in nächster Zu-
kunft, zumindest in Abschnitten? 

Das sind alles Fragen, die sich erheben und die 
sich besonders, sehr verehrter Kollege Kuntscher, 
daraufhin konzentrieren: Wieso klappt es im Zu-
sammenspiel Bund und Länder nicht richtig? Ge-
statten Sie mir dazu, einmal einen Eindruck aus 
einem Ausschuß wiederzugeben, wo dieses Ministe-
rium gegenüber den anderen Ministerien durch 
seine Primitivität sichtlich auffällt; das ist im 
Petitionsausschuß. Während es fast allen anderen 
Bundesministerium gelingt, durch Stellungnahmen 
Eingaben und Petitionen in Fragen zu erledigen, 
wo die Durchführung der Bundesgesetze in den 
Händen der Länder liegt, also dieselben Voraus-
setzungen gegeben sind wie hier, während es also 
anderen Ministerien glückt, eine echte Stellung-
nahme im Zusammenwirken mit den Ländermini-
sterien zu erstellen, können wir im Petitionsaus

-

ausschuß dauernd die Erfahrung machen, daß das 
Bundesvertriebenenministerium dazu nicht im-
stande ist. Es vermag die Dinge nicht so wie das 
Finanzministerium und das Arbeitsministerium 
etwa, wo ja die Verhältnisse zwischen Bund und 
Ländern — denken Sie an das Finanzministeri-
um — auch nicht immer rosig sind, zu meistern. 

(Abg. Seiboth Das liegt an der Qualität 
des Ministeriums!) 

Es verwundert nicht, daß dann Vertreter dieses 
Ministeriums im Ausschuß erklären, sie hätten 
noch gar nicht gewußt, daß der Petitionsausschuß 
diese Art von Stellungnahmen fordere. Wenn man 
dann die Herren Regierungsvertreter fragt, ob sie 
denn nicht nachgelesen hätten, daß in allen Bun-
destagsprotokollen, wo der Petitionsausschuß diese 
Mängel festgestellt habe, dieses Verhalten des Mi-
nisteriums und diese Übung gerügt worden seien, 
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bekommt man zur Antwort, sie hätten das nie ge-
lesen und nie vorgelegt bekommen. Sozusagen „wie 
ein neugeborenes Kind" erscheint dann dieses Mi-
nisterium! 

Wenn an solchen kleinen Randerscheinungen ein 
sonderbares Verhältnis zwischen Bundesministe-
rien und Länderministerien sichtbar wird, dann 
darf man sich nicht wundern, wenn hier das Spiel 
Bund—Länder, das Schwarzer-Peter-Spiel also, 
trotz intensiver Länderbesprechungen in Erschei-
nung tritt und — was mich besonders unangenehm 
berührte — auch noch im Plenum gespielt wird. 

Und nun, sehr verehrter Herr Kollege Kuntscher: 
Wenn Sie von „agitatorischen Anträgen" anläßlich 
der Beratung des letzten Haushalts gesprochen 
haben, 

(Abg. Kuntscher: So war es auch!) 

so müssen Sie sich über eines klar sein: daß Hun-
derttausende Heimkehrer, denen die Not wirklich 
auf den Nägeln brennt, diese Anträge nicht als agi-
tatorisch empfunden haben, sondern als notwen-
dig und wohl begründet; hier glaube ich, ist die 
Stimme des Volkes entscheidend. Und im übrigen: 
wollen Sie etwa behaupten, daß der Bedarf nach 
diesen Dingen— — 

(Abg. Kuntscher: Wer hat von Bedarf ge

-

sprochen?) 

— Dann ist es also ein organisatorischer Fehler! 

Kuntscher (CDU/CSU): Wer hat von Bedarf ge-
sprochen? Ich habe festgestellt, daß 45 Millionen 
DM bereitstanden, und gefragt, ob es wahr ist, daß 
nur 2 Millionen DM abgerufen sind. 

Dr. Strosche (GB/BHE): Herr Kollege Kuntscher, 
jeder im Hause wird dann aber den Eindruck 
haben — das ist der logische Schluß —, daß hier 
zuviel Mittel angesetzt worden seien und auf der 
anderen Seite ein effektiver Bedarf in dieser Höhe 
nicht bestehe. Da müßte dazu gesagt werden: Wo 
steckt denn da der Wurm im Holze? Wo steckt 
denn der? 

(Abg. Kuntscher: Darum habe ich gefragt! 
— Gegenruf vom GB/BHE: Aber das war 

nicht befriedigend, Herr Kollege!) 
Ich darf aus einer seriösen Zeitung, der „Frank-

furter Allgemeinen", verlesen, was, auf diese Dinge 
angesprochen, der Staatssekretär im hessischen 
Innenministerium erklärte — ich bitte um die Er-
laubnis des Herrn Präsidenten —: 

Er kritisierte das bisherige Tempo, in dem die 
bewilligten Bundesmittel für Heimkehrerent-
schädigungen zur Verfügung gestellt wurden. 
In Hessen seien bei dem Gesamtbedarf von 
etwa 100 Millionen DM im vergangenen Jahr 
17 Millionen DM als Entschädigung ausgezahlt 
worden, vorwiegend an Spätheimkehrer. Die 
hessische Landesregierung unternehme alle 
Schritte, um bei der Bundesregierung eine Be-
schleunigung durchzusetzen. Auch die Dar-
lehnsmittel für Existenzgründung oder Woh-
nungsbau der Heimkehrer beliefen sich auf nur 
45 Millionen DM für das ganze Bundesgebiet 
bei einem Bedarf von mindestens 80 Millionen 
DM. Das Land Hessen, das auf den ihm zuste-
henden Teilbetrag noch einen 20 % igen Zu-
schuß beisteuere, habe aus diesen Mitteln im 
voraus nahezu 1,5 Millionen DM zur Verfü-
gung gestellt. Bei der augenblicklichen Lage 
könne damit aber höchstens die Hälfte der 
Anträge befriedigt werden. Die Abänderungs

-

vorschläge des VdH zur Versorgungsgesetz

-

gebung fänden die volle Unterstützung der 
hessischen Landesregierung. 

Und ein Mitglied dieses Hohen Hauses hat in der 
gleichen Versammlung, in der der Staatssekretär 
im hessischen Innenministerium sprach, mit Recht 
herausgestellt, daß von den im Februar 1954 durch 
den Bundestag bewilligten Mitteln für Heimkeh-
rerkredite erst im November 1955 die ersten Zah-
lungen geleistet wurden, und auch diese nur im 
Umfang von 2 % der bewilligten Summe. Von 
1,6 Millionen Heimkehrerentschädigungsanträgen 
seit 1947 seien bisher nur 20 % überhaupt bearbei-
tet worden. 

(Hört! Hört! beim GB/BHE.) 
Unter diesen Umständen dürfe man es den Heim-
kehrern nicht verübeln, wenn sie schließlich die 
Geduld verlören. 

Ja — es ist eben nun einmal ähnlich wie beim 
Lastenausgleich. Man muß sich klar sein, daß bei 
der Durchführung derartig diffiziler und komple-
xer Gesetze eine Verwaltung mit eingeschaltet 
werden muß, die auch mit diesen Problemen tat-
sächlich fertig wird. Sehr verehrter Herr Kollege 
Kuntscher, ich habe in Bayern — wenn ich den 
Ausdruck gebrauchen darf — mitregiert; ich habe 
erlebt, daß die Verwaltung von allem Anfang an 
inadäquat diesen Aufgaben gestaltet war. Es ist 
meiner Meinung nach ein dringendes Erfordernis, 
daß ein Ministerium, das nach den Aussagen des 
Herrn Bundesministers Dr. Oberländer ein macht-
volles, koordinierendes, schlagkräftiges und einsatz-
fähiges Instrument werden sollte, gerade auch 
dorthin einwirkt, wo eben der Bedarf nicht in dem 
Maße befriedigt werden kann. 

Und noch eins, sehr verehrter Herr Kollege. Sie 
sagten, etwas zensurausteilend, daß „Der Heim-
kehrer", das Organ des VdH, sich erlaubt habe, 
die Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen 
abzudrucken. Herr Kollege Kuntscher, wo immer 
Sie bei Heimkehrern anfragen, deren politisches 
Interesse zweifellos und Gott sei Dank sehr wach 
ist, interessieren sie sich nun einmal dafür, wie 
diejenigen Abgeordneten abstimmen, die bei 
Festen, beim „Tag der Treue" usw. sehr gern ihr 
besonderes Mitgefühl mit den Schicksalen der 
Heimkehrer zum Ausdruck bringen, 

(Beifall beim GB/BHE) 

dann aber ganz ruhig dagegen stimmen, auch wenn 
zugegebenermaßen — solche Fälle kenne ich aus 
eigener Erfahrung — das eigene Gewissen gesagt 
hat: Hier hätte ich ja sagen müssen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Solches ist dem „Heimkehrer" also nicht zu ver-
wehren, und er wird es mit Recht, glaube ich, auch 
in Zukunft tun. 

(Abg. Schütz: Das soll er auch tun; wir haben 
nichts dagegen!) 

— Dann um so besser, Herr Kollege Schütz. 
(Abg. Kuntscher: Glauben Sie nicht, nur 
Sie hätten die Verbindung mit der Praxis! 

Auch wir haben sie!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, das Hohe Haus hat eine Begrenzung der 
Aussprache beschlossen, die auf etwa 12 Uhr fest-
gesetzt worden ist. Da noch zwei Mitglieder des 
Hauses, die versprochen haben, sich sehr kurz zu 
fassen, zum Wort gemeldet sind, darf ich einer- 
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seits den Herrn Redner bitten, sich kurz zu fassen, 
andererseits die übrigen Mitglieder des Hauses 
bitten, die Rede nicht durch Zwischenrufe zu ver-
längern. 

Dr. Strosche (GB/BHE): Sehr verehrter Herr 
Präsident, ich werde mich im Verhältnis zu der 
langen Begründung und den Ausführungen des 
Herrn Ministers sehr kurz fassen. 

In der Praxis erleben Sie, daß Landkreise ein-
fach erklären müssen, daß kein Geld vorhanden sei. 
Sie erleben in der Praxis, daß ein Land verhältnis-
mäßig nur sehr wenige Darlehen zum Bau einer 
Wohnung positiv erledigen konnte. Ich habe in 
meinem Kreis erlebt, daß sich die Ausgleichsämter 
und der Bezirksfürsorgeverband in den Haaren 
liegen, ob bezüglich Wohnraumdarlehen Rund-
schreiben des Bundesausgleichsamtes für den Für-
sorgeverband rechtsverbindlich sind oder nicht. 
Der Auszahlungsstopp für Nichtamnestierte wir-
belt einen gewissen Staub auf. Und alles schaut 
nach Bonn, schaut vor allem darum nach Bonn, 
weil der Herr Bundesminister erklärte, sich beson-
ders stark machen zu wollen, daß dieses Spiel zwi-
schen Bund und Land aufhöre. 

(Abg. Kuntscher: Sie lenken ja die Blicke 
nach Bonn! Deswegen blickt alles nach 

Bonn!) 

— Dann müssen Sie einmal mit den Heimkehrern 
sprechen. Die lenken ihre Blicke schon nach Bonn! 

All das aber geht auf Kosten der materiellen 
Eingliederung der Heimkehrer, geht aber auch auf 
Kosten der seelisch-geistigen Aufrüstung oder, 
wenn sie wollen — das Wort fällt heute sehr oft —, 
der moralischen Aufrüstung; denn diese Probleme 
wie andere: Erholungsfürsorge, Gesundheitsmaß-
nahmen, Wohnungs- und Siedlungsfragen und alle 
existentiellen Eingliederungsdinge haben eben auch 
ihr geistiges, staatspolitisches Gewicht, zumal in 
einer Zeit, wo wir uns materiell und ideell bereits 
auf eine neue Wehrmacht eingestellt haben. 
Ich kann daher auf parlamentarischer Ebene nur 

die Gesamtzensur wiederholen, die draußen in den 
Kreisen der Betroffenen erteilt worden ist: „man-
gelhaft" bis „ungenügend", vor allem bezüglich 
einer eigenschöpferischen Initiative des Ministe-
riums, im Hinblick auf einen lebendigen Kontakt 
mit den Betroffenen, wobei deren Gesamtwertung 
aus Maßstäben erwächst, die die Opfer, welche 
diese Menschen gebracht haben, mit diesen leidigen 
praktischen Erscheinungen in Vergleich setzen. 
Auch hier also wie auf dem Sektor der Heimatver-
triebenen, der Evakuierten und der Sowjetzonen-
flüchtlinge ein sehr, sehr trauriges Bild, ähnlich 
wie es in Hannover laut und sichtbar wurde. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Renger. 

Frau Renger (SPD): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Der Herr Minister Oberländer 
war gestern der  Meinung, daß man das Problem 
der jugendlichen Sowjetzonenflüchtlinge aus dieser 
Debatte herausnehmen könne. Meiner Fraktion 
scheint dieses Problem aber von sehr großer Be-
deutung, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

und die optimistische Darstellung des Herrn Mini-
sters zwingt uns doch dazu, einige Worte zu sagen. 

Im übrigen ist wohl bekannt, daß der interfraktio

-

nelle Antrag Drucksache 2034 bereits in den Mini-
sterien beraten wird. Deshalb ist es notwendig, 
diesen Ministerien und auch Herrn Minister 
Schäffer einige Hinweise dazu zu geben. 

Der Jugendausschuß war kürzlich in Berlin und 
mit ihm ein Unterausschuß des Gesamtdeutschen 
Ausschusses. Was wir in Berlin gesehen haben, ist 
erchütternd. Hier muß etwas getan werden. Berlin 
selbst hat schon fast alles Menschenmögliche getan. 
Darum ist es notwendig, daß der Bund noch mehr 
Hilfe bringt. In diesem Hohen Hause sind in den 
letzten Jahren eine Fülle von Gesetzen verab-
schiedet und Hilfsmaßnahmen getroffen worden. 
Aber bitte überlegen Sie sich, daß der Einzelfall 
des Geflüchteten und die politische Situation in 
der sowjetischen Besatzungszone von uns immer 
wieder andere Maßnahmen erzwingen. Hier stehen 
eine Fülle von komplizierten Gesetzesvorschriften, 
die verschiedenartigen in Frage kommenden Ren-
ten- und Versorgungsansprüche, die Verrechnung 
zwischen Bund, Ländern und Fürsorgeverbänden 
gegeneinander, so daß die jugendlichen Flüchtlinge 
unter Umständen monatelang warten müssen, bis 
sie endlich eine materielle Hilfe bekommen. 

Aus den Erfahrungen im Jugendausschuß darf 
ich berichten, daß uns bis jetzt die Ministerien 
kaum geholfen haben, geholfen etwa in der Form, 
daß sie, wenn sie endlich einmal solch einen Miß-
stand gesehen haben, von sich aus gesagt haben: 
Die Gesetze stimmen nicht mehr; wir müssen an

-

dere Möglichkeiten ersinnen. 

(Zustimmung bei der SPD und beim GB/ 
BHE. — Abg. Dr. Strosche: Wiederum: 

mangelnde Initiative!) 

Die Jugendlichen können für solche Mißstände 
kein Verständnis haben, und die Erfahrungen 
haben gezeigt, daß Resignation, Unzufriedenheit, 
Unterbrechung der Ausbildung und schwieriges 
Anknüpfen an das eventuell Erlernte und sogar 
Rückwanderung in die Zone die Folge sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Frau Abgeordnete, 
gestatten Sie eine Frage? 

Frau Renger (SPD): Bitte schön! 

Frau Dr. Brökelschen (CDU/CSU): Darf ich eine 
Zwischenfrage stellen, Frau Renger. — Ist Ihnen 
bekannt, daß alles das inzwischen in einem Sechs- 
oder Sieben-Punkte-Programm zusammengefaßt 
und der Antrag hier angenommen worden ist? 

Frau Renger (SPD): Ja, das ist mir bekannt, 
sehr verehrte Frau Kollegin, ich bin aber nicht 
sicher, daß die Wünsche dieses Hauses nachher in 
den Ministerien auch erfüllt werden. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE. 
— Zuruf vom GB/BHE: Das ist alte 

Übung!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage! 

Frau Dr. Brökelschen (CDU/CSU): Noch eine 
Zwischenfrage, Frau Renger. Halten Sie es, nach-
dem die anderen Fraktionen im Vertrauen auf die-
sen Antrag auf eine Diskussion dieser Frage heute 
und hier verzichtet haben, für richtig, nun von 
sich aus die Dinge noch einmal aufzugreifen? 

(Zurufe von der SPD und vom GB/BHE.) 
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Frau Renger (SPD): Von einer Abmachung 
darüber ist mir nichts bekannt. 

(Abg. Wienand: Der Finanzminister 
zwingt uns dazu!) 

Jedenfalls erscheint mir das Problem so wichtig, 
daß es hier angesprochen werden sollte. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE. 
— Abg. Neumann: Vor allem, weil die 

Zahl um das Dreifache steigt!) 

Ich darf fortfahren. — Wir haben bei unserem 
gemeinsamen Antrag diese Probleme gesehen und 
gerade für die Vereinfachung der Verrechnungs-
wege diesen Garantiefonds eingesetzt, der jetzt 
von dem Herrn Finanzminister dotiert werden 
muß. Wenn das überhaupt wirksam werden soll, 
müßten erst einmal 15 Millionen DM in Aussicht 
genommen werden. 

Noch eine Bemerkung zu dem BHE-Antrag 
Drucksache 1966, in dem von Lastenausgleich-Aus-
bildungshilfen die Rede ist. Auch hier sollten sich 
die Beamten im Ministerium einmal überlegen, ob 
man die Ausführungsbestimmungen nicht etwas 
anders gestalten könnte; denn aus diesem Fonds 
haben nur 3 % der alleinstehenden Jugendlichen 
in der Bundesrepublik eine Ausbildungshilfe be-
kommen. Ebenso sollten die Bestimmungen des 
AVAVG — etwa § 140 — überprüft werden, die 
hier mit hineinspielen. Besonderer Prüfung be-
darf die Bestimmung, daß der Wohnsitz im aner-
kannten Sanierungsgebiet liegen muß; denn im 
allgemeinen werden Flüchtlinge aus der sowjeti-
schen Besatzungszone dort überhaupt nicht einge-
wiesen. Es müssen also, wenn, wie in der letzten 
Zeit, der Flüchtlingsstrom ein vorher unvorstell-
bares Maß erreicht hat, besondere Wege gesucht 
wei den. 

Nachdem das Jugendreferat im Bundesvertrie-
benenministerium anscheinend überhaupt nicht 
vorausschauend geplant hat, scheint mir die Frage 
an den Herrn Bundesvertriebenenminister doch be-
rechtigt zu sein, was dieses Referat eigentlich die 
ganze Zeit gemacht hat und ob es seinen Aufgaben 
wirklich nachgekommen ist. Wir sollten uns dar-
über klar sein, daß bei all den jungen Menschen, 
die zu uns kommen, der erste Eindruck vom freien 
Westen für ihre Einstellung zu einer demokrati-
schen Ordnung von entscheidender Bedeutung ist, 
ebenso wie die richtigen Maßnahmen zu ihrer Ein-
gliederung, wie Hilfe und soziales und mensch-
liches Verständnis. Das sind nun einmal für sie 
Prüfsteine, wie ernst es der westdeutschen Bevöl-
kerung mit der Wiedervereinigung und ihrer Sorge 
für die Menschen in Mitteldeutschland und Ost-
deutschland ist. 

(Sehr richtig! bei der SPD und beim GB/ 
BHE.) 

Die Frage, warum die jugendlichen Flüchtlinge 
in die Bundesrepublik gekommen sind und ob sie 
wirklich immer politisch gefährdet sind, wird oft 
gestellt. Mir scheint, die Frage ist falsch gestellt, 
denn jede Flucht liegt in dem politischen System 
begründet. Das fängt in der Familie an und geht 
bis zur kasernierten Volkspolizei. Die jugendlichen 
Flüchtlinge brauchen, wenn sie zu uns kommen, 
zuerst einmal menschliche Betreuung und das Ge-
fühl, nicht etwa arme Verwandte zu sein. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wenn sie hier sind, leiden sie unter der Einsam-
keit, und das Heimweh spielt bei ihnen eine große 
Rolle. Sie finden sich in einer Welt wie der unse-
ren nicht zurecht, denn sie kommen aus einer 
Welt, wo sie immer dirigiert wurden. Den Sowjet-
zonenflüchtlingen die vorsichtige und verständnis-
volle Hilfsbereitschaft der ganzen Bevölkerung 
entgegenzubringen, um diese Menschen an den 
demokratischen Staat heranzuführen, das scheint 
die erste Aufgabe. 

Lassen Sie mich eine Bemerkung zu dem Herrn 
Kollegen Miller  machen. Mir scheint, daß bei 
der Begegnung mit den jungen Menschen aus der 
sowjetischen Besatzungszone Wahrheit das erste 
Gebot ist. Ich möchte dem Herrn Kollegen Miller, 
der seine Erfahrungen in der Zone gesammelt. hat, 
doch sagen, daß das, was er dort gesehen hat, mit 
Sozialisierung nichts zu tun hat. 

(Beifall bei der SPD.) 
Er hat uns hier mit Begriffen und einer Sprache 

aufgewartet, die eigentlich der von Herrn Ulbricht 
und Herrn Grotewohl entsprechen. 

(Rufe: Na, na! und Widerspruch bei der 
CDU/CSU.) 

— Verzeihung, die Verwechslung der Begriffe 
meine ich! 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Was dort Sozialisierung genannt wird, ist eben 
keine Sozialisierung, sondern eine ganz üble Ver

-

staatlichung, Verzeihung: Staatskapitalismus — — 
(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Ras

-

ner: „Üble Verstaatlichung" ist gut! — 
Abg. Kunze [Bethel] : Das deckt sich! — 

Gegenrufe von der SPD.) 
— Bitte, Sie haben von der Landwirtschaft ge-
sprochen, die sozialisiert worden sei usw., und was 
Sie damit meinen, ist uns allen bekannt. Ich wollte 
Ihnen nur sagen: wenn Sie mit diesen jungen Leu-
ten diskutieren wollen, dann handhaben Sie die 
Begriffe so, wie sie richtig sind. 

(Beifall bei der SPD.) 
Wegen der vorgeschrittenen Zeit möchte ich auf 

alles andere, was uns noch am Herzen liegt, nur 
in Stichworten eingehen. 
Da ist zunächst die Frage der unkontrollierten 

Werbung von jugendlichen Flüchtlingen durch die 
Industrie. Die Industrie sollte nicht nur darauf be-
dacht sein — und hier müßte ein allgemeiner Auf-
ruf an sie erfolgen —, wegen der geburtenschwa-
chen Jahrgänge und der bevorstehenden Einberu-
fung Arbeitskräfte aufzusaugen, sondern sie sollte 
auch daran denken, daß sie eine Erziehungsaufgabe 
hat und daß sich daraus für sie Pflichten ergeben. 
Es müßte dafür gesorgt werden, daß diese Jugend 
in Wohnheimen untergebracht wird; Familien soll-
ten aufgerufen werden, die Patenschaft bei diesen 
jugendlichen Flüchtlingen zu übernehmen. 

Auch der Frage der Oberschüler und Abiturien-
ten haben wir uns in dem gemeinsamen Antrag 
angenommen. Die Position 625 sollte entsprechend 
erhöht werden. Uns erscheint die geplante Er-
höhung viel zu gering. Denken Sie daran, wieviele 
Förderungsklassen und Internate aufgebaut wer-
den müssen. Lassen Sie mich eine Zahl nennen: in 
Nordrhein-Westfalen müßten zur Zeit noch 1750 
Oberschüler ihr Abitur nachmachen; es stehen 
ihnen erst 110 Plätze zur Verfügung. Wie lange 
sollen die Flüchtlinge warten, bis sie an die Reihe 
kommen? 
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Auch noch ein Hinweis auf die unterschiedliche 

Situation der Studierenden in Berlin und in der 
Bundesrepublik: hier muß auch die Ministerial-
bürokratie schnell schalten, damit die Überbele-
gung in der Stadt Berlin nicht noch größer wird. 
Wenn sich in der Bundesrepublik mit ihrem 
„Wirtschaftswunder" die große Mehrzahl endlich 
einmal bereit erklären könnte, eine Hochschul-
reform anzustreben, wären hier viele Ungerech-
tigkeiten aus dem Wege geräumt. 

Ich habe hier nur einige wenige Punkte heraus-
gegriffen. Zum Schluß möchte ich Ihnen sagen: 
Wir hier im Westen sind noch einmal davonge-
kommen; deswegen haben wir auch die größere 
Verpflichtung. Es scheint sich hier bei einem gro-
ßen Teil eine Angst vor einer kommunistischen 
Infiltration auszubreiten, die bei manch einem 
schon zu einer Hysterie geworden ist. Das sollten 
wir doch endlich einmal zu den Akten legen. Ich 
glaube sogar, diesen oder jenen Kommunisten 
könnten wir noch verkraften und ihn notfalls wie-
der in sein gelobtes Land zurückschicken. Die über-
große Mehrzahl der jugendlichen Flüchtlinge ver-
dient unsere größte Anteilnahme und Hilfsbereit-
schaft. 

(Beifall bei der SPD.) 

Hieran mögen besonders unsere Ministerialbeam-
ten und selbstverständlich in erster Linie Herr 
Bundesfinanzminister Schäffer denken, wenn sie, 
wie wir hoffen, großzügig und politisch richtig die 
Maßnahmen für die Eingliederung der geflüchte-
ten Jugend beraten, wie sie in dem gemeinsamen 
Antrag der Fraktionen des Bundestages Druck-
sache 2034 vorgeschlagen sind. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wir stehen am Ende der Aussprache. 
Punkt 1 a, Große Anfrage der CDU/CSU, ist er-
ledigt. 

Der Antrag der Fraktion der SPD unter 
Punkt 1 b, Drucksache 1896, und der Gesetzent-
wurf der Fraktion des GB/BHE unter Punkt 1 c, 
Drucksache 1965, werden, wie ich Ihnen vor-
schlagen darf, an den Ausschuß für Heimatver-
triebene — federführend — und zur Mitberatung 
an den Ausschuß für Gesamtdeutsche und Berliner 
Fragen überwiesen. — Widerspruch erfolgt nicht; 
es ist so beschlossen. 

Den von der Fraktion des GB/BHE eingebrach-
ten Gesetzentwurf unter Punkt 1 d, Drucksache 
1966, schlage ich vor an den Ausschuß für den 
Lastenausgleich — federführend — und zur Mit-
beratung an den Ausschuß für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen zu überweisen. Widerspruch 
erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Gemäß den Vereinbarungen, die vorhin vom 
Herrn amtierenden Präsidenten Schmid bekannt-
gegeben worden sind, kommen wir nunmehr zur 
Tagesordnung von heute, und zwar zu Punkt 1 a 
und 1 c, nicht hingegen 1 b. 

Ich rufe also auf Punkt 1 a: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD be

-

treffend Kohlenwirtschaft (Drucksache 2019). 
Begründet Herr Abgeordneter Dr. Bleiß? 

(Zuruf von der SPD: Ja!) 

— Bitte sehr! 

Dr. Bleiß (SPD), Anfragender: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Kohle 
ist unser wichtigster Rohstoff. Die Ordnung in der 
Versorgung und in  der  Preisbildung ist eine we-
sentliche Voraussetzung für den Ablauf unseres 
Wirtschaftslebens. Seit einiger Zeit scheinen uns 
nun die Versorgung nicht mehr völlig geordnet 
und die Preisbildung für den Verbraucher ins Rut-
schen gekommen zu sein. 

Wir haben schon anläßlich der  Haushaltsdebatte 
im Juni des vergangenen Jahres auf eine Reihe 
von Mängeln in der Versorgungslage hingewiesen. 
Im Verlauf der damaligen Debatte hatte der 
Staatssekretär Dr. Westrick die Freundlichkeit, zu 
versichern, daß unsere Kritiken und Anliegen mit 
echtem und letztem Ernst aufgenommen würden 
und daß im Wirtschaftsministerium alles getan 
werde, um jeder berechtigten Kritik in weit-
gehendem Maße Folge zu leisten. 

In dem Zeitraum, der seit der Debatte im Juni 
des vergangenen Jahres verstrichen ist, hat sich 
die Situation nicht entspannt, sondern eher weiter 
verschärft. Wir haben zur Zeit zwar keine akuten 
Lieferschwierigkeiten, aber das Sortenproblem, 
Herr Staatssekretär, ist doch ziemlich durcheinan-
dergeraten. Hinzukommt, daß die Versorgungs-
lücke nur durch zunehmende Importe von US-
Kohle geschlossen werden kann. 1955 haben wir, 
wenn ich die Zahlen richtig im Kopf habe, 7 Mil-
lionen t amerikanischer Kohle importiert — 1956 
werden es wahrscheinlich 10 Millionen t sein —; 
das hat zu weiteren unliebsamen Konsequenzen in 
der Preisbildung geführt, die breite Verbraucher-
schichten auf das stärkste belasten. 

Eine Verminderung der US-Kohlenimporte, die 
zu wünschen wäre, wird nach unserer Auffassung 
unter den gegebenen Verhältnissen nur dann mög-
lich sein, wenn die deutsche Förderung kräftig 
gesteigert wird. Eine Steigerung der Förderung 
ist aber nur dann zu erwarten, wenn der Lohn 
des Bergmannes angemessen erhöht und seine Lage 
durch sonstige soziale Maßnahmen wesentlich ver-
bessert wird, so daß sich genügend Arbeitskräfte 
diesem schweren Beruf widmen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 
Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die  dringend notwendige soziale Besserstellung 
des Bergmannes unter Vermeidung von Preis-
erhöhungen für Kohle sicherzustellen? 

Ein weiterer Fragenkomplex, der dringend der 
Erörterung bedarf, betrifft das Verhältnis der 
Kohle zu ihren Konkurrenzprodukten. Heute 
zeichnet sich schon ein immer stärker werdender 
Wettbewerb mit dem Gas und dem Öl ab. Es ist 
sehr wahrscheinlich, daß die zukünftige Stellung 
der Kohle in der Energieversorgung sehr wesent-
lich durch die Entwicklung der Atomwirtschaft be-
einflußt werden wird. Die Organe der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl arbeiten 
seit längerer Zeit an der Festlegung allgemeiner 
Ziele für die Kohlewirtschaft. Wir fragen in die-
sem Zusammenhang: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
getroffen, insbesondere welche Untersuchun-
gen hat sie eingeleitet, um mit ausreichendem 
Material begründete eigene Vorstellungen über 
die Energiewirtschaft zu entwickeln? 

Schließlich erfüllt uns ein weiterer Tatbestand 
in der Kohlewirtschaft mit einiger Sorge. Das sind 
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(Dr. Bleiß) 
die Gespräche, die in den letzten Wochen über die 
Möglichkeiten eines Verkaufs von Aktienpaketen 
großer Bergbauunternehmungen an das Ausland 
geführt worden sind. Unsere Sorgen gehen beson-
ders nach der Richtung, daß durch eine derartige 
Effektentransaktion ausländische Interessenten-
gruppen in die Lage versetzt werden, zunehmen-
den Einfluß auf die Gestaltung des deutschen 
Kohleabsatzes zu gewinnen. Wir befürchten hier-
aus weitere erhebliche Störungen für die deutsche 
Kohleversorgung. 

Deshalb fragen wir: 

Was gedenkt die  Bundesregierung zu tun, um 
zu verhindern, daß weitere Betriebe der 
Grundstoffindustrien unter ausländischen Ein-
fluß geraten? 

Ich möchte nun zu einigen grundsätzlichen  Pro-
blemen der Kohlewirtschaft Stellung nehmen. Auf 
dem deutschen Kohlemarkt werden zur Zeit vier 
Sorten von Kohle gehandelt: einmal die deutsche 
Kohle zum deutschen Inlandspreis, zweitens Im-
portkohle zum Weltmarktpreis, drittens Import-
kohle zum Weltmarktpreis, aber mit gewissen 
Frachterleichterungen, und viertens die sogenannte 
Heimkehrerkohle zu einem mehr oder minder 
manipulierten Preis. 
Zu dem Sortenproblem im Absatz ist das Preis-

Sortenproblem in der Beschaffung gekommen. Der 
mehrfach gespaltene Preis hat  zu einem Preis-
wirrwarr geführt, der durch den Quotentausch 
z. B. zwischen der Stahlindustrie und den Kraft-
werken an der Wasserkante sich ständig vertieft 
und vergrößert. 
Die Preisverzerrungen, die sich aus dem gespal-

tenen Preis ergeben, sind marktpolitisch zu er-
klären: auf der einen Seite müssen wir an die 
Länder der Montanunion Kohlen zum Inlands-
preis liefern, andererseits sind wir gezwungen, die 
entsprechenden Versorgungslücken durch US-Im-
porte zu schließen. 
Solange sich der Inlands- und der Weltmarktpreis 

auf annähernd gleicher Höhe bewegen, liegt darin 
kein ernstes Problem. Nachteilige Folgen für die 
deutsche Wirtschaft werden sich aber immer dann 
einstellen, wenn wie im gegenwärtigen Zeitpunkt 
der Weltmarktpreis weit über dem Inlandspreis 
liegt. Der Schaden, der sich bei der heutigen Preis-
situation für die deutsche Wirtschaft ergibt, dürfte 
mit 250 Millionen Mark eher zu niedrig als zu hoch 
beziffert sein. Die Beträge werden sich erhöhen, 
wenn sich im Laufe des Jahres 1956 unsere US-
Kohlenimporte weiter steigern sollten. 
Es entzieht sich meiner Kenntnis, ob eine so 

einseitige Lastverschiebung von den Partnern der 
Montanunion bei Abschluß des Vertrages gewollt 
war, oder aber sagen wir, selbst wenn das nicht 
der Fall gewesen sein sollte, bleibt immerhin fest-
zustellen, daß die Marktsituation, wie sie sich seit 
etwa einem Jahr entwickelt, bei Abschluß des 
Vertrages einfach nicht berücksichtigt worden ist. 
Dieser Tatbestand sollte — diese Bitte richte ich 
an Sie, Herr Staatssekretär Dr. Westrick — bei 
den Verhandlungen, die bei Ablauf der Übergangs-
zeit des Montanvertrages notwendig werden, Be-
rücksichtigung und Bereinigung finden. 
Das gleiche gilt hinsichtlich der für uns so nach-

teiligen Bestimmungen des Montanvertrags, wo-
nach die Länder der Montanunion zwar jederzeit 
berechtigt, aber in keinem Zeitpunkt verpflichtet 

sind, ihren Kohlebedarf bei uns zu decken. Sie ma-
chen bei einer angespannten Versorgungslage von 
ihrem Recht in vollem Umfang Gebrauch; sie wei-
chen aber bei einem reichlicheren Versorgungsan-
gebot immer auf billigere Versorgungswege aus. 
Auch diese einseitige Besserstellung unserer Part-
ner im Montanvertrag scheint mir dringend re-
formbedürftig zu sein. 

Meine Damen und Herren, welche Konsequen-
zen ergeben sich für uns aus der gegenwärtigen 
Situation? Es scheinen sich drei Möglichkeiten anzu-
bieten. Die erste Alternative ist, daß man die Ver-
sorgungsprobleme nach dem „Laissez faire" behan-
delt, wie es die Bundesregierung getan hat, daß 
man also überhaupt nichts tut. 

Die zweite Alternative wäre die Errichtung einer 
zentralen Importstelle unter Einschaltung der Ver-
braucher. Sie wäre nach unserer Auffassung zweck-
mäßigerweise bei der Kohlenverkaufsorganisation 
zu errichten und hätte die  Aufgabe, langfristige 
Lieferverträge abzuschließen und die hohen Im-
portpreise herabzuschleusen. 

Die dritte Möglichkeit schließlich wäre eine Ver-
teilung von Importquoten an Verbrauchergruppen, 
um auf diese Weise unter Einschaltung von Aus-
gleichsmöglichkeiten zu einer angenäherten Preis-
entwicklung zu kommen. 

Die erste Alternative, meine Damen und Herren, 
das „Laissez faire", scheidet nach unserer Meinung 
völlig aus. Sie hat sich als verfehlt erwiesen und 
hat uns die Preisverzerrungen beschert. 

Bei der zweiten Alternative wäre zu prüfen, ob 
sie ohne Genehmigung der Hohen Behörde prakti-
ziert werden könnte. Sollte eine Genehmigung er-
forderlich sein, dann sollte sich der Herr Bundes-
wirtschaftsminister tunlichst bald um eine solche 
Genehmigung bemühen. 

Über die dritte Möglichkeit, die ich hier andeuten 
durfte, müßte noch eingehender gesprochen wer-
den. Aber eines scheint uns dringend notwendig zu 
sein: daß die Bundesregierung auf diesem Gebiet 
überhaupt etwas unternimmt, um den immer grö-
ßer werdenden Preiswirrwarr zu beseitigen. Ich 
glaube, daß die bisher gezeigte Lethargie auf die-
sem Gebiet einfach nicht mehr zu ertragen ist. 

Nun zu einem anderen Problemkreis: Erhaltung 
und Steigerung der Kohlenförderung; denn bei 
einer Ausweitung des Wirtschaftsvolumens ist auch 
mit einer Verschärfung der Versorgungslage auf 
dem Kohlenmarkt zu rechnen. Ich bin der Mei-
nung, daß die wohl von uns allen für notwendig 
gehaltene Steigerung der Kohlenförderung in er-
ster Linie ein arbeitsmarktpolitisches Problem ist. 
Die starke Fluktuation der Bergarbeiter hat im 
letzten Jahr unvermindert angehalten. Annähernd 
14 000 Fachkräfte sind 1955 in benachbarte Indu-
striezweige mit besseren Lohn- und besseren Ar-
beitsbedingungen abgewandert. Die teilweise recht 
massiven Methoden der Abwerbung lassen bei den 
einschlägigen Industriezweigen auf ein nicht im-
mer hohes Maß von Einsicht in gesamtwirtschaft-
liche Notwendigkeiten schließen. 
Daraus ergeben sich notwendig einige Konse-

quenzen. Wenn die Fluktuation im Bergbau künf-
tig vermindert und neue Kräfte für den Bergbau 
gewonnen werden sollen, dann muß der Fachar-
beiterlohn im Bergbau wegen der Schwere und Ge-
fährlichkeit des Berufes an der Spitze der Lohn-
skala stehen. Das ist eine Erkenntnis, die heute in 
vielen Kreisen geteilt wird. 
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Wir begrüßen es in diesem Zusammenhang, daß 
zwischen den Sozialpartnern eine Einigung in der 
Lohnfrage erzielt wurde, eine Einigung, die eine 
Erhöhung der Löhne ab 15. Februar um 9 % vor-
sieht. Wir begrüßen es weiter, daß eine zusätzliche 
Erhöhung der Löhne in Aussicht genommen ist, in 
der Weise, daß eine Prämie je verfahrene Schicht 
gezahlt werden soll. 
Das sind zwar eine Reihe von positiven Momen-

ten. Aber, meine Damen und Herren, wir glauben, 
daß mit der Lohnpolitik allein die ausreichende 
Versorgung mit Arbeitskräften nicht zu erreichen 
ist. Sie muß nach unserer Auffassung durch eine 
Reihe von sozialpolitischen Maßnahmen unter-
stützt und untermauert werden. 

Zu diesen sozialpolitischen Maßnahmen gehört 
an erster Stelle die Einführung der Fünftagewoche 
bei vollem Lohnausgleich. Das ist eine Forderung, 
die die Gewerkschaften seit geraumer Zeit erheben. 
In den Vereinigten Staaten beispielsweise wird 
das seit Jahren mit Erfolg praktiziert. Interessant 
ist in diesem Zusammenhang, daß auch von der 
Hohen Behörde ernsthaft erwogen wird, die Ein-
führung der Fünftagewoche allen Mitgliedstaaten 
zu empfehlen. Wir sind der Meinung, daß eine 
Vorleistung unsererseits auf diesem Gebiet für uns 
nur von Nutzen sein könnte. 

Zu den sozialpolitischen Maßnahmen gehört 
weiter ein umfassendes Wohnungsbauprogramm. 
Im Bergbau fehlen heute noch 40 000 Wohnungen. 

(Abg. Sabaß: 30 000!) 
— Ja, 30 000, aber wenn wir etwas in die Zukunft 
projizieren, können wir ruhig von einer etwas 
höheren Zahl ausgehen. Wir brauchen einen ver-
besserten Gesundheitsdienst, die Herabsetzung des 
pensionspflichtigen Alters für den Bergmann und 
vor allen Dingen, meine Damen und Herren, die 
Bekämpfung der Berufskrankheit im Bergbau, die 
wirksame Bekämpfung der Silikose. Ich kann we-
gen der Kürze der Zeit diese Maßnahmen nur an-
deutungsweise erwähnen. Wir werden aber bei 
einer späteren Aussprache auf alle diese Dinge 
ausführlicher zu sprechen kommen. 

Ich möchte mich nun einem anderen Problem, 
der Kosten- und Preisfrage, zuwenden. Die Er-
höhung der Bergarbeiterlöhne um 9 % bedeutet 
für den Bergbau eine Kostenerhöhung um 3 Mark 
je Tonne Absatz. Von einigen Kreisen des Ruhr-
bergbaues ist gefordert worden, den bequemsten 
Weg zu gehen und die Lohnerhöhung einfach über 
den Preis auf den Verbraucher abzuwälzen. Bei 
dieser Gelegenheit wollte man gleichzeitig einige 
Restbestände aus früheren Zusagen des Wirt-
schaftsministeriums bereinigen. Summa summa-
rum haben sich diese Kreise hieraus eine Preis-
erhöhung von 6 Mark je Tonne Absatz errechnet. 

Meine Damen und Herren, ich möchte gar keinen 
Zweifel darüber lassen, daß wir jede Erhöhung 
der Kohlenpreise bei der derzeitigen konjunktur-
politischen Situation für außerordentlich gefährlich 
halten. Die Wintermonate bringen gewöhnlich eine 
saisonale Entspannung in der konjunkturellen 
Lage. Trotzdem und trotz der Seelenmassage des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers sind aber erst 
kürzlich wieder, und das scheint mir symptoma-
tisch zu sein, einige Preissteigerungen erfolgt. Die 
Gefahr weiterer Preissteigerungen entsteht, wenn 
im Frühjahr die Baukonjunktur voll einsetzt und 
Rüstungsaufträge sich verstärkt bemerkbar machen 
sollten. Wenn in einer solchen Situation, im Zeit-

punkt der Anspannung aller wirtschaftlichen 
Kräfte, der Kohlenpreis erhöht wird, dann kann 
diese Preiserhöhung das grüne Licht für eine Kette 
weiterer Preissteigerungen sein. Wir betrachten 
die Lage wirklich mit ernster Sorge und warnen 
nachdrücklich vor einer Erhöhung der Kohlen

-

preise im gegenwärtigen Zeitpunkt. 

(Beifall bei der SPD.) 
Eine andere Frage ist, wie man einen Ausgleich 

für die Kostenerhöhung erzielen kann. Zunächst 
lehnen wir eine Abgeltung aller zusätzlichen For-
derungen des Bergbaues ab, für deren Erfüllung 
frühere Zusagen vorliegen. Solche Forderungen 
nach Abgeltung haben nach unserer Auffassung 
keine Berechtigung, denn man kann nicht allge-
mein von einer Unrentabilität des gesamten Berg-
baues sprechen. Hierfür einige Daten. Nach den 
jetzt vorliegenden Bilanzen des Jahres 1954 hat in 
diesem Jahr 1954 keine Bergbauunternehmung mit 
echtem Verlust gearbeitet. Es gibt zwar einige Ge-
sellschaften, die keine Dividende verteilt haben; 
aber der überwiegende Teil der Unternehmungen 
hat im Durchschnitt eine Dividende von mehr als 
5 % ausschütten können, und nahezu alle Ge-
sellschaften haben außerdem von den Abschrei-
bungsmöglichkeiten, die der § 36 des Investitions-
hilfegesetzes einräumt, Gebrauch machen können. 

Noch ein weiteres Datum. Nach den von dem 
Unternehmensverb and durchgeführten Bilanz-
analysen für das Jahr 1954 ergibt sich ein wirt-
schaftlicher Ertrag von 3,10 DM pro Tonne Kohle. 
Das war im Jahre 1954. Wie sieht es nun 1955 aus? 
Nach den Berechnungen des Ruhrbergbaues ergibt 
sich für die reinen Zechen, also ohne Berücksichti-
gung der weiterverarbeitenden Betriebe und der 
Nebenbetriebe, zwar eine Kostenunterdeckung von 
etwa 4,70 DM pro Tonne. 

Aber diese Zahlen bedürfen betriebswirtschaft-
lich einer Korrektur. 

(Präsident Dr. Dr. Gerstenmaier 
übernimmt den Vorsitz.) 

So enthält, wie sich aus den in der Presse ver-
öffentlichten Berechnungen ergibt, die Kosten-
rechnung erstens einen kalkulatorischen Netto-
kapitaldienst von 6 DM je Tonne, zweitens 
überhöhte Abschreibungen von 0,80 DM je Tonne 
und drittens Lastenausgleichszahlungen, die nach 
dem Willen des Gesetzgebers aus den Erträgen, 
aber nicht vom Verbraucher geleistet werden sol-
len, von 0,40 DM je Tonne; alles in allem ergeben 
sich überhöhte Ansätze in Höhe von 7,20 DM je 
Tonne verwertbarer Förderung. 

Wenn man die eingebauten Sicherheiten aus der 
kalkulatorischen Kostenrechnung herausnimmt, 
dann ergibt sich im Schnitt gesehen nicht etwa 
ein Betriebsverlust von 4,70 DM, sondern ein Be-
triebsgewinn von 2,50 DM je Tonne verwertbarer 
Kohle, d. h. auf den Absatz umgelegt ein Betriebs-
gewinn von 3 DM je Tonne. Damit bestätigt sich 
auch für 1955, was die Bilanzanalyse des Unter-
nehmensverbandes für 1954 errechnet hat, im 
Schnitt ein Nutzen von 3 DM je Tonne Absatz. 

Nun handelt es sich hierbei allerdings um eine 
Durchschnittsrechnung. Die Rentabilität ist nicht 
überall gleich. Es gibt — nicht bei den Unterneh-
mungen, aber bei den reinen Zechenbetrieben — 
einige Betriebe, die mit Betriebsverlusten arbeiten. 
Es gibt auch Zechen, die in der reinen Kohlen- 
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förderung heute noch sehr ansehnliche Überschüsse 
abwerfen. Es dürfte in diesem Zusammenhang 
interessant sein, daß es Gesellschaften gibt, die 
Gewinne bis zu 15 DM je Tonne Kohle erzielen. 
Die unterschiedliche Rentabilität hängt in der 
Hauptsache mit den Gegebenheiten der Lager-
stätten zusammen, so z. B. mit der Flözmächtig-
keit, mit der Beschaffenheit der Kohle. 

Um zu angenäherten Produktionsbedingungen 
zu kommen, wird von uns der Ausgleich zwischen 
Unternehmen mit günstigen und solchen mit un-
günstigen bergbaulichen Verhältnissen vorge-
schlagen. 
Ich darf noch einmal ausdrücklich herausstellen, 

daß die derzeitige Kosten- und Ertragslage des 
Bergbaus keine Erhöhung des Kohlepreises recht-
fertigt. 
Wenn wir eine Erhöhung des Kohlepreises ab-

lehnen, dann muß nach meiner Meinung die 
Kostensteigerung, die sich aus der bevorstehenden 
Lohnerhöhung ergibt, in irgendeiner Form ausge-
glichen werden. Wir haben entsprechende Vor-
schläge zu diesem Thema gemacht. Über Einzel-
heiten wird im Ausschuß noch gesprochen werden 
müssen. Eine Ablehnung der Erhöhung des Kohle-
preises, aber ein Ausgleich ,der Lohnerhöhung auf 
fiskalischem Wege scheint uns das Richtige, und 
ein solcher Ausgleich ist möglich. 

Ich möchte mich nun einem dritten Problemkreis 
zuwenden. Ich bin der Meinung, daß es für den 
gesamten Bergbau einer umfassenden Unter-
suchung bedarf. Das gilt zunächst für die . Kosten-
und Ertragslage, um ausreichende Anhaltspunkte 
für eine Preisbildung zu gewinnen. Das gilt aber 
nach unserer Auffassung in noch stärkerem Maße 
hinsichtlich der Möglichkeiten einer Produktivi-
tätssteigerung. Außerdem müßte geprüft werden, 
welche Maßnahmen erforderlich sind, um die Ka-
pazität des Bergbaus der Wirtschaftsentwicklung 
anzupassen. 
Die strukturelle Entwicklung des Bergbaus ist 

einerseits von der Entwicklung der Energiewirt-
schaft, von der Rationalisierung der Kohleverwen-
dung abhängig. Auf der anderen Seite wird sie 
durch die Entwicklung der Konkurrenzprodukte 
Öl und Gas und in absehbarer Zeit durch die Ver-
wendung von Atomenergie in der gewerblichen 
Wirtschaft beeinflußt. Daß sich hieraus erhebliche 
Änderungen in der Struktur ergeben, scheint uns 
auf der Hand zu liegen. 
Das hat auch die Hohe Behörde veranlaßt, be-

stimmte Untersuchungen und Erhebungen für 
langfristige Planungen einzuleiten. An diesen Er-
hebungen sollten wir — als der weitaus stärkste 
Kohlenproduzent in der Montanunion besonders 
interessiert sein, und wir hätten mit eigenen Vor-
schlägen die Aktion der Hohen Behörde unter-
stützen müssen. Es scheint mir eine vordringliche 
Aufgabe zu sein, Versäumnisse auf diesem Gebiet 
unbedingt wiedergutzumachen. 

Die strukturellen Erhebungen sind deswegen so 
dringlich, weil sie uns wichtige Anhaltspunkte für 
die notwendigen Investitionen auf lange Sicht 
bringen werden, z. B. für das Abteufen neuer 
Schächte, die Zentralisierung von Schachtanlagen. 

Zu dem Fragenkomplex der Produktivitätsstei-
gerung gehören nach unserer Auffassung auch 
Untersuchungen über den Stand und die notwen-
digen Verbesserungen in der Mechanisierung unter 
and über Tage, in den Nebenbetrieben und in den 

Betrieben der Weiterverarbeitung. Zahlreiche 
Kraftwerke sind heute überaltert. Der Kohleeinsatz 
je Kilowattstunde ist teilweise erstaunlich unwirt-
schaftlich. In der Modernisierung der Nebenbetrie-
be und der Weiterverarbeitung dürfte eine bedeu-
tende Rentabilitätsreserve für den deutschen Berg-
bau liegen. Wenn im Zechenselbstverbrauch nur 
10 % Kohle durch verbesserte Anlagen eingespart 
werden können, so bedeutet das für die deutsche 
Wirtschaft zusätzlich die Verfügbarkeit von mehr 
als einer Million Tonnen. 

Die Maßnahmen, die zur Steigerung der Produk-
tivität und zur Kapazitätserhaltung notwendig 
sind, erfordern in ihrer Gesamtheit einen so erheb-
lichen finanziellen Aufwand, daß der Bergbau aus 
seinen eigenen Mitteln ein solches Programm nicht 
finanzieren kann. Die Finanzierung erheblicher 
Investitionen über den Preis ist nach unserer Auf-
fassung völlig indiskutabel. Deswegen wird der 
Bund in wesentlich stärkerem Umfang als bisher 
dem Bergbau finanzielle Hilfe gewähren müssen. 
Die Mittel müssen, wenn sie als Kredit gegeben 
werden, langfristig zur Verfügung stehen. Sie dür-
fen nur niedrig verzinslich sein. Bei einer Heran-
ziehung des Kapitalmarkts käme eine Hilfe des 
Bundes in Form von Zinszuschüssen und in Form 
von Bundesbürgschaften in Betracht. Die Bürg-
schaftsübernahme ist ein altes Anliegen der SPD; 
sie ist im Bergbau bei einigen Gesellschaften, wenn 
auch bisher in sehr bescheidenem Umfang, mit 
Erfolg praktiziert worden. 

Meine Damen und Herren, der gesamte Komplex 
der Untersuchungen stellt ein so umfassendes 
Arbeitsprogramm dar, daß die Heranziehung ver-
schiedener Sachverständigengruppen erforderlich 
werden wird. Wir schlagen Ihnen deshalb vor, eine 
allgemeine Enquête über den gesamten Kohlen-
bergbau zu veranstalten. Ein entsprechender Ge-
setzentwurf ist vorbereitet und wird dem Hohen 
Hause in den nächsten Tagen zugeleitet werden. 
Der Bergbau ist unser wichtigster Rohstoffliefe-
rant mit einem Umsatz — einschließlich der Neben-
betriebe — von jährlich etwa 10 Milliarden Mark, 
mit einer Beschäftigtenzahl von über 600 000 Men-
schen und mit erheblichen Rentabilitätsreserven, 
die im Interesse der Wirtschaft erschlossen werden 
sollten. Das sollte eine derartige Untersuchung 
rechtfertigen. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen 

Sie mich zum Schluß meiner Begründung den 
Standpunkt meiner Fraktion zur Kohlenwirtschaft 
kurz zusammenfassen. Wir Sozialdemokraten leh-
nen im gegenwärtigen Zeitpunkt aus konjunktur-
politischen Gründen eine Preiserhöhung für Kohle 
ab. Wir sind der Meinung, daß der Ausgleich für 
die Lohnerhöhung durch fiskalische Maßnahmen 
gefunden werden kann. Um die Fluktuation zu ver-
hindern und neue Kräfte für den Bergbau zu ge-
winnen, befürworten wir die soziale Besserstellung 
des Bergmanns. Wir bejahen die Notwendigkeit 
einer Modernisierung der Betriebe. Wir befürwor-
ten den Einsatz von Bundesmitteln für langfristige 
Investitionen. Wir halten eine Enquête für den 
Kohlenbergbau und seine Veredelungsbetriebe für 
dringend erforderlich. Wir sind der Meinung, daß 
die von uns vorgeschlagenen Maßnahmen für eine 
Gesundung des Ruhrbergbaus und eine Normali-
sierung der Kohlenwirtschaft unentbehrlich sind. 

Nun noch ein Wort zu unseren Bergarbeitern. Im 
Bergbau — das sollte uns immer wieder zu denken 
geben — bestehen Arbeitsverhältnisse, wie sie dem 
arbeitenden Menschen heute normalerweise nicht 
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mehr zugemutet werden. Täglich hat der Bergmann 
seine schwere und gefährliche Arbeit ohne Tages-
licht, ohne normale Frischluft, unter unnatürlich 
hohen Temperaturen und bei einem starken Ver-
schmutzungsgrad zu verrichten. Seit Monaten ist 
bekannt, daß etwas geschehen muß, um dem Berg-
mann zu helfen. Wir betrachten es als einen Erfolg 
unserer Initiative, daß die Bundesregierung — wie 
wir hoffen, Herr Staatssekretär, ernstlich und 
wirksam — gewisse Maßnahmen ergreifen will. Sie 
wissen, meine Damen und Herren, daß dem Berg-
arbeiter die Lohnerhöhung für den 15. Februar 
dieses Jahres in Aussicht gestellt worden ist. Wir 
erwarten von Ihnen, Herr Staatssekretär, eine 
Antwort auf die Frage, ob diese Maßnahme noch 
rechtzeitig bis zu dem zugesagten Termin durchge-
führt werden kann. 

(Beifall bei der SPD.) 
Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 

und Herren, Sie haben die Begründung der Großen 
Anfrage der Fraktion der SPD gehört. Wir sind 
übereingekommen, daß wir nun zunächst nicht die 
Antwort hören, sondern erst die Begründung des 
Antrags der Fraktion der CDU/CSU zu Punkt 1 c: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU betreffend Hilfsmaßnahmen und Ent

-

wicklungsprogramm für den Steinkohlen- 
und Pechkohlenbergbau (Drucksache 2081). 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Frie-
densburg. 
Dr. Friedensburg (CDU/CSU), Antragsteller: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In dem 
strahlenden Glanz unseres Wirtschaftswunders 
wirkt es ein wenig merkwürdig, daß es in dem 
sonst so erfolgreichen Bilde dunkle Stellen geben 
soll. Es muß vor der Öffentlichkeit, es muß aber 
auch vor der Regierung und dem Hohen Hause 
näher begründet werden, weshalb wir uns ent-
schlossen haben, von einer Notlage eines großen, 
wichtigen Wirtschaftszweiges zu sprechen und von 
der Notwendigkeit, dieser Notlage abzuhelfen. Wir 
haben uns gewöhnt, das Wort „Not" in der Regel 
mit dem Begriff der kleinen Leute in der Wirt-
schaft zu verknüpfen, der Bauern, der Handwer-
ker, der kleinen Mittelständler. Aber daß dieser 
mächtige, imponierende Wirtschaftszweig, als den 
wir die Kohlenwirtschaft doch kennen, notleidend 
sein soll, will uns nicht recht eingehen. Ich möchte 
deshalb ein paar Angaben hierzu machen, gerade 
auch, weil die Ausführungen meines Herrn Vor-
redners, des verehrten Kollegen B1 e i ß, vielleicht 
doch in dem einen oder anderen Punkte mißdeutet 
oder mißverstanden werden können. 

Das äußere Kennzeichen der Schwierigkeiten, in 
die die Kohlenwirtschaft geraten ist, ist das Zu-
rückbleiben der Produktion. Wir haben in Deutsch-
land im Jahre 1955 einen allgemeinen Produktions-
index von 204 gegenüber 1936 erreicht. Unsere all-
gemeine Industrie also hat ihre Produktion reich-
lich verdoppelt. Der Steinkohlenwirtschaft ist es 
nur gelungen, auf einen Index von 112 zu kom-
men. Derjenige Wirtschaftszweig also, der doch 
eigentlich notwendig ist, um den ganzen Körper 
der deutschen Wirtschaft mit Nahrung zu erfüllen, 
hat gegenüber der allgemeinen Entwicklung so 
weit zurückbleiben müssen. Auch wenn wir nichts 
weiter wissen als diese beiden Zahlen, müssen wir 
zu der Überzeugung kommen: da ist etwas nicht 
in Ordnung, da müssen sich Regierung und Volks-
vertretungen zusammenfinden, um an diesem Zu-
stand etwas zu ändern. 

Vielleicht noch ernster ist aber eine andere Zahl. 
Ich bitte um Verzeihung, wenn ich einige Zahlen 
nenne; aber mit Worten läßt sich trefflich streiten; 
es ist besser, man sagt mit klaren Zahlen, um was 
es sich handelt. Die Produktivität, d. h. die Wert-
schöpfung je Kopf des Beschäftigten, hat in der 
deutschen Industrie im Jahre 1955 gegenüber der 
Vorkriegszeit einen Stand von 127 % erreicht. Das 
heißt, je Kopf des Beschäftigten erzeugt die deut-
sche Industrie heute Werte, die um ein Viertel 
höher liegen als vor dem Kriege; eine wunder-
volle, hoch anerkennenswerte Leistung, die uns 
nur Respekt vor allen Beteiligten, den Arbeitern, 
den Ingenieuren und den Kaufleuten, abnötigt. Der 
Kohlenbergbau hat nur einen Index von 73 % er-
reicht. Also ebenso viel, wie die allgemeine Indu-
strie über den Vorkriegsstand hinausgelangt ist, 
ist der Kohlenbergbau zurückgeblieben. 
Ich glaube, wer sich mit volkswirtschaftlichen 

Zusammenhängen beschäftigt, wird geradezu er-
schrocken sein, wenn er die Bedeutung dieser Zah-
len auf sich wirken läßt. 
Und nun ein Wort zur Rentabilität. Herr Kol-

legen Bleiß hat ja viel Zeit darauf verwendet, 
nachzuweisen, daß es mit der Rentabilität gar 
nicht so schlimm stehe. Ich habe die Bilanzen und 
die Gewinn- und Verlustrechnungen der Aktien-
gesellschaften für das Jahr 1954 — für 1955 liegen 
sie noch nicht vor — nachprüfen lassen, und, Herr 
Kollege Bleiß, ich habe ermittelt, daß die Aktien-
gesellschaften, die im Kohlenbergbau tätig sind, 
im Jahre 1954 eine Rendite von 2,05N, also wenig 
mehr als 2 %, im Durchschnitt erzielt haben. Das 
ist völlig unzureichend angesichts der Notwendig-
keit, Kapital für diesen Bergbau zu interessieren. 
Wer sich das einmal klarmacht, wer namentlich 
auch die Zahlen aus der Vorkriegszeit in Erinne-
rung hat, auch die wesentlich günstigeren Zahlen 
im Durchschnitt der deutschen Industrie, der kann 
erkennen, daß da von einer gesunden Rentabili-
tätslage einfach nicht gesprochen werden kann. 
Eine so unverfängliche, so neutrale Stelle wie 

die Hohe Behörde in Luxemburg, die sich ja außer-
ordentlich bemüht, sich nicht als Interessentenver-
treter der einen oder der anderen Seite aufzufas-
sen, hat ja nachgewiesen — die von Kollegen Bleiß 
genannten Zahlen sind von der Hohen Behörde 
ermittelt und von ihr bestätigt worden —, daß 
der deutsche Steinkohlenbergbau in seinem Er-
trage um 4,50 bis 5 Mark je Tonne hinter dem Er-
trage zurückbleibt, der erforderlich wäre, um 
neues Kapital zu interessieren, also wenigstens 4 % 
für das investierte Kapital im ganzen zu zahlen. 

(Abg. Dr. Bleiß: Nach kalkulatorischer 
Kostenrechnung?) 

— Das ist kalkulatorisch gemacht worden. 

(Abg. Dr. Bleiß: Einschließlich Zinsen?) 

— Kollege Bleiß, wir werden darüber ja im Wirt-
schaftspolitischen Ausschuß sprechen können. Ich 
gebe nur die amtlichen Zahlen wieder und kann nur 
sagen, daß, soviel ich weiß, sowohl das Wirtschafts-
ministerium wie auch ich selbst diese Zahlen als 
richtig anerkennen können. 
Auf der sozialen Seite sehen wir, daß sich die 

Bergleute nicht mehr finden, die zur Steigerung 
der Kohlenförderung notwendig sind. Der deutsche 
Steinkohlenbergbau hat in den letzten Jahren einen 
Schwund von 17 000 Personen erlitten. Die Förde-
rung hätte also wesentlich höher sein können. Da-
bei gilt heute noch die Tatsache, daß der Berg- 
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mann mit seinem Lohn verhältnismäßig günstig 
dasteht. Das ist ein sehr ernstes allgemeines, ich 
möchte beinahe sagen, kulturelles Problem. Die 
Menschen scheuen es immer mehr, sich dem 
Schmutz, dem Schweiß und den Gefahren eines 
Berufs auszusetzen, wenn sie für das gleiche oder 
nahezu das gleiche Geld in Berufen tätig sein kön-
nen, in denen sie einen weißen Kragen anbehalten 
können. Das ist nun einmal eine allgemeine Er-
scheinung der modernen Zivilisation, die uns sehr 
ernst stimmen und jedenfalls veranlassen muß, 
den Beruf des Bergmannes mit besonderen Anreiz-
mitteln zu versehen, damit er in der Lage bleibt, 
die Aufgaben zu erfüllen, von denen wir ihn gar 
nicht entbinden können, wenn wir unsere Wirt-
schaftsleistung weiter steigern wollen. 

Eine besonders schmerzliche Erscheinung der 
Lage unseres Steinkohlenbergbaues ist aber die 
Notwendigkeit, fremde Kohle zu überhöhten Prei-
sen einzuführen, übrigens auch ein Zeichen, daß da 
volkswirtschaftlich etwas nicht in Ordnung ist. Die 
amerikanische Kohle, die wir in steigenden Men-
gen hereinnehmen müssen, kommt je  Tonne unge-
fähr um 40 DM teurer als unsere inländische Kohle, 
und es würde eine unerhörte Belastung für die 
deutsche Wirtschaft sein, wenn sich das weiter stei-
gern sollte. Das bedeutet, auf 10 Millionen Tonnen 
umgerechnet, die wir in diesem Jahre einführen 
sollen, eine Belastung des deutschen Außenhandels 
mit rund einer Milliarde DM. Meine Damen und 
Herren, eine Milliarde DM werden wir im Jahre 
1956 ausgeben müssen, um unsere Kohlenversor-
gung durch Zukauf amerikanischer Kohle über-
haupt in Ordnung zu halten. 
Das wäre noch begreiflich und vielleicht verant-

wortbar, wenn wir keine Kohle hätten. Aber wir 
haben die Kohle doch im deutschen Boden. Deutsch-
land ist eins der kohlereichsten Länder, meiner 
Überzeugung nach, auf die Fläche gerechnet, vier-
leicht sogar das kohlereichste Land der Erde. Die 
Milliarden Tonnen, die auf Hunderte von Jahren 
hinaus unsere Versorgung sicherstellen können, 
liegen noch unter der Erde. Es ist auch keineswegs 
so, daß die Kohle etwa besonders ungünstig gela-
gert sei. Ich kenne die meisten in Frage kommen-
den Kohlenreviere aus eigener Anschauung sehr 
gut. Deutschland kann wenigstens sagen, daß es im 
Durchschnitt der übrigen Länder steht; meiner An-
sicht nach steht es sogar besser als die meisten an-
deren europäischen Länder, von Großbritannien 
vielleicht abgesehen. Es ist also an sich gar kein 
Grund erkennbar, warum der Bergbau in diese 
verhängnisvolle Situation gekommen ist, daß seine 
Förderung nicht mehr ausreicht, die deutsche Ver-
sorgung sicherzustellen. 

(Abg. Dannebom: Es fehlen die Menschen!) 

Was ist der Grund? Der Grund ist, wie man sich 
das ja ohne weiteres denken kann, wirtschaftlicher 
Natur. An den Bergbau sind dauernd neue Anfor-
derungen gestellt worden. Wir haben es von Herrn 
Kollegen Bleiß ja sehr anschaulich gehört, daß eine 
neue Lohnsteigerung um 3 DM je Tonne bevor-
steht. Der Bergbau kann nicht wie jeder andere 
Wirtschaftszweig auf die beiden sonst gegebenen 
Möglichkeiten ausweichen, nämlich die Steigerung 
der Produktivität oder die Steigerung des Preises. 
Das ist der Weg, auf dem sonst eine Industrie stei-
gende Kosten abfangen kann. Eine Produktivitäts-
steigerung ist angesichts der besonderen Verhält-
nisse im Bergbau unter Tage nicht möglich oder 
wenigstens nur in sehr langen Zeiträumen und 
nur mit verhältnismäßig geringen Fortschritten. Es  

ist nicht einfach möglich, zu sagen: am 15. Februar 
werden die Lohnkosten um etwa 3 DM  je  Tonne 
gesteigert, und das wird durch entsprechende Stei-
gerung der Produktivität abgefangen. Preiserhö-
hungen will Herr Bleiß aber auch nicht. Es bleibt 
also nur übrig, daß der Bergbau in eine ungünsti-
gere Lage kommt, und da ergeht nun in der Tat 
der Ruf an die Regierung: Entweder nimmt man 
den Bergbau aus dieser Situation heraus, d. h. man 
gibt ihm die Möglichkeit, sich im Rahmen der 
freien, sozialen Marktwirtschaft so zu betätigen, 
wie es jeder andere tut. Oder aber, wenn die Re-
gierung das aus wahrscheinlich sehr wohlerwoge-
nen Gründen nicht verantworten zu können glaubt, 
ist sie verpflichtet, dafür zu sorgen, daß diese Son-
derlasten dem Bergbau abgenommen werden. Man 
kann dem Bergbau im Interesse der Allgemeinheit 
nicht immer neue Lasten auferlegen in dem vollen 
Bewußtsein, daß er sich selber nicht helfen kann, 
und dann sagen: Der Bergbau soll selber sehen, wie 
er die Konsequenz trägt. Ich glaube, Herr Kollege 
Bleiß, da reicht es dann nicht aus, wenn es auch 
sehr schön ist, hier zu erklären: Wir wollen keine 
Kohlenpreiserhöhungen, aber wir wollen höhere 
Löhne; und über das, was zu geschehen hat, wollen 
wir nachher im Wirtschaftspolitischen Ausschuß 
sprechen. Das scheint mir nicht ganz ausreichend 
zu sein. Da würden meine Freunde sich doch für 
verpflichtet halten, heute etwas klarere und präzi-
sere Forderungen zu stellen. 

(Abg. Dr. Bleiß: Wir haben die Vor

-

schläge gemacht!) 

— Sie werden meine Vorschläge auch gleich hören. 

Ich möchte noch über die besonderen Gründe der 
geringen Elastizität des Bergbaus sprechen. Der 
Bergbau verfügt im großen und ganzen über weit 
überalterte Anlagen. Dem nicht im Bergbau Täti-
gen wird es vielleicht geradezu grotesk erscheinen, 
daß das Durchschnittsalter der deutschen Steinkoh-
lengruben 77 Jahre beträgt und daß reichlich 90 % 
der deutschen Steinkohlengruben vor Beginn des 
ersten Weltkriegs angelegt worden sind. Wenn 
man sich einmal die unerhörte Entwicklung, die die 
Technik seitdem genommen hat, vor Augen hält, 
ist es geradezu — ich wiederhole es — grotesk, 
sich vorzustellen, daß der Bergbau unter solchen 
Umständen seinen Platz in der modernen Wirt-
schaft behaupten soll. 
Die Konkurrenz mit den anderen Energieträgern 

ist einstweilen noch nicht so ernst. Ich erwähne nur 
am Rande, daß das Heizöl, das heute sehr stark ge-
nannt wird, in Deutschland im Jahre 1955 einen 
Verbrauch von ganzen 2 Millionen t gehabt hat. 
Das ist jedenfalls gegenüber dem Kohlenverbrauch 
nicht so wesentlich, daß davon eine Einengung der 
Entwicklungsmöglichkeiten des Steinkohlenberg-
baus abgeleitet werden könnte. 
Ich glaube auch nicht, daß die Atomenergie in 

absehbarer Zeit für unseren Steinkohlenbergbau 
eine ernsthaft gefährliche Konkurrenz bedeuten 
wird. Es ist notwendig das zu sagen, weil viele 
Leute meinen: Was kümmert Ihr euch denn so viel 
um den Steinkohlenbergbau?! In kurzer Zeit wird 
kein Mensch mehr unter Tage arbeiten wollen. Die 
Leistung wird uns eines Tages ein schöner Kern-
reaktor abnehmen. — Wir wissen heute noch im-
mer nicht, was wir mit dem sogenannten Atom-
müll tun sollen. Die phantastischen Pläne, ihn nach 
dem Mond zu schießen oder ihn in den Weltraum 
oder sonst irgendwie hinauszubefördern, scheinen 
mir nicht recht realisierbar zu sein. In wirtschaft-
licher Hinsicht ist heute noch in gar keiner Weise 
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ein Vergleich mit der Kohlenenergie gegeben. Die 
Zahlen für die Kilowattstunde liegen in Höhe des 
Mehrfachen dessen, was die Kilowattstunde aus 
der Braunkohle und aus der Steinkohle kostet. 
Endlich — das darf ich als Fachmann sagen — 
scheint mir die Frage der Rohstoffversorgung, die 
noch immer in einem gewissen Umfang nötig sein 
wird, keineswegs so günstig zu liegen, wie man 
annimmt. Jedenfalls würden wir in Deutschland 
sehr unklug handeln, wenn wir im Vertrauen auf 
eine später einmal einsetzende Atomenergieversor-
gung nun das, was wir in der Hand haben, nicht 
die Spatzen in der Hand, sondern die Taube in der 
Hand, etwa verhungern lassen wollten, weil wir 
hoffen, uns irgendwann einmal auf irgendeinem 
anderen Weg helfen zu können. 

(Abg. Dr. Bleiß: Herr Friedensburg, halten 
Sie auch langfristige Überlegungen für 

überflüssig?) 

— Nein, keineswegs; ich möchte mich ausdrücklich 
dazu bekennen, daß wir uns auf dem Gebiet der 
Kernenergie sehr wohl bemühen sollten, mit der 
Entwicklung anderer Länder Schritt zu halten. In 
England, aber auch in Amerika hat man allerlei 
eingeleitet, und es wäre ein Jammer, wenn sich 
Deutschland, das auf dem entsprechenden wissen-
schaftlichen Forschungsgebiet eine solche Bedeu-
tung gehabt hat, in der tatsächlichen Ausnutzung 
ausschalten lassen wollte. Ich würde nur nicht 
empfehlen, Herr Kollege Bleiß, daß wir in der 
einstweilen noch recht vagen Hoffnung, im Wege 
der Atomernergieausnutzung zu wirtschaftlichen 
Kraftanlagen zu kommen, heute die Maßnahmen 
versäumen, die zur Sicherung der Wirtschaftlich-
keit unseres Kohlenbergbaus unentbehrlich sind. 

Abg. Dr. Bleiß: Das hat auch kein Mensch 
verlangt!) 

— Nein, das behaupte ich auch nicht, Herr Kol-
lege Bleiß. Ich möchte es nur einmal gesagt haben. 
Es gibt aber in der öffentlichen Meinung gelegent-
lich solche Stimmen. Entschuldigen Sie, Herr Kol-
lege Bleiß, ich habe mich nicht gegen Sie gewandt, 
sondern ich spreche ganz allgemein. 

Ich bin sogar entschieden der Ansicht, daß unsere 
Regierung und vielleicht auch wir hier im Hause 
ganz andere Anstrengungen darauf richten sollten, 
als es in den letzten Jahren geschehen ist ;  Deutsch-
lands Anteil an der Entwicklung der Ausnutzung 
der Atomenergie zu sichern. Aber ebenso entschie-
den wünsche ich, daß man deshalb nicht den Koh-
lenbergbau vernachlässigt, ganz abgesehen davon, 
daß wir den Kohlenbergbau besitzen, das ist unser 
eigen. Die ganze standortmäßige Entwicklung der 
deutschen Wirtschaft beruht ja auf der Kohle, und 
wenn erst einmal die Atomenergie eingeführt sein 
wird, dann werden Standortverschiebungen in 
einem Ausmaß eintreten, bezüglich deren unsere 
volkswirtschaftliche Phantasie versagt, die jeden-
falls nicht zugunsten unseres Landes und unserer 
Arbeiterschaft gehen werden. Auch das ist ein 
Umstand, den wir uns recht wohl vor Augen hal-
ten wollen. 

Die Gründe für das Zurückbleiben des Steinkoh-
lenbergbaus liegen ferner in der völlig unzurei-
chenden Kapitalausstattung. Nach den Ermittlun-
gen des deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung zu Berlin hat der Steinkohlenbergbau im 
Jahre 1954 je Beschäftigten 1760 DM investiert, 
die Eisenindustrie 3850 DM, also mehr als das 
doppelte. Ich will Sie hier nicht mit den anderen 

Zahlen aufhalten. Jedenfalls steht der Steinkohlen-
bergbau auf der untersten Sprosse der Leiter, und 
alle anderen Wirtschaftszweige stehen darüber. Da 
kann es einen nicht wundern, daß der Bergbau in 
seiner Produktionsentwicklung zurückbleibt und 
daß die Anlagen überaltert sind. Wir können rech-
nen, daß bei der jetzigen Kohlenförderung jedes 
Jahr im Durchschnitt etwa anderthalb Gruben-
felder im deutschen Bergbau erschöpft sind. Tat-
sächlich sind seit 1938 statt 24, wie sich bei Aus

-

rechnung ergeben müßte, im ganzen 5 neue Gru-
ben in Förderung gekommen. Unser Bergbau ist 
durch diese schlechte Kapitalausstattung — das 
ist auch ein dringendes Anliegen, das wir der Re-
gierung vortragen müssen — hoffnungslos zurück-
geblieben. 

Nicht unerwähnt möchte ich auch lassen, daß der 
Bergbau, und zwar gerade der Ruhrbergbau, von 
dem wir hauptsächlich sprechen, durch die Ent-
wicklung der Entflechtung und der Dekartellisie-
rung in recht erhebliche Schwierigkeiten gekom-
men ist. Es ist ein peinliches Gefühl, daß der Wirt-
schaftszweig, der uns solche Sorge macht, auch noch 
ein Hauptopfer der politischen Entwicklung des 
letzten Jahrzehnts gewesen ist. Es wäre vielleicht 
doch Zeit, Herr Staatssekretär Westrick, einmal 
zu überlegen, ob nicht das eine oder das andere, 
was politisch und in der öffentlichen Meinung 
längst als überholt und gegenstandslos erscheint 
— ich denke etwa an die Verkaufsverbote gegen-
über einigen großen deutschen Unternehmen des 
Ruhrgebiets —, endlich einmal in friedlichem Ein-
vernehmen mit den Vertragspartnern beseitigt 
werden kann. Das mag für unser Problem zunächst 
nicht allzu wichtig sein, aber es ist doch ein Schat-
ten, es ist eine Fessel, die gerade auch auf dem 
deutschen Kohlenbergbau liegt. Es wäre des-
halb gut, wenn diese psychologischen Schwierig-
keiten für eine gesunde Vorwärtsentwicklung recht 
bald beseitigt würden. 

Wir sehen jedenfalls: der Kohlenbergbau ist ein 
Stiefkind der sozialen Marktwirtschaft. Er hat 
nicht die Möglichkeit, sich der Vorteile der sozialen 
Marktwirtschaft zu bedienen, und er hat dafür den 
Nachteil, die Konkurrenz im Raume der Montan-
union bestehen zu müssen. Aus dieser außerordent-
lich peinlichen Situation müßte die Regierung ihn 
allmählich herausheben. Es ist, volkswirtschaftlich 
betrachtet, eine unmögliche Zumutung an einen 
Wirtschaftszweig, unter solchen Umständen seine 
Pflicht zu erfüllen. 

Sie wissen, daß ich als ein völlig unabhängiger 
Mann zu diesen Dingen stehe. Nicht etwa als Ver-
treter des Bergbaus, sondern als Wirtschaftsfach-
mann bin ich nur erstaunt, daß es dem Bergbau 
überhaupt gelungen ist, in einer im Grunde so 
unhaltbaren Zwangslage seine Aufgaben noch 
einigermaßen erfolgreich zu erfüllen. 

(Zuruf von der SPD: Der Bergbau paßt 
also nicht in die soziale Marktwirtschaft?!) 

— Das ist eine Frage für sich. Ich bin sehr im Zwei-
fel, ob der Bergbau mit seiner geringen Elastizität, 
mit der Langfristigkeit aller seiner Maßnahmen 
nicht überhaupt, ähnlich wie die Landwirtschaft, 
aus den Gesetzen der sozialen Marktwirtschaft her-
ausgenommen werden sollte. Ich kann mir nicht 
gut denken, daß das auf die Dauer geht. 

(Abg. Dr. Bleiß: Herr Kollege Friedens

-

burg, welche Lösung schlagen Sie vor?) 
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— Wenn Sie die Güte haben, — wir wollen hier 
nicht Zwiegespräche führen. Die Zeit ist leider 
fortgeschritten. Es reizt mich sehr, darauf einzu-
gehen; aber ich möchte das im Augenblick ver-
meiden. 

Für die Lösung, auf die unsere Herren Kollegen 
von links wiederholt gedrängt haben, müssen wir 
meiner Ansicht nach klar unterscheiden die Sofort-
maßnahmen von denen, die langfristig getroffen 
werden müssen. Der Antrag meiner politischen 
Freunde sieht ja auch eine solche klare systema-
tische Unterscheidung vor. 

Der Kollege Bleiß hat sehr energisch eine Preis-
erhöhung abgelehnt. Ja, Herr Kollege Bleiß, kann 
man es verantworten, dem Bergbau, also einem 
Zweig, dessen Zurückbleiben in der allgemeinen 
Entwicklung von niemandem bestritten werden 
kann und dem wir gerade im Begriffe sind, durch 
die Lohnerhöhung neue Lasten aufzuerlegen, zu 
sagen: Deine Preise darfst du nicht erhöhen?! Das 
ist meiner Ansicht nach nicht zu verantworten. Ich 
bin als Wirtschaftswissenschaftler auch nicht davon 
überzeugt, daß eine mäßige Preiserhöhung um 2 
oder 3 Mark ernsthaft das Preisgefüge erschüttern 
oder beeinträchtigen könnte. Ich glaube, daß eine 
solche Erhöhung ernsthaft in Erwägung gezogen 
werden sollte. 

Ferner sind meiner Ansicht nach steuerlich sehr 
wohl Möglichkeiten gegeben. Der Herr Staats-
sekretär des Bundesfinanzministeriums ist ja hier. 
Es gibt gewisse Bestimmungen unseres Steuer-
rechts, die der Sondersituation des Bergbaus nicht 
gerecht werden. Namentlich die Abschreibung der 
unterirdischen Anlagen ist durchaus betriebsfremd 
geregelt. Hier wären wesentliche Änderungen, die 
auch zu einer finanziellen Erleichterung des Berg-
baus führen könnten, durchzuführen, und zwar 
sehr kurzfristig. 

Die großen sozialen Lasten, die auf dem Berg-
bau liegen, werden von uns allen anerkannt und 
sie werden — ich glaube das auch dem Kollegen 
Bleiß sagen zu können — gern getragen. Aber so-
weit sie das tragbare Maß überschreiten, wird man 
angesichts der allgemeinen Bedeutung der Kohlen-
wirtschaft von der Bundesregierung erwarten 
können, daß sie zur Tragung dieser Lasten beiträgt. 

Endlich hat Kollege Bleiß einen Ausgleich zwi-
schen den hochverdienenden Zechen — die es ja 
Gott sei Dank immer noch in einzelnen Fällen 
gibt — und den weniger gut verdienenden vorge-
schlagen. Wir möchten diesen Weg nur sehr ungern 
beschreiten, Herr Kollege Bleiß. Wir fürchten, daß 
dabei der Staatsinterventionismus — um nicht 
gleich von Sozialisierung zu sprechen — eine zu 
große Betätigungsmöglichkeit gegenüber einem 
Wirtschaftszweig erhält, dessen großartige Ent-
wicklung im letzten Jahrhundert doch auf der 
freien Betätigung der Unternehmerinitiative be-
ruht hat. Wir sehen in England und auch in Frank-
reich, daß sie durch die Staatsinitiative nicht wirk-
sam ersetzt werden kann. Es ist ein sehr gefähr-
liches Mittel, nun noch die letzte Freudigkeit des 
Unternehmers, seinen Betrieb voranzubringen, da-
durch zu beseitigen, daß man sagt: Wenn du künf-
tig besser verdienst, mußt du natürlich davon dem 
anderen weniger Tüchtigen und weniger gut Ver-
dienenden abgeben. Das möchten wir nicht gerne 
haben. 

Aber wir sind uns wohl alle einig, daß die Maß-
nahmen sehr dringlich sind und daß mit ihnen nicht 
gewartet werden kann. Wir haben nicht ohne 
Grund darauf bestanden, daß diese Debatte heute 
noch in so später Stunde stattfindet. Es muß bald 
gehandelt werden, weil, wie wir hören, am 15. Fe-
bruar eine neue Mehrbelastung des Bergbaus ein-
treten soll. Aber ich glaube, wir sind uns alle mit 
der Bundesregierung einig, daß damit eine wirk-
liche Lösung des Problems des deutschen Kohlen-
bergbaus nicht gefunden wird, sondern daß es sich 
hier nur um die Beseitigung der augenblicklichen 
Notlage handelt, daß darüber hinaus weitergehende 
und viel umfangreichere Maßnahmen notwendig 
sind. Ob dazu, Kollege Bleiß, eine neue Enquete 
erforderlich ist, müssen wir überlegen. Ich will 
dem nicht von vornherein widersprechen, aber ich 
habe Sorge davor, daß man, wenn wir eine En-
quete machen, glaubt, man habe ja einstweilen 
Zeit, man wolle einmal auf die Ergebnisse warten, 
die die Enquete bringt. Eine solche Enquete wird 
nach allen Erfahrungen einen Zeitraum von zwei 
oder drei Jahren erfordern. Außerdem sind — und 
ich glaube davon etwas zu verstehen — unklare 
Tatbestände eigentlich gar nicht gegeben. Wir wis-
sen, um was es sich handelt. Was soll denn wirk-
lich bei einer Enquete noch herauskommen? Das, 
was noch geklärt werden muß, werden wir — ich 
glaube, da werden wir gern und vertrauensvoll 
zusammenarbeiten — in den Ausschüssen dieses 
Hauses fertigbringen. Dergleichen Aufgaben nimmt 
sich übrigens die Hohe Behörde in Luxemburg be-
reits mit großer Energie und großer Sorgfalt an. 
Also so dringend scheint mir eine Enquete nicht zu 
sein. Wenn Sie so entscheidenden Wert darauf 
legen und glauben, aus dem einen oder anderen 
Grund — den Sie noch anführen müssen — dar-
auf bestehen zu sollen, will ich nicht widersprechen. 
Ich habe mich mit meinen politischen Freunden 
darüber noch nicht geeinigt. Aber ich möchte drin-
gend davor warnen, etwa im Vertrauen auf ein 
irgendwann zu erwartendes Enquete-Ergebnis das 
heute bereits dringend erförderlich gewordene Ent-
wicklungsprogramm aufzuschieben. 

(Abg. Dr. Bleiß: Ich glaube, Sie haben 
übersehen, daß wir neben der Enquete 
auch ein Sofortprogramm verlangt haben!) 

— Sie sind uns leider das Sofortprogramm noch 
schuldig geblieben. Ich freue mich aber, daß auch 
Sie das Sofortprogramm haben wollen. Aber viel-
leicht wäre es auch nicht gut, wenn wir die Ver-
pflichtung, die wir der Bundesregierung auferlegen 
wollen, uns ein langfristiges Entwicklungspro-
gramm vorzulegen, damit lockerten, daß zunächst 
das Ergebnis des Enquete-Ausschusses abgewartet 
wird. Ich glaube, die Situation im Kohlenbergbau 
ist so klar, daß wir schon heute erkennen können, 
welche Maßnahmen notwendig sind — Sie haben 
es zum Teil selber angedeutet —, und daß wir uns 
über die Notwendigkeit sowie über die Durchfüh-
rung eines langfristigen Programms einigen 
können. 
Vor allen Dingen geht es um die Beschaffung 

der Investitionsmittel. Da kann ich dem Kollegen 
Bleiß nur zustimmen. Weiter muß die Rentabilität 
durch eine ganz andere und womöglich etwas ra-
dikalere Preispolitik wiederhergestellt werden. Es 
wird auch notwendig sein — ich möchte da einmal 
an den Bergbau eine Mahnung richten —, daß der 
Bergbau sich etwas mehr um die öffentliche Mei-
nung kümmert als bisher. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
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Die öffentliche Meinung ist über den Bergbau 
herzlich schlecht unterrichtet. Das ist so ein Beruf, 
der sich im Dunkeln abspielt, von dem sich der 
durchschnittlich Gebildete im Grunde gar keine 
rechte Vorstellung machen kann. 

(Abg. Dannebom: 700 m unter der Erde!) 

Die Forderungen des Bergbaus, und zwar der Ar-
beiterschaft und der Unternehmerschaft, sind in 
der Öffentlichkeit einstweilen nicht ausreichend 
begründet. Es wird gut sein, wenn sich der Berg-
bau dieser Notwendigkeit für die Zukunft sehr viel 
stärker bewußt wird. 
In diesen Zusammenhang würde auch eine bes-

sere Nachwuchswerbung gehören. Wir müssen uns 
Mühe geben, den Bergmannsberuf noch als einen 
eigentlichen Beruf, nicht bloß als einen Notbehelf 
für jemanden, der nichts Besseres zu tun hat, als 
einen eigentlich schönen Beruf im Sinne einer 
Berufung, unseren jungen Deutschen anziehend zu 
machen. Das ist sicherlich auch auf materiellem, 
vielleicht sogar überwiegend auf materiellem Wege 
nötig. Dazu gehört aber auch eine — — 

(Abg. Dannebom: Soziale Besserstellung 
auch!) 

— Schön. Ich sage ja: Dazu gehört auch eine so-
ziale Besserstellung. Sozial möchte ich nicht ohne 
weiteres mit „materiell" identifizieren. Dazu ge-
hört eine soziale Besserstellung neben der mate-
riellen. Dazu gehört aber auch ein besseres Wis-
sen des jungen Deutschen um die Notwendigkeit 
des Bergbaus und auch um die Werte, die im Berg-
bau stecken. Ich glaube, daß diejenigen unter uns, 
die den Bergbau kennen, es gar nicht für so 
schrecklich halten, einmal im Dunkeln zu arbeiten. 
Ich muß sagen, wenn ich als reichlich älterer Herr 
heute noch einmal in die Grube komme, fühle 
ich mich da eigentlich so zu Hause wie sonst kaum 
irgendwo. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bleiß.) 

— Jawohl, ich habe auch Kohle gehackt, mein lie-
ber Kollege Bleiß, und ich habe meinen Schicht-
lohn mühsam herausgehackt. Ich weiß, wie dem 
Bergmann zumute ist. 
Meine Damen und Herren, wir wollen in dieser 

Stunde keine Zeit verlieren. Jedenfalls möchte ich 
für meine politischen Freunde versichern, daß wir 
uns der Dringlichkeit dieser Maßnahmen durchaus 
bewußt sind, und unsere Bundesregierung herz-
lich bitten, sich dieser dringlichen Maßnahmen an-
zunehmen. Lloyd George hat einmal gesagt, die 
englische Wirtschaft sei ein Block von Stahl, der 
auf einem Sockel von Kohle ruhe. Man kann das 
genau so gut von der Wirtschaft unserer Bundes-
republik sagen. Wehe uns, wenn dieser Sockel sich 
als unzulänglich oder gar als bröckelig und morsch 
erweist! Tun wir alles, um diesen Sockel gesund 
und fest zu machen, damit eine vernünftige Wei-
terentwicklung auch der ganzen Wirtschaft mög-
lich ist! 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zur Beantwor-
tung der Großen Anfrage hat das Wort der Herr 
Staatssekretär des Wirtschaftsministeriums. 

Dr. Westrick, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte zunächst 
dem Herrn Abgeordneten Bleiß ein wenig die .. 

 Sorge erleichtern, indem ich ihm die Versicherung 
abgebe, daß das Bundeswirtschaftsministerium  

weder einen Anlaß noch aber auch die Möglich-
keit hat, angesichts der großen und ständigen 
aktuellen Sorgen, die mit dem wirtschaftlichen All-
tagsgeschehen verbunden sind, in Lethargie zu 
versinken. Wir haben uns aufrichtig und ernst 
Mühe gegeben — genau so, wie wir es damals in 
der Debatte in Aussicht gestellt haben —, mit die-
sen Sorgen fertig zu werden. 

Herr Abgeordneter Bleiß sagt einerseits, ein 
Preisanstieg bei Kohle möge verhindert werden, 
andererseits: die Löhne müßten erhöht werden. 
Das bedeutet, kurz und schlicht gesagt, daß die 
Differenz aus dem Gewinn genommen werden 
müßte. 

(Abg. Dr. Bleiß: Nein, das hat keiner ge

-

sagt!) 
— Darf ich dazu vielleicht noch etwas ergänzen. 
Zur Zeit müßte dieser Betrag aus dem Gewinn ge-
nommen werden; denn anderes Geld steht dem 
Bergbau nicht zur Verfügung. 

Sie haben zwar gesagt, in der Zukunft sollte im 
Wege der Rationalisierung ein besseres Ergebnis 
erzielt werden. Das ist ein selbstverständliches An-
liegen, dessen Verwirklichung übrigens — und ich 
möchte 'nicht unterlassen, darauf hinzuweisen — 
von  dem Bergbau seit dem Kriegsende in ständi-
ger Bemühung auch angestrebt wird. Vergessen 
Sie doch nicht, daß es dem Bergbau gelungen ist, 
trotz dieser Schwierigkeiten, die hier deutlich ge-
worden sind, seine Förderung ständig anzuheben 
und es in dem vergangenen Jahr auf eine Gesamt-
förderung von 132 Millionen t zu bringen, obwohl 
im September 1953 13 000 Menschen mehr unter 
Tage im Steinkohlenbergbau tätig waren als im 
September 1955. Darin scheint mir schon der  Be-
weis dafür zu liegen, daß diesen Bemühungen des 
Bergbaus ein beachtlicher Erfolg beschieden ist. 

Der Bergbau hätte die Enquete, die Herr Abge-
ordneter Bleiß vorschlägt, meines Erachtens nicht 
zu fürchten. Ich habe allerdings den Eindruck, daß 
wir in der Beurteilung der Ergebnislage weit von-
einander abweichen. Ich glaube, daß die Ergebnis-
lage des Bergbaus einen wesentlichen Anstieg der 
Löhne bei gleichbleibenden Preisen nicht gestat-
tet, und ich mache die Damen und Herren darauf 
aufmerksam, daß der Lohnanteil bei der Steinkohle 
im Durchschnitt gesehen etwa 58 bis 59 % be-
trägt. 
Ein Wort zu dem Herrn Abgeordneten Dr. Frie-

densburg! Schon früher einmal haben wir aus 
Bergbaukreisen gehört, der Bergbau sei der Mei-
nung, er sei ein „Stiefkind der sozialen Marktwirt-
schaft." Ich habe die Hoffnung, daß diese Meinung 
objektiv nicht richtig ist. Professor Erhard hat da-
zu die sehr elegante Replik gefunden, daß das Sor-
genkind gleichzeitig das Lieblingskind für den 
Vater sei. 

(Heiterkeit.) 
Ich hoffe, Sie werden aus der Antwort, die ich auf 
die Anfrage der SPD geben werde, sehen, daß wir 
weder in Lethargie versunken sind, noch daß wir 
hier das vermeintliche Stiefkind wie ein Aschen-
brödel behandeln wollen. Wir sind mit Ihnen, Herr 
Dr. Friedensburg, absolut davon überzeugt, daß 
die Kohle das Blut der deutschen Wirtschaft ist, 
das wir gesund zu erhalten im eigensten Interesse 
verpflichtet sind. 
Nur glauben wir, daß der Kohlenpreis eine un-

geheure Rückwirkung auf das gesamte Preisgefüge 
hat. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 



6734 	2. Deutscher Bundestag — 129. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. Februar 1956 

(Staatssekretär Dr. Westrick) 
Es ist nicht zu leugnen, daß mancherorts, in beson-
derem in letzter Zeit, Preisauftriebstendenzen fühl-
bar und sichtbar werden, an deren Dämpfung wir 
alle miteinander interessiert sind. Infolgedessen ist 
es unsere Aufgabe, zwischen diesen beiden Dingen 
hindurchzufinden. Ich hoffe, Sie werden durch 
meine Beantwortung der Frage der Sozialdemokra-
tischen Partei sehen, daß wir uns zumindest sehr 
ernste Mühe gegeben haben, diesem wichtigen Pro-
blem gerecht zu werden. 

Damit darf ich nun zu der Beantwortung der 
Anfrage kommen. Zunächst wende ich mich zum 
Punkt I der Anfrage. Eine der wichtigsten Grund-
lagen für den Bergbau ist — das hat auch einer 
der Vorredner ausgeführt — die menschliche Ar-
beitskraft. Aus diesem Grunde ist die Besserstel-
lung des Bergmanns — und zwar insbesondere des 
unter Tage tätigen — von jeher ein besonderes An-
liegen der Bundesregierung gewesen. Sie läßt sich 
dabei vor allem von dem Gedanken leiten, dem 
Bergmann für seine schwere, gefährliche und ihn 
leider vielfach zu früher Invalidität führende 
Tätigkeit einen Ausgleich zu schaffen. Darüber hin-
aus aber sind solche Maßnahmen auch deshalb be-
rechtigt und +notwendig, weil es für die deutsche 
Wirtschaft ganz unerläßlich ist, in ausreichendem 
Umfange Arbeitskräfte für die Untertagebeleg-
schaften zur Aufrechterhaltung der bergbaulichen 
Förderung zu gewinnen und zu erhalten. Neben 
einer besonderen Bevorzugung der Bergleute durch 
den Bergarbeiterwohnungsbau und durch hohe 
Leistungen der knappschaftlichen Rentenversiche-
rungen dienen diesem Ziele vor allem die umfang-
reichen Ausbildungs- und Fortbildungsmöglich-
keiten für Bergleute in den Betrieben sowie in den 
Bergschulen. Sie ermöglichen es nahezu ohne jeg-
lichen Kostenaufwand für den Betroffenen, in ge-
hobene Stellungen der Bergwerksbetriebe aufzu-
rücken. 

Die Bundesregierung plant darüber hinaus — sie 
wird hierbei insbesondere von der Regierung des 
Landes Nordrhein-Westfalen unterstützt — gerade 
jetzt Erleichterungen auf lohnsteuerlichem Gebiet. 
Dieses Mittel erscheint uns besonders geeignet, den 
Bergmann nicht nur finanziell besserzustellen, son-
dern ihn auch in seiner ganzen sozialen Position 
hervorzuheben und damit den bergmännischen Be-
ruf begehrenswerter zu gestalten. Die Bundes-
regierung hat beschlossen, den Entwurf eines Ge-
setzes einzubringen, durch das den Untertageberg-
arbeitern für jede verfahrene Schicht als sogenannte 
Bergmannsprämie eine steuerfreie Schichtprämie 
gewährt wird. Die Gedingearbeiter, also die Hauer 
und Gedingeschlepper, sollen für jede verfahrene 
Schicht 2,50 DM erhalten, die Schichtlöhner 1,25 DM. 
Das Verhältnis der Zahl der Gedingelöhner zur 
Zahl der Schichtlöhner liegt nach den ersten Schät-
zungen wie 53 : 47. Unter Berücksichtigung dieses 
Anteils von Gedingearbeitern und Schichtlöhnern 
an der Untertagebelegschaft würde sich eine durch-
schnittliche Schichtprämie ergeben, die bei rund 
2 DM liegt. Da diese „Bergmannsprämie" nur für 
verfahrene Schichten gezahlt wird, schafft sie da-
mit gleichzeitig den gewollten Anreiz, die Zahl der 
Schichten möglichst voll zu verfahren. Die mit 
Mitteln des Bundes und der Länder aus dem Lohn-
steueraufkommen finanzierte Bergmannsprämie 
hat keine Preiserhöhung zur Folge. 

Ich komme zu Punkt II, darf allerdings zum 
Schluß noch auf die Punkte I und II zusammen 
zurückkommen. Das Problem des verstärkten 
Wettbewerbs zwischen der Kohle und anderen 

Energieträgern steht mit  der ersten Frage in 
engem Zusammenhang. Ob die Kohlenversorgung 
der Wirtschaft ausreichend sein wird, hängt nicht 
nur von der Entwicklung der Verfügbarkeit an 
Kohle, sondern von der Entwicklung der Primär-
energie überhaupt ab. Das wird vor allem auf 
weite Sicht verstanden werden müssen, die wir 
bei aller Sorge um die Maßnahmen, die die Gegen-
wart verlangt, nicht aus dem Auge lassen dürfen. 
Zu der Primärenergie gehören vor allem die Stein-
kohle, die Braunkohle, Erdöl, Wasserkraft und Erd-
gas. Hierzu läßt sich feststellen — und das gilt 
keineswegs nur für die Bundesrepublik —, daß 
in der Energiewirtschaft die einzelnen Energie-
arten in zunehmendem Maße gegeneinander aus-
getauscht werden können, was sich heute vor allem 
in steigendem Wettbewerb des Öls mit der Kohle 
äußert. 
Dies zwingt zu einer Betrachtungsweise und zu 

Überlegungen, die auf die Entwicklung der Ener-
giewirtschaft als Ganzes gerichtet sind. Hiermit 
komme ich zur Beantwortung der in der Begrün-
dung vorgetragenen Frage von Herrn Abgeordne-
ten Bleiß. Von der Bundesregierung sind schon 
seit einiger Zeit Untersuchungen zur Frage der 
künftigen Entwicklung des gesamten Energiebe-
darfs der Bundesrepublik und seiner Deckungs-
möglichkeiten eingeleitet worden. Dabei wurden 
nicht nur die Verhältnisse in unserem Lande, son-
dern auch die vielfältigen Vorgänge auf dem 
gleichen Gebiet in den Nachbarländern geprüft. 
Über diese Fragen haben Anfang dieses Monats 
Besprechungen mit einem kleineren Kreis von 
Sachverständigen aus der Wirtschaft stattgefunden. 
Das Ergebnis dieser Arbeiten soll in Form einer 
Denkschrift zunächst dem Kabinettsausschuß zur 
Beratung vorgelegt werden. Heute kann schon fol-
gendes hierzu gesagt werden. 

Es läßt sich voraussehen, daß trotz aller Wett-
bewerbsmöglichkeiten anderer Energiearten die 
Kohle auch in den kommenden Jahren, vorläufig 
jedenfalls noch, der Hauptträger unserer Energie-
wirtschaft sein wird. Der Energiebedarf wird so 
stark steigen, daß alle Möglichkeiten auszunutzen 
sein werden, um eine Deckung des Bedarfs zu er-
reichen. Das bedeutet die Notwendigkeit der Stei-
gerung der heimischen Förderung von Kohle, Erd-
öl und anderen Energieträgern, verstärkte Um-
wandlung dieser Energieträger in Strom und Gas, 
fortschreitende Rationalisierung des gesamten 
Energieverbrauches und Heranziehung von Kohle 
und Öl im Einfuhrweg. Bei den anzustrebenden 
Lösungen müssen die Gesichtspunkte der Wirt-
schaftlichkeit und der Sicherheit der Energiever-
sorgung sorgfältig gegeneinander abgewogen wer-
den. 

Die Energie ist ein Hauptfaktor für die laufende 
Produktivitätssteigerung der Wirtschaft. Insbeson-
dere mit Rücksicht auf die Wettbewerbsstellung 
der deutschen Industrie wird es immer wichtiger, 
einer möglichst wirtschaftlichen Gestaltung der 
Energieversorgung allergrößte Aufmerksamkeit 
zu widmen. Das Bundeswirtschaftsministerium er-
wägt, den Antrag zu stellen, daß der Zoll für Heiz-
öl für gewerbliche Zwecke, der heute noch 15 DM 
je Tonne beträgt, entfällt. Es kann darin in An-
sehung des steigenden Bedarfs unseres Erachtens 
keine Gefahr für die Kohle gesehen werden, und 
dieser Schritt erscheint uns notwendig, um das 
Heizöl als echten Ergänzungsfaktor für die Energie-
bilanz des Bundesgebietes einzuschalten. 
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Zu Punkt III der Anfrage: Die Möglichkeit eines 

Verkaufs von Aktienpaketen an Bergwerksunter-
nehmen wird zur Zeit, soweit der Bundesregierung 
bekannt ist, nur im Zusammenhang mit einem be-
stimmten Fall erörtert. 

(Zuruf rechts: Siehe „Spiegel"!) 
In diesem Falle hat ein Aktionär der ehemaligen 
Vereinigten Stahlwerke AG an einer der 17 Nach-
folgegesellschaften, die bei der Entflechtung nach 
dem Gesetz Nr. 27 der Alliierten Hohen Kommis-
sion entstanden sind, im Wege des Aktientausches 
eine erhebliche Beteiligung erworben. Sie liegt 
aber unter der Sperrminorität von 25 %. Es han-
delt sich also um einen besonders gelagerten Ein-
zelfall, mit dessen Wiederholung man nicht zu 
rechnen braucht, da diesem Aktionär beim Erwerb 
seines Pakets besondere Umstände zugute kamen, 
die sich bei dem jetzt abgeschlossenen Aktien-
tausch im Zuge der Entflechtung nach dem Gesetz 
Nr. 27 ergeben haben. Der erwähnte Aktionär hat 
sein Paket der Gesellschaft zu einem weit über 
dem Börsenkurs liegenden Preis zum Kauf ange-
boten. Die Gesellschaft konnte dieses Angebot, ab-
gesehen von anderen Gründen, schon deshalb 
nicht annehmen, weil Aktiengesellschaften der Er-
werb eigener Aktien durch § 65 des Aktiengesetzes 
grundsätzlich untersagt ist. Der Aktionär hat dar-
aufhin angekündigt, daß er einen anderen Käufer 
für sein Aktienpaket suchen werde. Es sind bisher 
keine Anhaltspunkte dafür bekanntgeworden, daß 
es dem Aktionär gelungen ist, zu den von ihm ge-
forderten Bedingungen einen Käufer, insbesondere 
einen Devisenausländer, zu finden. Ein Verkauf 
an einen Devisenausländer zu einem über dem 
Börsenkurs liegenden Preis würde nach der All-
gemeinen Genehmigung Nr. 42 aus dem Jahre 1950 
einer devisenrechtlichen Genehmigung bedürfen. 
Da derartige Pakete in der Praxis stets zu einem 
über dem Börsenkurs liegenden Preis gehandelt 
werden, können sie nicht ohne Genehmigung an 
Devisenausländer verkauft werden. 
Die volkswirtschaftliche Beurteilung derartiger 

Geschäfte hängt von den Umständen des Einzel-
falles ab. Bekanntlich hat die Bundesregierung im 
Sommer 1954 ein ausländisches Angebot auf Er-
werb einer Mehrheitsbeteiligung an der bundes-
eigenen Bergwerksgesellschaft Hibernia abgelehnt. 
Eine Beteiligung ausländischer Aktionäre an deut-
schen Bergbauunternehmungen kann jedoch nach 
Ansicht der Bundesregierung nicht allgemein als 
unerwünscht bezeichnet werden, insbesondere dann 
nicht, wenn sie mit dem Zufluß von für Investi-
tionen dringend benötigten Kapitalien verbunden 
ist oder wenn gleichzeitig dem inländischen Aktio-
när die Gelegenheit geboten wird, sich an gleich-
wertigen ausländischen Unternehmungen zu be-
teiligen. Die Erleichterung der gegenseitigen Ka-
pitalverflechtung mit ausländischen Unternehmun-
gen liegt sogar vielfach im Interesse der deutschen 
Industrie, z. B. zur Sicherung der Versorgung mit 
Rohstoffen, die in Deutschland nicht oder nur un-
zureichend vorhanden sind. In dem zur Erörterung 
stehenden Einzelfall liegen jedoch Anhaltspunkte 
für eine abschließende Beurteilung unter Berück-
sichtigung der genannten Gesichtspunkte noch 
nicht vor. 

Jetzt darf ich noch ein paar allgemeine Berner-
kungen, die zur Fragestellung I und II gehören, 
anschließen. Ich möchte mir  erlauben, Ihnen fol-
gende Beschlüsse des Bundeskabinetts zur Sicher-
stellung der Wirtschaftlichkeit des Bergbaus be-

kanntzugeben. Ich tue dies wegen des Zusammen-
hangs mit den aufgeworfenen Fragen und wegen 
der engen Berührungspunkte mit den Anträgen 
der Fraktion der SPD und der CDU/CSU in den 
Drucksachen 2021 und 2081. 
Neben der bereits erwähnten „Bergmannsprä-

mie" für die Untertagebergarbeiter hat die Bun-
desregierung als zweite Maßnahme beschlossen, 
dem von dem Herrn Finanzminister des Landes 
Nordrhein-Westfalen ausgearbeiteten Vorschlag 
für eine günstigere Bewertung des Bergbauvermö-
gens unter Tage, nach dem Sie soeben fragten, 
Herr Abgeordneter Dr. Friedensburg, im Stein-
kohlenbergbau zuzustimmen. Diese Abschreibungs-
möglichkeiten werden nach überschlägiger Schät-
zung innerhalb von drei bis fünf Jahren zusätz-
liche Abschreibungen in Höhe von insgesamt 360 
Millionen DM gestatten. Bei der Verteilung dieser 
Abschreibungen auf vier Jahre ergibt sich eine un-
gefähre Kostenentlastung von 44 Pfennig je Tonne 
abgesetzter Kohle. Durch diese Bewertungsvergün-
stigung erfolgt auf dem Gebiete der Vermögen-
steuer eine zusätzliche und bleibende Entlastung 
von 3 Pfennig je Tonne abgesetzter Kohle, so daß 
die Gesamtentlastung sich auf 47 Pfennig beläuft. 

Als dritte Maßnahme zur Ertragsverbesserung 
des Bergbaus ist von der Bundesregierung vorge-
sehen, für die Dauer bis zu zwei Jahren aus Haus-
haltsmitteln des Bundes den Knappschaften 6 1 /2  % 
des Arbeitgeberbeitrags zur Knappschaftsrenten-
versicherung zu zahlen. Die gesetzlichen Bestim-
mungen über die Beiträge zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung bleiben aber durch diese Re-
gelung unberührt. Die Erstattung der Arbeitgeber-
beiträge durch den Bund in Höhe von 6 1/2  % führt 
zu einer durchschnittlichen Kostenentlastung des 
Steinkohlenbergbaus von 1,77 DM je Tonne. Diese 
Regelung bedeutet für die einzelnen Bergwerks

-

unternehmen des Steinkohlenbergbaus eine ge-
zielte Hilfe, da die Schachtanlagen mit ungünstigen 
Lagerungsverhältnissen nur eine niedrigere Lei-
stung und daher entsprechend erhöhte Lohnauf-
wendungen haben. Die Schachtanlagen mit den 
niedrigsten Lohn- und Gehaltskosten erzielen da-
durch eine Entlastung von 1,14 DM je Tonne ab-
gesetzter Kohle, die Schachtanlagen mit den höch-
sten Lohn- und Gehaltskosten dagegen eine Ent-
lastung von 2,86 DM. Der Steinkohlenbergbau ist 
außerdem in Höhe von insgesamt 22 Pf je  Tonne 
durch die Senkung der Montanumlage der Hohen 
Behörde der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl entlastet, und zwar ab 1. Juli 1955 und 
ab 1. Januar 1956. 
Zum 1. April 1956 ist eine Erhöhung der Preise 

für Hochofenkoks in Aussicht genommen worden. 
Die Höhe der hierdurch eintretenden Entlastung 
des Steinkohlenbergbaus beziffert sich nach unse-
rer Rechnung auf 34 Pf je Tonne, sie wird aller-
dings teilweise auch etwas geringer geschätzt. 

Seit dem 2. Januar 1956 liegt bei der für die 
Preisfestsetzung zuständigen Hohen Behörde in 
Luxemburg ein auf eine in Aussicht genommene 
Lohnerhöhung gestützter Antrag des Unterneh-
mensverbandes Ruhrbergbau vor, die Steinkohlen-
preise ab Februar dieses Jahres um 3 DM je Tonne 
Absatz zu erhöhen. In dem Antrag ist gleichzeitig 
gesagt, daß eine weitere Preiserhöhung um 3 DM 
oder eine entsprechende Entlastung auf der 
Kostenseite zum Ausgleich einer seit langem be-
stehenden Kostenunterdeckung gefordert werden 
müsse. 
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Bei den Beratungen der Bundesregierung ist die 

Erwägung maßgebend gewesen, eine Preiserhö-
hung zu vermeiden oder sie wenigstens auf das ge-
ringste Maß zurückzuführen, jedenfalls jede Preis-
erhöhung zu vermeiden, die Rückwirkungen auf 
das Preisgefüge in der Bundesrepublik im allge-
meinen hätte und damit insbesondere den Ver-
braucher noch in dieser Heizperiode belasten 
würde. 
Die Verwirklichung der Beschlüsse der Bundes-

regierung würde bedeuten, daß die Steinkohlen-
preise statt um 6 DM, wie in dem eben zitierten 
Antrag gefordert wird, höchstens um 2 DM je 
Tonne Absatz erhöht zu werden brauchen. Diese 
Preisanhebung wird nicht vor dem 1. April 1956 
erfolgen. Da mit dem heutigen Tag, also dem 
10. Februar 1956, die Ausgleichsumlage der Hohen 
Behörde für den belgischen Steinkohlenbergbau 
um 15 Pf gesenkt und damit der Verbraucher um 
diese 15 Pf, die er ja unmittelbar zu zahlen hat, 
entlastet wird, würde eine am 1. April dieses Jah-
res eintretende Preiserhöhung um 2 DM tatsäch-
lich nur eine Belastung des Verbrauchers um 
1,85 DM je Tonne bedeuten. 

Die Bundesregierung hat die von ihr vorgese-
henen Maßnahmen der Hohen Behörde der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl zur 
Kenntnis gebracht. Sie rechnet damit, daß die 
Hohe Behörde gegen diese Vorschläge keine Ein-
wendungen erheben wird. Die Beschlüsse der Bun-
desregierung sichern dem Untertagebergarbeiter 
die seiner schweren Arbeit entsprechende Vergün-
stigung und ermöglichen eine Sicherstellung der 
Wirtschaftlichkeit des Bergbaus. Die Bundesregie-
rung ist davon überzeugt, daß die vorgesehenen 
Maßnahmen zur Beruhigung des Lohn- und Preis-
gefüges einen wirksamen Beitrag auslösen wer-
den. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Meine Damen 
und Herren. Sie haben die Antwort der Bundes-
regierung gehört. Auf eine Beratung dieser Ant-
wort wird nach einem Übereinkommen der Frak-
tionen jetzt verzichtet. 

Der Punkt 1 b ist abgesetzt. 

Nun ist zu Punkt 1 c über den Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU zu beschließen. Hier ist Über-
weisung an den Ausschuß für Wirtschaftspolitik — 
federführend —, an den Ausschuß für Wiederaufbau 
und Wohnungswesen und den Ausschuß für Finanz-
und Steuerfragen beantragt Wer dieser Überwei-
sung zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Es ist so beschlossen. 
Nun fahren wir vereinbarungsgemäß mit der 

Tagesordnung  von  gestern fort. Aber ehe ich die 
Punkte aufrufe, die nicht debattiert werden. bringe 
ich, das Einverständnis des Hauses voraussetzend, 
zwei neue Punkte, die mit Zustimmung des Hau-
ses auf die Tagesordnung gesetzt worden sind, hier 
zur Verhandlung. 

Das erste ist der 
Antrag der Abgeordneten Unertl, Lermer, 
Dr. Dittrich, Höcherl und Genossen betref-
fend Hilfe für die Hochwassergeschädigten 
in Vilshofen (Drucksache 2091.). 

Meine Damen und Herren, der Antrag liegt 
Ihnen vor. Auf Begründung wird verzichtet; ich er-
öffne die Aussprache. — Das Wort  wird nicht ge-

wünscht; ich schließe die Aussprache. Wer diesem 
Antrag zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. —

(Abg. Dr. Menzel: Der Antrag soll an den 
Ausschuß überwiesen werden!) 

— Er soll an den Haushaltsausschuß überwiesen 
werden? Das ist mir nicht gesagt worden. 

(Abg. Ritzel: Es ist eine Finanzvorlage!) 

— Es ist eine Finanzvorlage nach § 96 der Ge-
schäftsordnung. 
Wird eine weitere Überweisung beantragt? — 

Das ist nicht der Fall. Sind die Damen und Herren 
mit der Überweisung an den Haushaltsausschuß 
einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch; es 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zu dem Punkt 
Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Förderung der deutschen 
Eierwirtschaft (Drucksache 1686); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten (26. 
Ausschuß) (Drucksache 2090). 

Auf mündliche Berichterstattung wird verzich-
tet. Ein Schriftlicher Bericht*) ist nachträglich ein-
gegangen. Ich eröffne die Beratung zu den §§ 1, 

—2, — 3, — 4, — 5, — 6, — 7, — Einleitung und 
Überschrift. — Das Wort wird nicht gewünscht; ich 
schließe die Beratung. Wer den aufgerufenen Para-
graphen, der Einleitung und der Überschrift zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das Gesetz ist in zweiter Lesung 
angenommen. 

Wir kommen zur  
dritten Beratung. 

Ich eröffne die Beratung. — Das Wort wird nicht 
gewünscht; ich schließe die Beratung. Wer dem Ge-
setz in der vorliegenden Form zustimmen will, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Ein-
stimmig angenommen. 

Damit kommen wir zu Punkt 2 der Tagesord-
nung von gestern 

Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betreffend Bildung eines Atomenergieaus-
schusses (Drucksache 1847). 

Ich frage, ob das Wort gewünscht wird. — Das 
Wort zur Begründung wird nicht gewünscht; ich 
schließe die Beratung. Wir kommen zur Abstim-
mung. Wer dem Antrag zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Der 
Antrag ist angenommen. 

(Abg. Kunze: Als 21er-Ausschuß!) 

— Als 21er-Ausschuß, das steht im Antrag, Herr 
Abgeordneter. 

Ich komme zu Punkt 3: 
Erste Beratung des von der Fraktion der DP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Aufhebung des Personalgutachteraus-
schuß-Gesetzes (Drucksache 1946). 

Wird hier auf Debatte verzichtet? — 
(Zurufe: Absetzen!) 

— Der Punkt soll abgesetzt werden; es ist so be-
schlossen. 

*) Siehe Anlage 2. 
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Ich rufe auf Punkt 4: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Vereinheitlichung und 
Änderung familienrechtlicher Vorschriften 
(Drucksache 1586); 
Erster Mündlicher Bericht des Ausschusses 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. 
Ausschuß) (Drucksache 2033). 

(Erste Beratung: 103. Sitzung.) 
Als Berichterstatter hat das Wort Herr Abgeord-

neter Dr. Weber (Koblenz). 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU), Berichterstat-
ter: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich habe die mir durch die lange 
Dauer der Debatte zu Punkt 1 der gestrigen Ta-
gesordnung geschenkte Zeit dazu benutzt, den Be-
richt schriftlich abzufassen und nehme das Einver-
ständnis des Hauses an, daß ich ihn als Anlage 
zum Protokoll überreiche*). Ich bitte Sie namens 
des Ausschusses, dem Antrag, ersichtlich aus Druck-
sache 2033, zustimmen zu wollen, den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
die Anerkennung freier Ehen rassisch und poli-
tisch Verfolgter in der aus der Zusammenstellung 
der Drucksache ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, Sie haben den Bericht gehört. Ich er-
öffne die Aussprache. — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Ich komme zur Abstimmung über den 
einzigen Artikel der Drucksache 2033 in der Vor-
lage des Ausschusses sowie über Einleitung und 
Überschrift. Wer dem zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Der 
Entwurf ist in der zweiten Beratung angenommen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung. 
Das Wort wird nicht gewünscht; ich schließe die 
Beratung. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung 
der zweiten Lesung zustimmen will, den bitte ich, 
sich vom Platz zu erheben. — Gegenprobe! — Ein-
stimmig angenommen. 

Ich komme zu Punkt 5 der Tagesordnung von 
gestern: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zu der Erklärung vom 
10. März 1955 über die Verlängerung der 
Geltungsdauer der Zollzugeständnislisten 
zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom-
men (GATT) (Drucksache 1794); 
Schriftlicher Bericht**) des Ausschusses für 
Außenhandelsfragen (23. Ausschuß) (Druck-
sache 2039). 

(Erste Beratung: 111. Sitzung.) 
Auf mündliche Berichterstattung wird verzichtet. 

Ich eröffne die Beratung der zweiten Lesung und 
rufe auf die Artikel 1, — 2, — 3, — Einleitung 
und Überschrift. Wer dem Entwurf zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — In zweiter Lesung angenommen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung. 
Auf das Wort wird verzichtet. Wer dem Gesetz

-

entwurf in dritter Lesung zustimmen will, den 

*) Siehe Anlage 3. 
**) Siehe Anlage 4.  

bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Gegen

-

probe! — Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Ich komme zu Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das Vierte Berichtigungs- 
und Änderungsprotokoll vom 7. März 1955 
zu den Anlagen des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens (GATT) und zum Wort-
laut der diesem Abkommen beigefügten 
Zollzugeständnislisten (Drucksache 1832); 
Schriftlicher Bericht*) des Ausschusses für 
Außenhandelsfragen (23. Ausschuß) (Druck-
sache 2040). 

Berichterstatter: Abgeordneter Hahn 

(Erste Beratung: 114. Sitzung.) 

Auf mündliche Berichtersattung wird verzichtet. 
Ich eröffne die Beratung. Ich rufe auf Artikel 1, 
— 2, — 3, — Einleitung und Überschrift. Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen zur Ab-
stimmung. Wer dem Gesetzentwurf zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — In zweiter Lesung angenommen. 

Ich eröffne die 

dritte Beratung. 
Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer dem Gesetzentwurf in der drit-
ten Lesung zustimmen will, den bitte ich, sich vom 
Platz zu erheben. — Gegenprobe! — Das Gesetz 
ist einstimmig angenommen. 

Ich komme zu Punkt 7: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über den Beitritt der Bundes-
republik Deutschland zu dem Brüsseler Pro-
tokoll vom 30. Juli 1936 über die Immunitä-
ten der Bank für Internationalen Zahlungs-
ausgleich (Drucksache 1795); 
Schriftlicher Bericht**) des Ausschusses für 
auswärtige Angelegenheiten (4. Ausschuß) 
(Drucksache 2041). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Lever-
kuehn. 

(Erste Beratung: 111. Sitzung.) 

Auf mündliche Berichterstattung wird verzichtet. 
Ich eröffne die Beratung zweiter Lesung zu Art. 1, 
2, 3, Einleitung und Überschrift. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Ich schließe die Beratung. Wer 
dem Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das Gesetz 
ist in zweiter Lesung angenommen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
Beratung. Wer dem Gesetzentwurf zustimmen 
will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — 
Gegenprobe! — Das Gesetz ist einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe auf Punkt 8: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das Internationale  Über- 

*  Siehe Anlage 5. 
**) Siehe Anlage 6. 
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einkommen zur Verhütung der Verschmut-
zung der See durch Öl, 1954 (Drucksache 
1990). 

Schriftlicher Bericht*) des Ausschusses für 
Verkehrswesen (30. Ausschuß) (Drucksache 
2066). 

Berichterstatter: Abgeordneter Schwann. 

(Erste Beratung: 125. Sitzung.) 

Auf mündliche Berichterstattung wird verzichtet; 
der Bericht wird auch hier zu Protokoll genommen. 
Ich eröffne die Beratung. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Ich schließe die Beratung in zweiter 
Lesung und komme zur Abstimmung. Das Haus 
ist damit einverstanden, daß alle Artikel nach der 
Vorlage des Ausschusses miteinander verbunden 
werden. Wer den Artikeln, der Einleitung und 
Überschrift zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — In zweiter Lesung 
einstimmig angenommen. 

Ich komme zur 

dritten Beratung 
und eröffne sie. Das Wort wird nicht gewünscht. 
Ich schließe die Beratung. Wer dem Gesetzentwurf 
zustimmen will, den bitte ich, sich vom Platz zu 
erheben. — Gegenprobe! — Das Gesetz ist ein

-

stimmig angenommen. 

Es ist noch über Ziffer 2 des Antrages des Aus-
schusses abzustimmen — Sie finden ihn in Druck-
sache 2066 auf Seite 2 —, die zu diesem Gesetz-
entwurf eingegangenen Petitionen durch die Be-
schlußfassung für erledigt zu erklären. Das Haus 
ist damit einverstanden? — Ich höre keinen Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 

Beratung der Achten Verordnung über Zoll-
tarifänderungen zur Durchführung des Ge-
meinsamen Marktes der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl (Druck-
sache 2027). 

Auch hier wird auf das Wort zur Einbringung 
verzichtet. Ich eröffne die Beratung. Das Wort wird 
nicht gewünscht. Beantragt ist Überweisung an den 
Ausschuß für Außenhandelsfragen. Wer dieser 
Überweisung zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Es ist so be-
schlossen. 

Punkt 10. Hier, meine Damen und Herren, bitte 
ich zu beachten, ,daß zunächst Punkt 10 a zu be-
handeln ist: 

Zweite Beratung (Rückverweisung) des Ent-
wurfs eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesversorgungs-
gesetzes (Drucksachen 1708, 1808, 1811). 
aa) Schriftlicher Bericht des Haushaltsaus

-

ausschusses (18. Ausschuß) gemäß § 96 
(neu) der Geschäftsordnung (Drucksachen 
2029, zu 2029), 

bb) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 
(29. Ausschuß) (Drucksache 1954). 

(Erste Beratung: 108. Sitzung.) 

Anträge: Umdrucke 514, 515, 516, 517, 518. 
Meine Damen und Herren, der Ältestenrat 

schlägt Ihnen vor, daß dieser Entwurf zurückver- 

*) Siehe Anlage 7.  

wiesen wird an den Ausschuß für Kriegsopfer- und 
Heimkehrerfragen — federführend — und an den 
Haushaltsausschuß, und zwar mit den Anträgen 
auf den Umdrucken 514 bis 518. Wer dieser Rück-
verweisung zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Es ist so beschlos-
sen. 

Punkt 10 b: 
Zweite Beratung (Rückverweisung) des vom 
Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Bundesversorgungs-
gesetzes (Drucksache 1003); 
Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
(18. Ausschuß) (Drucksache 1986). 

(Erste Beratung: 65. Sitzung.) 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Beratun-
gen über diesen Gegenstand auszusetzen und ihn 
später zusammen mit dem Punkt 10 a erneut zur 
Verhandlung zu stellen. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Ich höre keinen Widerspruch; es 
ist so beschlossen. 

Punkt 11: 
Beratung des interfraktionellen Antrags be-
treffend Überweisung von Anträgen an die 
Ausschüsse (Umdruck 519 [neu]). 

Auf das Wort zur Begründung wird verzichtet. 
Ich eröffne die Beratung. Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Ich schließe die Beratung. Ich komme zur 
Abstimmung. Wer dem Antrag auf Umdruck 519 
(neu) *) zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Es ist so be-
schlossen. 

Das, meine Damen und Herren, war die gestrige 
Tagesordnung. 

Ich fahre fort in der heutigen Tagesordnung. 

(Zurufe.) 

— Man hat sich darauf geeinigt, daß die Große An-
frage über die Beeinflussung der Ertragslage der 
Energieversorgungsunternehmen durch Verwen-
dung ausländischer Kohle — Punkt 2 der heutigen 
Tagesordnung — abgesetzt wird. 

Ich rufe auf Punkt 3: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Beschluß vom 8. Dezember 1954 
betreffend die Anwendung des Artikels 69 
des Vertrages vom 18. April 1951. über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (Drucksache 2043). 

Auf das Wort zur Begründung wird verzichtet. 
Ich eröffne die Beratung. Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Ich schließe die Beratung. Beantragt ist 
Überweisung an den Ausschuß für Wirtschafts-
politik — federführend — und an den Ausschuß 
für Arbeit — mitberatend —. Wer dieser Über-
weisung zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Es ist so be-
schlossen. 

Punkt 4 der Tagesordnung: 
Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Hoogen, Dr. von Buchka, Dr. Schneider 
(Lollar) und Genossen eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Ergänzung des § 13 
des Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
(Drucksache 2067). 

*) Siehe Anlage 8. 
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Auf das Wort zur Begründung wird verzichtet. 

Ich eröffne die Beratung. Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Ich schließe die Beratung. Beantragt ist 
Überweisung an den Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht — federführend — sowie an 
den Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen. 
Außerdem finde ich zu meinem Kummer hier eine 
handschriftliche Notiz: Ausschuß für Geld und 
Kredit. Ist das eigentlich im Ältestenrat verein-
bart worden? 

(Abg. Rasner: Dahin gehört es aber!) 

— Dann lasse ich hier darüber abstimmen, ob das 
Haus dieser weiteren Ausschußüberweisung zu-
stimmen will. Es ist immer dieselbe Sache. Es sind 
schon zwei Ausschüsse: der Ausschuß für Rechts-
wesen und Verfassungsrecht — federführend — 
und der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen — 
mitberatend —. Gut, das steht auf meiner Vorlage. 
Nun ist handschriftlich hinzugefügt: Ausschuß für 
Geld und Kredit. Damit bin ich nicht einverstan-
den, wenn es nicht vorher im Ältestenrat verein-
bart worden ist. 
Ich lasse also zunächst darüber abstimmen, ob 

der Gesetzentwurf an den Ausschuß für Rechts-
wesen und Verfassungsrecht — federführend — 
und den Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
— mitberatend — überwiesen werden soll. Wer 
damit einverstanden ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Diese Überwei-
sung ist beschlossen. 

Wer nun der Mitüberweisung an den Ausschuß 
für Geld und Kredit zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Meine 
Damen und Herren, nur keinen Hammelsprung 
mehr am Freitag um 13 Uhr 55! 

(Heiterkeit.) 

Aber die Abstimmung muß wiederholt werden. 
Wer der Mitüberweisung an den Ausschuß für 
Geld und Kredit zustimmen will, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Das Präsidium 
ist übereinstimmend der Meinung, daß das letztere 
die Mehrheit ist. Die Mitüberweisung ist abgelehnt. 
Meine Damen und Herren, es muß in diesem Hause 
auch etwas für die Geschäftsordnung getan werden! 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Mommer: Sehr gut!) 

Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Varelmann, Eckstein, Schmücker, Dr. Krone 
und Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundesvertriebenengesetzes (Drucksache 
2042). 

(Zurufe von der Mitte: Ist zurückgezogen!) 

— Ist zurückgezogen! Entschuldigen Sie, hier ver-
sagte mein Fahrplan. 

Punkt 6 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Varelmann, Krammig, Winkelheide und Ge

-

nossen eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Regelung von Heuerlingsverhältnis-
sen (Drucksache 2049). 

Auf die mündliche Einbringung wird verzichtet. 1 
 Ich eröffne die Beratung. — Das Wort wird nicht 

gewünscht. Ich schließe die Beratung. Beantragt ist 
Überweisung an den Ausschuß für Arbeit — feder-
führend — und an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — mitberatend — 

(Abg. Dr. Glasmeyer: Umgekehrt! — 
Widerspruch in der Mitte.) 

— Herr Abgeordneter Dr. Glasmeyer, Sie möch-
ten lieber, daß der Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten federführend ist? 

(Abg. Dr. Glasmeyer: Das hat unsere 
Fraktion beschlossen! — Gegenrufe.) 

— Herr Abgeordneter, Fraktionsbeschlüsse gelten 
hier natürlich nicht, 

(Heiterkeit) 

sondern dem Haus wird nur vorgetragen, was im 
Ältestenrat vereinbart ist; 

(Zustimmung) 

alles andere muß beantragt werden. 

(Abg. Dr. Glasmeyer: Ich beantrage: Aus

-

schuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend!) 

Sie haben den Antrag gehört, meine Damen und 
Herren. Ich werde darüber zunächst abstimmen 
lassen. Wer dem Antrag des Abgeordneten Dr. 
Glasmeyer, federführend an den Ausschuß für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten und nicht 
federführend an den Ausschuß für Arbeit zu über-
weisen, zustimmen will, bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Meine Damen und Her-
ren, auch das Präsidium besteht aus irrenden Men-
schen, aber es ist gemeinsam der Überzeugung, daß 
das letzte die Mehrheit ist. Infolgedessen ist der 
Antrag Dr. Glasmeyers abgelehnt. Ich darf unter-
stellen, daß damit die Überweisung an den Aus-
schuß für Arbeit — federführend — und an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten — mitberatend — beschlossen ist. Ich höre 
keinen Widerspruch. 

Punkt 7 der Tagesordnung: 
Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (26. Ausschuß) über den Antrag der 
Fraktion der DP betreffend Grünlandwirt-
schaft im norddeutschen Küstengebiet (Druck-
sachen 2064, 2004). 
Berichterstatter: Abgeordneter Seither. 

Auch hier wird erfreulicherweise auf den münd-
lichen Bericht verzichtet. Ein Schriftlicher Bericht*) 
wird nachgereicht. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Der Antrag ist angenommen. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir am 
Ende auch der heutigen Tagesordnung. Ich berufe 
die nächste, die 130. Sitzung des Deutschen Bun-
destages ein auf Donnerstag, den 23. Februar 1956, 
9 Uhr. Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13 Uhr 59 Minuten.) 

*) Siehe Anlage 9. 
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Anlage 1 
Liste 

der beurlaubten Abgeordneten 
Abgeordnete 	beurlaubt bis einschließlich 

Lulay 7. 4. 
Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein 1. 4. 
Dr. Kopf 31. 3. 
Ladebeck 10. 3. 
Dr. Orth 10. 3. 
Dr. von Merkatz 10. 3. 
Böhm (Düsseldorf) 3. 3. 
Graaff (Elie) 3. 3. 
Dr. Hammer 3. 3. 
Mensing 1. 3. 
Meitmann 29. 2. 
Peters 29. 2. 
Dr. Starke 28. 2. 
Dr. Eckardt 25. 2. 
Glüsing 25. 2. 
Krammig 25. 2. 
Mellies 25. 2. 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 25. 2. 
Schmidt (Hamburg) 25. 2. 
Srock 25. 2. 
Gleisner (Unna) 18. 2. 
Odenthal 18. 2. 
Hörauf 13. 2. 
Dr. Arndt 11. 2. 
Bauer (Wasserburg) 11. 2. 
Eberhard 11. 2. 
Kriedemann 11. 2. 
Dr. Lenz (Godesberg) 11. 2. 
Dr. Maier (Stuttgart) 11. 2. 
Pelster 11. 2. 
Siebel 11. 2. 
Dr. Bartram 10. 2. 
Frau Beyer (Frankfurt) 10. 2. 
Fürst von Bismarck 10. 2. 
Dr. Blank (Oberhausen) 10. 2. 
Dr. Bucerius 10. 2. 
Demmelmeier 10. 2. 
Dr.-Ing. Drechsel 10. 2. 
Erler 10. 2. 
Even 10. 2. 
Frühwald 10. 2. 
Dr. Furler 10. 2. 
Dr. Gleissner (München) 10. 2. 
Gockeln 10. 2. 
Günther 10. 2. 
Häussler 10. 2. 
Hahn 10. 2. 
Hansen (Köln) 10. 2. 
Held 10. 2. 
Dr. Hellwig 10. 2. 
Hilbert 10. 2. 
Huth 10. 2. 
Kemper (Trier) 10. 2. 
Könen (Düsseldorf) 10. 2. 
Kühn (Bonn) 10. 2. 
Leibing 10. 2. 
Lemmer 10. 2. 
Dr. Leverkuehn 10. 2. 
Majonica 10. 2. 
Dr. Miessner 10. 2. 
Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) 10. 2. 
Müller-Hermann 10. 2. 
Naegel 10. 2. 
Rademacher 10. 2. 
Raestrup 10. 2. 
Richter 10. 2. 
Rümmele 10. 2. 

Abgeordnete 	beurlaubt bis einschließlich 

Scheel 10. 2. 
Dr. Schellenberg 10. 2. 
Dr. Schild (Düsseldorf) 10. 2. 
Schneider (Hamburg) 10. 2. 
Dr. Schöne 10. 2. 
Schrader 10. 2. 
Frau Dr. Schwarzhaupt 10. 2. 
Dr. Siemer 10. 2. 
Graf von Spreti 10. 2. 
Frau Dr. Steinbiß 10. 2. 
Dr. Will 10. 2. 
Wittenburg 10. 2. 
Ziegler 10. 2. 

Anlage 2 	 . Zu Drucksache 2090 
(Vgl. S. 6736 C) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (26. Ausschuß) über den von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Förderung der deutschen Eierwirt-
schaft (Drucksache 1686). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Siemer. 
Bereits im März 1955 befaßte sich der Ernäh-

rungsausschuß im Zusammenhang mit der Bera-
tung der Drucksache 910 betreffend den Eierzoll 
mit der schwierigen Lage der deutschen Hühner-
halter und beauftragte das Bundesernährungs 
ministerium, einen Plan auszuarbeiten, der eine 
Prämie je abgeliefertes Ei vorsehen sollte. 

Die Fraktion der SPD hat nun im September 
1955, nachdem vom Bundesernährungsministerium 
keine Vorschläge kamen, den Entwurf eines Ge-
setzes zur Förderung der deutschen Eierwirtschaft 
—  Drucksache 1686 - eingebracht. Bei den nun 
anschließenden Beratungen im Ernäihrungsaus-
schuß waren sich die Vertreter aller Parteien 
einig, daß die deutschen Hühnerhalter infolge des 
Futtergetreidepreises dem ausländischen Eier-
erzeuger gegenüber derart benachteiligt und da-
durch nicht konkurrenzfähig sind, so daß hier 
durch Zahlung von Ausgleichsbeträgen geholfen 
werden müßte. So sind z. B. die Futterkosten je 
Huhn im Jahr in der Bundesrepublik um 4 DM = 
25 % höher als in Holland, je Ei, z. B. bei einer 
Legeleistung von 150 Eiern im Jahr, um 2,8 Pf 
höher als in Holland. Zu erwähnen wäre noch, daß 
von der Zahl der in den landwirtschaftlichen Be-
trieben gehaltenen Hühnern über 80 % auf Be-
triebe unter 20 ha entfallen. Der Schwerpunkt der 

Eiererzeugung liegt also eindeutig im kleinbäuer-
lichen Betrieb. 
Das Ihnen vorliegende Gesetz ist sehr kurz und 

einfach gegliedert: 

§ 1 legt fest, für welche Eier Ausgleichsbeträge 
gewährt werden sollen. 
Nach § 2 soll der Bundesminister für Ernäh-

rung, Landwirtschaft und Forsten im Einverneh-
men mit dem Bundesminister der Finanzen die 
Höhe des Ausgleichsbetrags für mindestens drei 
Monate im voraus bestimmen. 

§ 3 beinhaltet, von wem der Antrag auf Ge-
währung des Ausgleiches gestellt werden kann. 

§ 4 ermächtigt den Bundesminister zu verschie-
denen notwendigen Rechtsverordnungen. 
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§ 5 regelt Aufsicht, Durchführung und Aus-

kunftspflicht. 

Im § 6 finden wir den üblichen Berlin-Para-
graphen. 
Das Gesetz selbst soll am 1. März 1956 in Kraft 

treten. 

Der mitbeteiligte Haushaltsausschuß hat gegen 
§ 1 des Gesetzes keine Bedenken erhoben und hat 
festgestellt, daß die für das Rechnungsjahr 1955 
noch erforderlichen Mittel im Gesamthaushalts-
plan aufgebracht und durch Einsparung, besonders 
im Etat des BML, gedeckt werden können. 

Für das Haushaltsjahr 1956 sieht der Haushalts-
ausschuß die Möglichkeit, die erforderlichen Mittel 
im Rahmen der Etatberatungen bereitzustellen. Es 
war ferner der Wunsch des Haushaltsausschusses, 
daß sichergestellt werden sollte, daß nicht miß-
bräuchlicherweise auch für Auslandseier Aus-
gleichsbeträge angefordert werden können. Der 
Haushaltsausschuß bat die Bundesregierung, ihm 
eine Übersicht zu geben, ob und welche Verwal-
tungs mehr kosten sich aus der Durchführung des 
Gesetzes ergeben. 
Der ebenfalls mitbeteiligte Wirtschaftspolitische 

Ausschuß stellte zwar fest, daß der vorliegende 
Gesetzentwurf im Rahmen der sozialen Markt-
wirtschaft ein Fremdkörper sei, erkannte aber an, 
daß es dem Hühnerhalter unmöglich sei, sich mit 
Futtergetreide zu Weltmarktpreisen einzudecken, 
und daß der Hühnerhalter hierdurch in eine 
schlechte Konkurrenzlage gegenüber dem aus-
ländischen Eiererzeuger gebracht werde. Der Aus-
schuß stimmte daher den erforderlichen Maßnah-
men zum Ausgleich dieses Nachteils zu und erhob 
aus dieser Erwägung heraus gegen das Gesetz 
keine Einwendungen. Er schlug ferner vor, dem 
BML aufzugeben, jährlich über den Erfolg der 
Maßnahmen des Gesetzes zu berichten. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten bitte ich, dem Gesetz, das 
besonders den kleinbäuerlichen Betrieben zugute 
kommen wird, die Zustimmung zu geben. 

Bonn, den 10. Februar 1956 
Dr. Siemer 

Berichterstatter 

Anlage 3 	 zu Drucksache 2033 
(Vgl. S. 6737 A) 

Erster Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungs-
recht (16. Ausschuß) über den Entwurf eines Ge-
setzes zur Vereinheitlichung und Änderung fami-
lienrechtlicher Vorschriften (Drucksache 1536). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Weber (Koblenz) 
Das Gesetz über die Anerkennung freier Ehen 

rassisch und politisch Verfolgter vom 23. Juni 1950 
bezweckte eine Art Wiedergutmachung in den 
familienrechtlichen Verhältnissen der Personen, 
denen aus rassischen Gründen die standesamtliche 
Eheschließung unmöglich gemacht worden war, die 
aber den Entschluß, eine dauernde Verbindung ein-
zugehen, durch Erwirkung einer kirchlichen Trau-
ung, durch Erklärung vor den Angehörigen oder 
auf andere Weise ernstlich bekundet hatten. Die 
gleiche Wohltat sollte politisch Verfolgten zugute 
kommen können, die wegen der Verfolgung unter 
falschem Namen, verborgen oder in sonstiger Weise 

außerhalb der bürgerlichen Ordnung lebten und 
dadurch an der standesamtlichen Eheschließung 
gehindert waren und nur eine außergesetzliche 
Verbindung eingehen konnten. 

Durch Anordnung der zuständigen Landesjustiz-
verwaltung konnte der Verbindung die Rechts-
wirkung einer gesetzlichen Ehe zuerkannt und da-
bei festgestellt werden, welcher Tag als Tag der 
Eheschließung zu gelten habe, bzw. bestimmt wer-
den, daß die Wirkungen einer inzwischen nachge-
holten Eheschließung schon von einem früheren 
Zeitpunkt an als eingetreten gelten sollten. Die An-
ordnung erging nur auf Antrag. Nach § 2 Abs. 3 
des Gesetzes mußte der Antrag binnen eines Jah-
res nach dem Inkrafttreten des Gesetzes gestellt 
werden. Diese Frist ist seit dem 10. Juli 1951 ab-
gelaufen. Die Frist ist eine Ausschlußfrist. Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand ist auch im Falle 
schuldloser Fristversäumnis nicht vorgesehen. Nur 
Abwesende, insbesondere Kriegsgefangene, kön-
nen den Antrag noch binnen eines Jahres nach 
ihrer Rückkehr stellen. In einer ganzen Anzahl von 
Fällen haben rassisch und politisch Verfolgte, ins-
besondere solche, die im Ausland leben, von der 
durch das Gesetz gebotenen Möglichkeit nicht 
rechtzeitig Kenntnis erhalten und daher den An-
trag nicht rechtzeitig stellen können. Sowohl Be-
hörden wie auch Verbände der rassisch oder poli-
tisch Verfolgten haben daher angeregt, die An-
tragsfrist wieder zu eröffnen. Diesem Wunsche 
glaubte sich die Bundesregierung nicht verschließen 
zu sollen, zumal auch in einer Reihe anderer Wie-
dergutmachungsgesetze die Antragsfristen neuer-
öffnet oder verlängert wurden bzw. werden sollen. 
Der Entwurf eines Gesetzes zur Vereinheit-

lichung und Änderung familienrechtlicher Vor-
schriften — Drucksache 1586 — sieht dement-
sprechend in Artikel 7 diese Möglichkeit vor. Der 
Bundesrat hat beim ersten Durchgang zu dieser 
Bestimmung dahingehend Stellung genommen, daß 
die in Artikel 7 vorgesehene Regelung vorweg 
durch besonderes Gesetz getroffen werden sollte. 
Die Bundesregierung hat dem zugestimmt. 
Der Rechtsausschuß, an den der Bundestag den 

vorerwähnten Gesetzentwurf nach 1. Lesung in der 
103. Sitzung am 29. September 1955 verwiesen hat, 
erkannte die Berechtigung der vom Bundesrat ge-
gebenen Anregung an und behandelte deshalb den 
Art. 7 des Gesetzentwurfs in seiner Sitzung vom 
14. Januar 1956 vorweg. Er beschloß, dieses Pro-
blem der Wiedereröffnung der Antragsfrist, das 
mit den übrigen Bestimmungen des Gesetzent-
wurfs sowieso nur in einem lockeren Zusammen-
hang steht, im voraus in einem besonderen Gesetz 
zu behandeln, und legt mit der Drucksache 2033 das 
Ergebnis seiner Beratung in dem „Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die An-
erkennung freier Ehen rassisch und politisch Ver-
folgter" vor. 
Es bestand völlige Einigkeit darüber, daß die 

Wiedereröffnung der abgelaufenen Antragsfrist 
erfolgen sollte. Es wurde lediglich erörtert, ob 
überhaupt eine Frist vorgesehen werden soll und 
gegebenenfalls, wie lang diese zu bemessen sei. Zur 
ersten Frage wurde darauf hingewiesen, daß eine 
Frist notwendig sei, um alsbald eine endgültige 
Klärung der familienrechtlichen Verhältnisse her-
beizuführen, z. B. hinsichtlich der Frage, ob die 
aus einer solchen freien Ehe hervorgegangenen 
Kinder ehelich oder unehelich seien. Dafür sollte 
aber die neu eröffnete Frist ausreichend bemessen 
werden, und man  beschloß deshalb, sie bis zum 
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31. Dezember 1957 zu erstrecken. Nach dem Gesetz-
entwurf können abgelehnte Anträge erneut ge-
stellt werden. Um sicherzustellen, daß auch An-
tragsteller, deren Antrag bereits abgelehnt ist, von 
der Wiedereröffnung der Frist Kenntnis erhalten, 
ist den mit der Ausführung des Gesetzes betrau-
ten Behörden die Pflicht auferlegt, die im Gesetz 
geschaffene Möglichkeit den Antragstellern von 
Amts wegen bekanntzumachen, damit diese die 
Anträge erneut stellen können. Dabei wurde auch 
die Frage erörtert, ob nicht solche verspätet ge-
stellte Anträge ohne weiteres erneut in Behand-
lung genommen werden sollen. Die Mehrheit des 
Ausschusses war jedoch der Meinung, daß im Hin-
blick auf die Länge der inzwischen vergangenen 
Zeit grundsätzlich eine Anfrage bei den Antrag-
stellern erfolgen sollte, weil durchaus die Möglich-
keit bestehe, daß sich die Verhältnisse inzwischen 
geändert hätten und im Hinblick darauf der An-
trag nicht mehr aufrecht erhalten werde bzw. neu 
gestellt werde. Auch bei noch anhängigen, ver-
spätet eingereichten, aber noch nicht beschiedenen 
Fällen dürfte es sich deshalb empfehlen, bei den 
Antragstellern vor Entscheidung anzufragen, ob 
der Antrag aufrechterhalten wird. Das Gesetz hat 
keine Berlinklausel, da das Land Berlin das Gesetz 
vom 23. Juni 1950 nicht übernommen hat. Dazu 
wurde mitgeteilt, daß in Berlin eine Sonderrege-
lung bestehe. 
Bonn, den 10. Februar 1956 

Dr. Weber (Koblenz) 
Berichterstatter 

Anlage 4 	 Drucksache 2039 
(Vgl. S. 6737 B) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Außenhandelsfragen (23. Aus-
schuß) über den Entwurf eines Gesetzes zu der 
Erklärung vom 10. März 1955 über die Verlänge-
rung der Geltungsdauer der Zollzugeständnislisten 
zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT) (Drucksache 1794). 
Berichterstatter: Abgeordneter Hahn 

Der Ausschuß für Außenhandelsfragen hat sich 
in seiner Sitzung vom 19. Januar 1956 mit dem 
Entwurf eines Gesetzes zu der Erklärung vom 
10. März 1955 über die Verlängerung der Gel-
tungsdauer der Zollzugeständnislisten zum All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT) 
— Drucksache 1794 — befaßt; er hat sich der Be-
gründung der Bundesregierung angeschlossen und 
einstimmig dem Gesetzentwurf zugestimmt. 

Bonn, den 19. Januar 1956 

Hahn 
Berichterstatter 

Anlage 5 	 Drucksache 2040 
(Vgl. S. 6737 C) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Außenhandelsfragen (23. Aus-
schuß) über den Entwurf eines Gesetzes über das 
Vierte Berichtigungs- und Änderungsprotokoll vom 
7. März 1955 zu den Anlagen des Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommens (GATT) und zum Wort-
laut der diesem Abkommen beigefügten Zollzuge-
ständnislisten (Drucksache 1832). 
Berichterstatter: Abgeordneter Hahn 

Der Ausschuß für Außenhandelsfragen hat sich 
in seiner Sitzung vom 19. Januar 1956 mit dem 
Entwurf eines Gesetzes über das Vierte Berichti-
gungs- und Änderungsprotokoll vom 7. März 1955 
zu den Anlagen des Allgemeinen Zoll- und Han-
delsabkommens (GATT) und zum Wortlaut der 
diesem Abkommen beigefügten Zollzugeständnis

-

listen — Drucksache 1832 — befaßt; er hat sich der 
Begründung der Bundesregierung angeschlossen 
und einstimmig dem Gesetzentwurf zugestimmt. 

Bonn, den 19. Januar 1956 
Hahn 

Berichterstatter 

Anlage 6 	 Drucksache 2041 
(Vgl. S. 6737 D) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(4. Ausschuß) über den Entwurf eines Gesetzes 
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zu dem Brüsseler Protokoll vom 30. Juli 1936 über 
die Immunitäten der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich (Drucksache 1795). 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Leverkuehn 

Die Gesetzesvorlage der Bundesregierung be-
zweckt die Nachholung der Zustimmung zu einem 
internationalen Abkommen, dem die vor 1945 am-
tierende Regierung nicht beitreten wollte, weil es 
in seinem Ursprung auf den Young-Plan zurück-
geht. Die Bank für Internationalen Zahlungsaus-
gleich in Basel wurde 1930 zur Erledigung gewisser 
Funktionen, die sich aus dem Haager Abkommen 
zum Young-Plan ergaben, gegründet. Sie hat sich 
im Laufe der Entwicklung von diesem Ursprung 
erheblich entfernt und ist heute ein unentbehrliches 
Instrument des internationalen Zahlungsverkehrs. 
Als eine Bank der Notenbanken ist sie von be-
sonderer Bedeutung, ferner ist sie mit der Ge-
schäftsführung der Europäischen Zahlungsunion 
beauftragt und übt damit die Funktion einer inter

-

europäischen Clearing-Bank aus. 

Es ist daher zweckmäßig, wenn nicht sogar not-
wendig, daß die Bundesrepublik dem in dem Gesetz 
genannten Brüsseler Protokoll nunmehr baldigst 
beitritt und damit der Bank die Immunitäten 
gewährt, auf die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
Anspruch hat. 

Bonn, den 19. Januar 1956 
Dr. Leverkuehn 
Berichterstatter 

Anlage 7 	 Drucksache 2066 
(Vgl. S. 6738 A) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Verkehrswesen (30. Ausschuß) 
über den Entwurf eines Gesetzes über das Inter-
nationale Übereinkommen zur Verhütung der Ver-
schmutzung der See durch t$1,1954 (Drucksache 1990). 
Berichterstatter: Abgeordneter Schwann 

I. Allgemeines 
In der 125. Plenarsitzung des Deutschen Bundes-

tages am 20. Januar 1956 wurde der Entwurf eines 
Gesetzes über das Internationale Übereinkommen 
zur Verhütung der Verschmutzung der See durch 
Öl, 1954 — Drucksache 1990 — an den Ausschuß 
für Verkehrswesen überwiesen. 
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(Schwann) 
Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf im ersten 

Durchgang zugestimmt. Der Rechtsausschuß und 
der Ausschuß für Verkehr und Post des Bundes-
rates haben zu Artikel 2 und 4 Anregungen ge-
geben, die im wesentlichen der Klarstellung 
dienen. 
Der Ausschuß für Verkehrswesen hat in seiner 

73. Sitzung am 1. Februar 1956 den Gesetzentwurf 
beraten und sich den Empfehlungen der Ausschüsse 
des Bundesrates angeschlossen. 

II. Im einzelnen 

Das Übereinkommen ist ein Kompromiß zwischen 
den Nationen, deren Küsten und Küstenmeere 
wegen der Ungunst der Meeresströmungen und 
der Lage der Schiffahrtswege stark unter der Öl-
pest zu leiden haben, und anderen Staaten, die bis-
her davon verschont geblieben sind. Die einen ziel-
ten in London auf ein völliges Verbot des Ablas

-sens von Öl und ölhaltigen Gemischen in die Meere 
ab; die anderen glaubten, daß eine so starke Be-
schränkung der Schiffahrt nicht erforderlich sei. 
Der Mittelweg, auf den sie sich einigen konnten, 
soll folgende Regelung bringen: 
1. Sofort nach Inkrafttreten des Übereinkommens 
soll es Tankern verboten sein, innerhalb be-
stimmter Zonen Öl oder ölhaltige Gemische ab-
zulassen. Diese Zonen betragen im allgemeinen 
50 Seemeilen von Land aus; in der Nordsee er-
strecken sie sich bis zu einer Landentfernung 
von 100 Seemeilen (Artikel III Abs. 1 des Inter-
nationalen Übereinkommens). 

2. Ein Jahr nach dem Inkrafttreten müssen alle 
Seeschiffe der Vertragsstaaten entweder mit 
Ölwasserseparatoren oder mit solchen Einrich-
tungen ausgerüstet sein, die das Eindringen von 
Heizöl oder schwerem Dieselöl in die Bilgen 
verhindern (Artikel VII). 

3. Drei Jahre nach dem Inkrafttreten soll es auch 
für andere Schiffe als Tanker verboten sein, in-
nerhalb von Seegebieten, die den Zonen für 
Tanker in ungefähr entsprechen, ölhaltiges 
Ballastwasser und Tankwaschwasser abzulassen 
(Artikel III Abs. 2). 

4. Von dem gleichen Zeitpunkt ab sollen in den 
Haupthäfen der vertragsschließenden Staaten 
Anlagen vorhanden sein, die es allen Schiffen 

— mit Ausnahme der Tanker — ermöglichen, 
separierte Rückstände des ölhaltigen Ballast-
und Tankwaschwassers abzugeben (Artikel VIII). 

Die deutschen Küsten werden nach dem Inkraft-
treten aller Bestimmungen des Übereinkommens 
voraussichtlich von der Ölpest verschont bleiben; 
denn der freie Raum, den die Verbotszonen in der 
Nordsee lassen, liegt außerhalb der Schiffahrts-
wege, und der freie Raum in der Ostsee liegt so 
weit ostwärts Bornholms, daß von ihm aus keine 
Gefahr droht. Gegen Ölverschmutzungen, die bei 
Unfällen auf See entstehen, kann das Überein

-

kommen naturgemäß keinen Schutz bringen. Hier 
werden Verwaltung und Wissenschaft sich weiter 
um die Entwicklung von Verfahren bemühen, 
welche die schädlichen Wirkungen ausgelaufenen 

Öls ausschalten oder wenigstens vermindern. 

Artikel 1 des Gesetzentwurfs enthält die übliche 
Ratifizierungsklausel. 

Artikel 2 dehnt die Vorschriften des Überein-
kommens auch auf Seeschiffe des öffentlichen Dien-

stes aus, jedoch mit der Ausnahme der Kriegs-
schiffe. Für diese sollen die notwendigen Vorschrif-
ten im Verwaltungsweg erlassen werden. 
Der Rechtsausschuß des Bundesrates hat empfoh-

len, außer den öffentlich-rechtlichen Körperschaf-
ten und Anstalten auch die Stiftungen zu erwäh-
nen und die Worte „des Grundgesetzes" durch 
„dieses Gesetzes" zu ersetzen. 

Die Bundesregierung und der Ausschuß für Ver-
kehrswesen des Deutschen Bundestages haben sich 
dieser Empfehlung, die der Klarstellung dient, an-
geschlossen. 

Artikel 3 enthält Ermächtigungen, die ein dop-
peltes Ziel verfolgen. Einerseits sollen sie dazu die-
nen, dort, wo das Übereinkommen nur Rahmen-
vorschriften gibt, diesen Rahmen mit Durchfüh-
rungsverordnungen auszufüllen. Andererseits sol-
len sie es ermöglichen, Änderungen des Überein-
kommens, die auf Grund des Artikels XVI Abs. 1 
und 2 oder des Anhangs A Nr. 3 völkerrechtlich zu-
stande gekommen sind, auf einigen engbegrenzten 
Gebieten durch Rechtsverordnungen in das natio-
nale Recht zu transformieren. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat  es  für sach-
dienlich gehalten, in Nr. 3 die Ermächtigung zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen auf den „Wirkungs-
grad von Ölwasserseparatoren" zu beschränken. 

Artikel 4 enthält die nach Artikel 89 Abs. 2 Satz 2 
des Grundgesetzes bei neuen Aufgaben auf dem 
Gebiet der Seeschiffahrt erforderliche Aufgaben-
teilung zwischen Bund und Ländern. 

Der Ausschuß für Verkehr und Post des Bundes-
rates hat empfohlen, diese Bestimmung durch fol-
genden zweiten Satz zu ergänzen: „Die Aufgabe 
nach Nr. 2 wird der See-Berufsgenossenschaft in 
Hamburg übertragen." 

Die Bundesregierung und der Ausschuß für Ver-
kehrswesen des Deutschen Bundestages haben sich 
zur Vermeidung verfassungsrechtlicher Zweifel der 
Empfehlung des Bundesrates angeschlossen. 

Artikel 5 ist im Hinblick auf Artikel 19 Abs. 1 
des Grundgesetzes erforderlich, weil möglicher-
weise Schiffsräume, die zur Prüfung der Öltage-
bücher betreten werden müssen, als Wohnräume im 
Sinn des Artikels 13 des Grundgesetzes angesehen 
werden könnten. 

Artikel 6 enthält die erforderlichen Strafbestim-
mungen, um die Vorschriften des Übereinkommens 
durchzusetzen. 

Artikel 7 enthält die Berlin-Klausel und 
Artikel 8 die Bestimmungen über das Inkrafttre-

ten des Gesetzes. 

Bonn, den 1. Februar 1956 
Schwann 

Berichterstatter 

Anlage 8 	 Umdruck 519 (neu) 
(Vgl. S. 6738 C) 

Interfraktioneller Antrag betreffend Überwei-
sung von Anträgen an die Ausschüsse 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Die folgenden Anträge werden gemäß § 99 
Abs. 1 GO ohne Beratung an die zuständigen Aus-
schüsse überwiesen: 
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1. Antrag der Abgeordneten Huth, Dr. Hesberg, 
Dr. Will, Dr. Schild (Düsseldorf) und Genossen 
betreffend Kredite zur Instandsetzung des Alt-
wohnungsbestandes (Drucksache 2036) 

an den Haushaltsausschuß (federführend), 

an  den Ausschuß für Wiederaufbau und Woh-
nungswesen; 

2. Antrag der Abgeordneten Kemmer (Bamberg), 
Schütz, Reitzner, Dr. Czermak, Dr. Strosche, 
Dr.-Ing. Seebohm und Genossen betreffend 
Zuschuß für die Bamberger Symphoniker eV 
(frühere Prager Philharmonie) (Drucksache 2060) 

an den Haushaltsausschuß (federführend), 

an den Ausschuß für Kulturpolitik; 

3. Antrag der Fraktion der SPD betreffend Neu-
fassung der siedlungsrechtlichen Begriffsbestim-
mungen und Vereinfachung der Siedlungsfinan-
zierung (Drucksache 2053) 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten. 

Bonn, den 7. Februar 1956 

Dr. Krone und Fraktion 

Ollenhauer und Fraktion 

Dr. Dehler und Fraktion 

Dr. Mocker und Fraktion 

Dr. Brühler und Fraktion 

Anlage 9 	 zu Drucksache 2064 
(Vgl. S. 6739 D) 

Schriftlicher Bericht 	 1  
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (26. Ausschuß) über den Antrag der 
Fraktion der DP betreffend Grünlandwirtschaft im 
norddeutschen Küstengebiet (Drucksache 2004). 
Berichterstatter: Abgeordneter Seither 
Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten hat sich bei Beratung des Antrages 
der Fraktion der Deutschen Partei mit der schwie-
rigen Lage der Grünlandwirtschaften im nord-
deutschen Küstengebiet befaßt und hat dabei vom 
zuständigen Bundesernährungsministerium erfah

-

ren, daß die in  den  Ziffern 1 bis 4 des Antrages 
angesprochenen Fragen im Grünen Bericht der 
Bundesregierung behandelt würden und daß die 
Bundesregierung entsprechende Vorschläge dazu 
machen werde. Der Ausschuß beschloß daher, den 
Antrag unter Streichung der Ziffer 5 der Bundes-
regierung zur Auswertung für den Grünen Bericht 
als Material zu übergeben. 
Zu Ziffer 2 des Antrages war der mitbeteiligte 

Lastenausgleichsausschuß der Ansicht, daß aus 
grundsätzlichen Erwägungen eine generelle Stun-
dung der Lastenausgleichsabgaben nicht möglich 
ist. 

Der ebenfalls mitbeteiligte Haushaltsausschuß 
und der Ausschuß für Geld und Kredit haben sich 
dem Vorschlag des federführenden Ernährungs-
ausschusses angeschlossen, den Antrag der Bun-
desregierung als Material zu übergeben. 

Bonn, den 10. Februar 1956 

Seither 
Berichterstatter 
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Nachtrag 
zum Stenographischen Bericht der 129. Sitzung 

Schriftliche Stellungnahmen 

der Abgeordneten Bock und Dr. Baa de  zur 
zweiten und dritten Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über das Internationale Übereinkommen 
zur Verhütung der Verschmutzung der See durch 
Öl, 1954 (Vgl. S. 6737 D): 

Bock (CDU): Das internationale Übereinkommen, 
dem zuzustimmen die Bundesregierung den Bun-
destag ersucht, ist ein ganz besonderes Überein-
kommen, handelt es doch nicht von politischen 
oder wirtschaftlichen Interessen, wie sonst bei fast 
allen internationalen Verträgen. Es ist ein Über-
einkommen, das nur aus humanitärer Gesinnung 
entstanden ist. Es soll in einem wichtigen Punkt 
Wunden, die die fortschreitende Zivilisation ver-
ursacht hat, nach Möglichkeit für die Zukunft ver-
hindern; diese Zivilisation, die uns nicht nur das 
Auto und das Flugzeug, sondern auch die Atom-
bombe gebracht hat. Zu diesen Opfern der Zivili-
sation gehören auch Millionen von Seevögeln, die 
alljährlich der Ö lpest zum Opfer fallen. Nur einige 
kurze Angaben über solches Vogelsterben an den 
deutschen Küsten in den letzten Jahren: 

Februar/März 1953 bei Travemünde, 
Januar/März 1953 zirka 10 000 Seevögel in der 
Urwachter Bucht bei Kiel, 

Juli 1953 in der Willter und Kremper Marsch, 
Juli und September 1954 auf der Weser, 
August 1955 auf Borkum, 
Oktober 1955 an der ostfriesischen Küste, 
November 1955 im Bereich von Fehmarn und 
Heiligenhafen, 

Januar 1956 an der Ostküste von Fehmarn. 

Ganz besonders schwere Verluste erlitt die 
Vogelwelt, als das dänische Tankschiff „Gerd 
Maersh" im Jahre 1955 vor der Elbe auf einer 
Sandbank strandete und, um wieder freizukom-
men, einen Teil seiner Ölladung in die See pum-
pen mußte. Damals sind nach Feststellung der 
Zentralstelle für den Seevogelschutz am Strande 
der deutschen Nordseeinseln 2270 tote Vögel ge-
zählt worden. Die Zentralstelle für Seevogelschutz 
glaubt, daß man die Zahl der gezählten Opfer mit 
100 multiplizieren muß, um die Gesamtverluste 
dieses Falles zu erhalten. Das bedeutet, daß die-
ser einen Havarie rund eine Viertelmillion See-
vögel zum Opfer gefallen sind. Solche Unfälle 
lassen sich natürlich auch in Zukunft nicht ver-
meiden. Was aber zu vermeiden ist, muß ver-
mieden werden. Es sind nicht allein die uns be-
kannten Schäden an der Tierwelt, wir wissen noch 
gar nicht, welche Folgen bei einer fortschreitenden 
Verschmutzung durch Öl für die gesamte Fauna 
und Flora- des Meeres entstehen können. Aber  

nicht nur das Leben der Seevögel, auch die Ge-
sundheit und Erholung der Menschen ist durch 
die Ölverschmutzung gefährdet. Schon jetzt leidet 
der erholungsuchende Kurgast der Seebäder unter 
der Ölverschmutzung des Wassers und des Stran-
des. Die Beseitigung der Ölschäden kostet allein 
für die Insel Sylt jährlich rund 360 000 DM. Die 
im Übereinkommen vorgesehenen Verbotszonen 
sind nur ein Anfang. Aber dieser Anfang muß ge-
macht werden. 

32 Nationen haben an diesem Übereinkommen 
mitgewirkt. Ich zweifle nicht, daß der Deutsche 
Bundestag diesem Gesetz zustimmen wird. 

Dr. Baade (SPD): Seit 33 Jahren verhandeln die 
Großmächte der Welt über ein Internationales 
Übereinkommen zur Verhütung der Verschmut-
zung der See durch Öl. Drei Jahrzehnte lang waren 
diese Verhandlungen erfolglos. Solange nur die 
wirtschaftlichen Interessen der Menschen zur Dis-
kussion standen, schleppten sich diese Verhand-
lungen hin, und sie hätten sich vielleicht noch 
weitere Jahrzehnte hingeschleppt, wenn nicht die 
Herzen der Menschen angesprochen worden wären. 
Da plötzlich kamen die Verhandlungen in einen 
rascheren Fluß und führten zu dem Vertrag, des-
sen Ratifikation wir heute beschließen wollen. 
Daß die Herz en  der Menschen in der Poli

-

tik mitsprechen, ist ein seltener Fall. Er darf uns 
zuversichtlich stimmen in einer Zeit, in der wir 
uns oft fragen müssen, ob die Atomzeit-Menschen 
nicht völlig verstockt und ihre Herzen nicht ganz 
verhärtet sind. Ich möchte Ihnen daher den mensch-
lichen Hintergrund des Zustandekommens dieses 
internationalen Übereinkommens mit einigen Wor-
ten darlegen. 

Die Verhandlungen begannen, wie gesagt, vor 
33 Jahren, im Jahre 1922. Die Verschmutzung der 
See durch 01 hatte damals gerade angefangen, an 
einigen Stellen, insbesondere in Hafengewässern, 
Schäden zu zeitigen. Aber diese Schäden waren 
noch wenig einschneidend; denn der bei weitem 
kleinste Teil der Welttonnage verwendete Öl als 
Heizmaterial, und die Beförderung von Öl auf der 
See mit Tankern spielte noch eine sehr kleine 
Rolle. Inzwischen haben sich die Zahlen gewaltig 
erhöht. Während im Jahre 1914 nur 3 1/2 v. H. der 
Welttonnage Öl verwendeten, war im Jahre 1953 
beinahe die gesamte Welttonnage (87 v. H.) auf 
diesen Brennstoff eingestellt. Die Tragfähigkeit 
der Welttankerflotte, die im Jahre 1922 noch mini-
mal war und selbst im Jahre 1939 erst 17 Mil-
lionen t betrug, ist im Jahre 1954 auf 38 Mil-
lionen t gestiegen. 

Damit haben sich selbstverständlich die Schäden 
infolge Verschmutzung der See durch Öl sehr ver- 
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mehrt. Die ersten Leidtragenden waren die Kü-
stenfischer gewesen, deren Netze und sonstige 
Fanggeräte verölten. In einigen Gebieten wurden 
auch Austernbänke durch Öl beschädigt. Zu den 
Klagen der Fischer gesellten sich die Klagen der 
Badegäste. Ein immer größerer Teil der Strand-
bäder, insbesondere in Westeuropa und England, 
wurde mit Öl verschmutzt. Die Badegäste ent-
deckten an ihren Füßen Teerflecke, ihre Schuhe 
und ihre Wäsche wurden in Mitleidenschaft ge-
zogen. Mancher überlegte sich ernsthaft, ob er 
seine nächsten Ferien wieder an einem solchen mit 
Ölrückständen verschmutzten Strand zubringen 
sollte. Die Kurverwaltungen erhoben ihre Stim-
men. Eine unserer Nordseeinseln mußte in einer 
Saison 350 000 DM für die Beseitigung der durch 
Ölverschmutzung des Strandes entstandenen Schä-
den aufwenden. 

Aber weder die Stimmen der Fischer noch die 
der Kurverwaltungen vermochten die schwerfäl-
lige Maschinerie der internationalen Verhandlun-
gen auf Touren zu bringen. Da ereignete sich ein 
Drama, das Drama der durch die Ölpest getöteten 
Vögel. Erst wurden nur einige durch Verölung zu-
grunde gegangene Tiere an den Strand gespült, 
dann fanden Tausende von Tieren, die in einen 
treibenden Ölteppich hineingeraten waren, den 
Tod. Schließlich sind es Zehntausende von Opfern 
der Ölpest geworden. Ich erinnere insbesondere an 
die Katastrophe von Fehmarn und die andere 
große Katastrophe in der Elbemündung. 

Was die Klagen der Fischer und der Kurverwal-
tungen nicht vermocht hatten, das brachte diese 
über die Vögel hereingebrochene Katastrophe zu-
stande. Die Zeitungen in den skandinavischen 
Ländern, in Deutschland und vor allem in England 
berichteten über diese Katastrophe. Hunderttau-
sende von Menschen, die von der Ölpest keine 
Ahnung gehabt hatten, interessierten sich jetzt für 
diese Frage. Im englischen Unterhaus legte der 
Labour-Abgeordnete Callaghan eine durch die Öl

-

pest zugrunde gegangene völlig mumifizierte 
Möwe auf den Tisch des Hauses. — Wenn ich er-
wähne, daß es ein Labour-Abgeordneter war, so 
möchte ich gleichzeitig sagen, daß nicht nur in 
England, sondern auch bei uns der Kampf gegen 
die Ölpest von Abgeordneten aller Parteien ge-
führt wird. — Es wurden Sonderausschüsse ge-
bildet. Und plötzlich war die Maschinerie der in-
ternationalen Verhandlungen auf Hochtouren ge-
bracht. Das Ergebnis ist das Internationale Über-
einkommen zur Verhütung der Verschmutzung der 
See durch Öl, das wir heute ratifizieren. 

Daß die Verhandlungen so lange gedauert haben, 
ist an und für sich kein Wunder, denn es bestehen 
zwischen den das Weltmeer befahrenden Nationen 
in dieser Frage recht erhebliche Interessenunter-
schiede. Es gibt Länder mit einer großen Tanker-
flotte, deren Strandgebiete durch die Ölpest prak-
tisch kaum bedroht sind, und es gibt wiederum 
Länder mit großen Strandgebieten, die unter der 
Ölpest zwar seit Jahrzehnten leiden, deren eigene 
Tankerflotte aber verhältnismäßig klein ist. Die 
Forderungen nach der Strenge der anzuwendenden 
Maßnahmen gingen also weit auseinander. 

Das vorliegende Übereinkommen stellt ein Kom-
promiß dar, und es kann ganz bestimmt nur ein 
erster Schritt in einer Reihe von Maßnahmen sein, 
die letzten Endes zu einer völligen Beseitigung der 

Verschmutzung der See durch Öl führen müssen. 
Es ist daher gut, daß in dem Übereinkommen vor-
gesehen ist, nach dreijähriger Gültigkeit über eine 
Erweiterung und Verschärfung der Maßnahmen 
zu verhandeln. 

Die Menschen, die aus Mitleid mit den Tieren 
die Forderung zur Beseitigung der Ölpest erhoben, 
haben auch sich selbst einen großen Dienst er-
wiesen. Dieser Dienst liegt zunächst mehr auf dem 
Gebiet einer Sehnsucht als auf dem der Wirtschaft. 
Aber es handelt sich hier um eine Sehnsucht, die 
von Millionen Menschen geteilt wird, die Sehn-
sucht, irgendwo in der Welt, im eigenen Vater-
land oder in einem anderen Land, im sauberen 
Wasser und vom sauberen Strand aus baden zu 
dürfen. Wenn wir die Bademöglichkeiten der Be-
völkerung insbesondere in den Industrieländern 
der Erde betrachten, so müssen wir mit Beschä-
mung feststellen, daß wir im industriellen Zeit-
alter Erkleckliches geleistet haben, um unsere 
schönen Flüsse als Badegewässer fast unbrauch-
bar zu machen. Hier am Bundeshaus vorbei fließt 
der Rhein, und in Liedern wird er als der „grüne" 
Rhein besungen. Nun, wir brauchen nur hinaus-
zugehen, um zu wissen, daß der Rhein weder grün 
noch rein ist und daß es auch im Hochsommer ein 
sehr zweifelhaftes Vergnügen ist, im Rhein zu 
baden. Unser Nachbarort, Godesberg, der auch am 
Rhein liegt, führt den Namen Bad Godesberg, aber 
nicht deswegen, weil man dort im Rhein baden 
kann, sondern weil man dort nicht im Rhein zu 
baden braucht, da andere Badegelegenheiten ge-
schaffen worden sind. Noch schlimmer als mit dem 
Rhein ist es mit dem Main bestellt, der aus einem 
klaren Naturfluß in eine Reihe von schmutzigen 
Tümpeln verwandelt worden ist. Und so wie in 
Deutschland sieht es auch in Amerika aus. Alle 
Flüsse, die wir aus den Indianergeschichten als 
wilde, grüne Flüsse kennen, der Hudson, der Po-
tomac, der Delaware, sind schmutzige Industrie-
gewässer geworden, in denen kein Mensch baden 
kann. 
Nachdem wir uns der Möglichkeit, in den Flüssen 

zu baden, durch Verschmutzung der Flüsse fast 
beraubt haben, sind die Strandgelände der Meere 
um so wichtiger geworden. Es gibt heute in Europa 
eigentlich keine nationalen Strandgelände mehr, 
sondern einen internationalen und auch weitge-
hend international bevölkerten europäischen Bade-
strand, der sich von Norwegen, Südschweden über 
Dänemark, Deutschland, Holland, Belgien und 
Frankreich bis zur Straße von Gibraltar hinzieht. 
Juwelen von Strandgeländen liegen an dieser Kü-
stenstrecke und ebenso rings um die Ostsee und 
am Mittelmeer. Alle diese Strandparadiese waren 
von der Ölpest bedroht. Sie würden, wenn man 
der Ölpest nicht einkalt geböte, vielleicht ein-
mal so unbenutzbar werden wie viele unserer 
Flüsse. Der Gewinn, der sich wirtschaftlich ge-
sehen aus dem Internationalen Übereinkommen 
ergibt, liegt auf der Hand, wenn wir daran den-
ken, daß die Klagen der Fischer und der Kurver-
waltungen, die Jahrzehnte hindurch erhoben wur-
den, verstummen werden. 

Wenn Millionen von Europäern in kommenden 
Jahrzehnten in den Strandparadiesen neue Kraft 
und Gesundheit sammeln können, sollten sie daran 
denken, daß sie die Sauberkeit des Strandes der 
Tatsache verdanken, daß die Herzen der Menschen 
und sogar die der Gesetzgeber durch die Tragödie 
der Vögel gerührt worden sind. 
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